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für Balle und den Saalkreis, die Kreiſe Merſeburg Euerfurk, Delikſch- Bikkerfeld,
wikkenberg Schweinik, Torgau Tiebenwerda, Sangerhauſen Erkarksberga und die Mansfelder Kreiſe.

Volksſchullehrer und Arheitel.

Abg. Gen. Heinrich Schulz ſchreibt uns:
Drei Gegenſtände von recht verſchiedener Art haben die

deutſchen Volksſchullehrer auf ihrer ſoeben beendeten Pfingſt-
tagung in Kiel erörtert: die nationale Einheitsſchule, die
pädagogiſche Wiſſenſchaft und die Gefahr einer Veräußer-
lichung der Schularbeit. Aber durch alle drei Erörterungen,
durch die Referate wie durch die Diskuſſionen, zog ſich wie ein
roter Faden die ſtarke Sehnſucht der Lehrer nach einer Hebung
ihres Standes und ihrer Arbeit.

In dieſer Sehnſucht äußert ſich ein geſunder proletariſcher
Inſtinkt, in dem zugleich ein Stück Weſensverwandtſchaft der
deutſchen Volksſchullehrer mit den deutſchen Arbeitern zum
Ausdruck gelangt. Beide ſind jahrhundertelang unterdrückt
worden, beide ſind von den Nutznießern dieſer Unfreiheit über
die Achſel angeſehen worden, beide haben mit zäher Energie
um ihre Anerkennung gekämpft, beide müſſen ſich noch Tag für
Tag ihrer zahlreichen Feinde erwehren.

Doch nein! Jn dem letzten Punkte iſt ſchon eine Gleichheit
nicht mehr zu erkennen, wie ſie in manchen anderen Dingen
von vornherein nicht vorhanden geweſen iſt. Die Lehrer ſind
nicht wie die Arbeiter durch die wirtſchaftliche Entwicklung in
knapper Zeitſpanne aufgerüttelt und zuſammengeſchweißt wor-
den. Die Lehrer waren als einzelne verſtreut über das ganze
Land und die demütige Abhängigkeit des einzelnen Schul
meiſterleins von dem großen „Herrn“ hinderte lange die

Als ſie aber endlich nach vielem Mühen zuſtande
gekommen war, fehlte ihr der richtige Geiſt. Das trotzige
Klaſſenbewußtſein der modernen Arbeiter haben die deutſchen
Volksſchullehrer bis heute noch nicht empfunden. Dazu fühlten
ſie ſich immer zu ſehr als „Beamte“, die ſchwer an der Verant
wortung für das Ganze zu tragen und deshalb ſtets die eigene
Ueberzeugung den Staatsnotwendigkeiben zum Opfer zu
bringen hatten. Die tapfere und ſoziologiſch einzig richtige
Doktrin der Arbeiterklaſſe, daß dieſer „Staat“ keineswegs ein
über den Parteien, Ständen und Klaſſen ſtehendes und alle
mit gleicher Liebe umfaſſendes ideales Wohnhaus iſt, ſondern
nichts anderes als eine Trutzburg der jeweils herrſchenden
Klaſſe zur Unterdrückung der anderen, eine Doktrin, die allein

den Unterdrückten die Möglichkeit eines rückſichtsloſen und be-
freienden Kampfes bietet, ſie iſt den deutſchen Volksſchullehrern
bis zur Stunde fremd und beängſtigend geblieben. Sie ſehen
darin vielmehr etwas Schlimmes, Ungeheuerliches, etwas, das
ſich mit dem „Dienſteid“ nicht verträgt. Solange aber die
Lehrer freiwillig ſolche Feſſel tragen, werden ſie trotz aller
tapferen Worte die Sache ihrer inneren und äußeren Be
freiung wenig fördern.

Gewiß ſind die Lehrer allmählich ein gutes Stück vorwärts
gekommen. Jn vielen Dingen ſogar viel weiter als die Ar
beiter! Auf den wichtigſten Arbeiterkongreſſen ſucht man ver-
geblich nach dem Vertreter irgendeiner Behörde. Nur der
Schutzmann thront irgendwo oben, damit dem Staat kein
Schad' geſchieht. Bei den Lehrerkongreſſen aber wächſt von
Jahr zu Jahr die Zahl und die Feierlichkeit der Behörden, die
zur Begrüßung der deutſchen Volksſchullehrer erſcheinen:
Kultusminiſter, Oberpräſidenten, Regierungspräſidenten,
Bürgermeiſter, dieſes Mal ſogar Admirale! Gerade der ſchlaue
Tirpitz, der für ſeine Marine aus allen Blütew Honig zu ſaugen
ſucht, hat ſich die erdenklichſte Mühe gegeben, den Lehrern den
Aufenthalt in Kiel und bei ſeiner Marine ſo angenehm als
möglich zu geſtalten. Er weiß warum! Die Früchte ſeiner
gaſtfreundlichen Politik wird er gelaſſen abwarten,

Aber gerade da, wo die Lehrer den Arbeitern ſcheinbar weit
voraus ſind, haben ſie es auf Koſten ihrer idealen Ziele getan.
Dieſe ſcheinbare Stärke der Lehrer iſt in Wirklichkeit ihre
Schwäche. Was die Volksſchullehrer fordern, wonach die leiden-
ſchaftliche Sehnſucht ihrer Beſten immer wieder ſtürmiſch ver
langt, das iſt nie und nimmer in Güte und Liebe von den
herrſchenden Klaſſen zu erreichen. Wenn die Lehrer ſich auf
ernſte und zeitgemäße Reformen einigen, wenn ſie ſich zu den
freiheitlichen und ſozialiſtiſchen Schulforderuwgen Comenius“
und Peſtalozzis bekennen, wenn ſie ſich um die flatternde
Sturmfahne der demokratiſchen Schulpolitik Dieſterwegs
ſcharon, ſo werden ſie ſehr bald erkennen, daß außer einigen
Jdealiſten aus dem bürgerlichen Lager nur noch die kämpfende
Arbeiterklaſſe hinter ihnen ſteht. Nicht der Lehrer wegen, auch
nicht aus irgendwelcher übelangebrachter Sentimentalität
heraus, ſondern weil jeder wirkliche Fortſchritt der Schule zu
nächſt und unmittelbar nur der Arbeiterklaſſe zugute kommt,
und weil wiederum die Arbeiterklaſſe allein, ſowohl um ihrer
ſelbſt als auch um ihrer hohen geſellſchaftlichen Kulturziele
willen, das ſtärkſte Jntereſſe an jeder wahrhaften Schulreform
hat. Dabei beſchränkt ſie ſich nicht nur auf die Bekundung
dieſes Jntereſſes, ſondern ſie ſchreitet zu entſchiedener Tat, wo
immer ſich nur die Gelegenheit bietet. Umgekehrt aber ver
ſagen alle bürgerlichen Parteien in den Fragen der Schul
reform; ſelbſt die liberalen Parteien bequemen ſich immer erſt
dann zu beſcheidenem Weitergehen, wenn ſie der Druck der
hinter ihnen ſtehenden und drängenden Arbeiter dazu zwingt.
Wenn glſo die Lehrer die „gute Geſinnung“ und die Hof-higteit her die Kampfesbereitſchaft ſtellen ſollten, ſo wird
die Verwirklichung all der ſchönen Forderungen, die ſie in ihren
Reſolutionen formulieren, in immer weitere Ferne gerückt.
Die Kieler Tagung läßt erkennen, daß noch immer die zwei
Seelen in der Bruſt der deutſchen Volksſchullehrerſchaft mit

einander ringen. Die vorſichtige Leitung will oben nicht an-
ſtoßen und gibt ſich Mühe, das Schiff der Verhandlungen um
gefährliche Klippen herumzuſteuern. Aus der Mitte der Ver-
ſammlung heraus aber und in den Reden erklingt's zeitweiſe
recht reſolut, angriffsluſtig und zukunftsfroh. Der Rede
Kerſchenſteiners über die nationale Einheitsſchule können wir
gewiß nicht in allen Punkten zuſtimmen es fehlt dem libe
ralen Reichstagsabgeordneten für München doch noch manches
zum Sozialiſten aber alles in allem war ſie doch ein offenes
und freudiges Bekenntmis zur einheitlichen Schulorganiſation,
die alle Kinder des Volkes einſchließt und die notwendige und
nützliche Differenzierung nur von Begabung und Neigung, nicht
vom Geldbeutel des Vaters abhängig macht. Die Kieler Lehrer
verſammlung hat ſich einſtimmig zu dieſen Anſchauungen be
kannt und iſt damit erfreulicherweiſe ein gutes Stück über
frühere Beſchlüſſe, die bei der ſogenannten allgemeinen „Volks-
ſchule“ ſtehen blieben, hinausgegangen.

Der energiſche Wunſch der Lehrer, die Pädagogik als voll
gültige Wiſſenſchaft anerkannt zu ſehen und ſie in den Mittel-
punkt der Lehrerbildung zu ſtellen, findet gleichfalls unſere
volle Billigung, und ebenſo unterſtützen wir grundſätzlich das
ſtarke Beſtreben, die Schularbeit vor Veräußerlichung zu
ſchützen, wewn wir auch weder den Referenten noch den Dis-
kuſſionsrednern in allen Einzelheiten zuſtimmen können. Hier
gab es manche Unklarheit über das, was unter Aeußerlichkeit
und Jnnerlichkeit zu verſtehen iſt. Das beſte Wort ſagte hierzu
der Hamburger Lehrer Köſter, der für die Schularbeit zwar die
Autorität anerkennen will, aber nur die Autorität des beſſeren
Könnens, der größeren Erfahrung und des größeren Wiſſens
die hergebrachten Autoritäten, die „ſich auf Gewalt und Macht
ſtützen“, und die heute gerade am meiſten zur Veräußerlichung
der Schularbeit beitragen, ſchob Köſter mit kräftiger Arm-
bewegung aus dem Wege.

Es wäre zu wünſchen, daß die deutſchen Volksſchullehrer
nicht nuv in vereinzelten Perſonen und gelegentlichen Rede-
wendungen, ſondern als machtvolle Berufsorganiſation, der
130 000 Lehrer und damit faſt alle Lehrer Deutſchlands ange
hören, bald die Kraft gewönnen, im friſchen und fröhlichen
aber auch im harten und unnachgiebigen Kampfe allen ſchul-
feindlichen Autoritäten, die „ſich auf Gewalt und Macht
ſtützen“, Schulter an Schulter mit der kämpfenden Arbeiter-
klaſſe zu Leibe zu rücken. Damit würden die Lehrer ſich ſelbſt,
der Schule und der Geſamtheit die beſten Dienſte leiſten!

Abſchreckungs-Juſtiz.
Die ſogenannten Charlottenburger

„Denkmalsſchänder“ wurden wegen
Anbringens von ein wenig roter Farbe an
einem Stein zu insgeſamt fünf und ein
halb Jahren Gefängnis verurteilt.

Es lebe die preußiſche Gerechtigkeit! Sie hat zur Wirklich-
keit gemacht, was die nationalen und patriotiſchen Hetzblätter
forderten. Die preußiſche Juſtiz hat ungeheuerliche Gefängnis-
ſtrafen diktiert an Leute, die einen dummen Streich begingen,
der niemand beſchädigt, durch den nur ein ſteinernes Denkmal
mit ein wenig Farbe bemalt wurde. Aber die Farbe war rot
und die Buchſtaben lauteten: „Rote Woche“ und die
Maler waren Arbeiter, keine Studenten! Dadurch wurde
die Sache von den betriebſamen Arbeiterfeinden von vornherein
als eine „politiſche“ abgeſtempelt, für die die Sozialdemo-
kratie die Verantwortung trage. Dieſe künſtlich vorbereitete
Atmoſphäre ſollte bis in den Gerichtsſaal wirken, das war das
heiße Streben aller Gegner der Sozialdemokvatie. Und nun
hat das Gericht ein ſolch hartes Urteil gefällt, das geeignet iſt,
innerliche Empörung auszulöſen.

Wir haben von vornherein betont, daß wir ſolche Streiche
auf das ſchärfſte verurteilen. Das iſt überall in der Sozial
demokratie ſelbſtverſtändlich. Wir können nmiemals Be
ſchmutzungen öffentlicher Denkmäler dulden, ſeien dieſe „Kunſt
werke“ auch ſo öde und unkünſtleriſch wie die üblichen Hohen-
zollerndenkmäler. Jn der Tat hat die Sozialdemokratie auch
in dem Charlottenburger Falle vollkommen reine Hände ge-
habt. Der Täter war niemals Mitglied der Partei und die
andern waren in keinen Parteiämtern und haben noch viel
weniger im Auftrage irgendeiner Parteiinſtanz gehandelt. Jm
Gegenteil, die Parteileitung hat dieſe Streiche entſchieden ver
urteilt. Solche Art der „Werbung“ nutzt nicht der Partei,
ſondern ſchadet ihr. Alſo: die Partei hat dieſen Denkmals-
bemalern ob ihrer Dummheit zu zürnen.

Aber trotz alledem muß man feſtſtellen, daß das verhängte
Urteil denn doch alles übertrifft, was man ſelbſt in Preußen
für möglich halten konnte. Ein und ein halbes Jahr Gefäng
nis für das Anmalen von zwei Worten an einem toten Stein!
War das bisher erhört? Und die gleiche Strafe dem, der den
Farbtopf hielt! Dasſelbe Strafmaß auch noch dem, der auf-
paßtel! Ein weiteres volles Jahr dem Wirte, der die Farbe
hergab! Jn der Tat, das iſt preußiſche Juſtiz!

75 Mark hat es gekoſtet, den Stein wieder blank zu machen.
Nun, dieſe Summe wäre als Strafe angemeſſen geweſen, das
hätte man gelten laſſen können. Aber 536 Jahre Gefängnis!

Freilich: der tote Sockelſtein trägt eine zwar ebenſo tote
Figur, aber eine Figur, die einen früheren Hohenzollern dar-
ſtellen ſoll. Hier liegt der Schlüſſel zum Verſtändnis des Ur
teils. Das Bemalen mit Farbe iſt nichts als eine Albernheit.
Aber der Stein! Der entſcheidet. Und dann die Klaſſe
der Angeklagten. Man denke nur einmal an die Streiche der

Studentenl Welche Roheiten, Rüpeleien und Skandale
ſind nur in letzter Zeit allein in Halle von den gebildeten
und wohlhabenden Herrchen verübt worden! Freilich
waren die Objekte hier keine Kaiſerdenkmäler, überhaupt keine
toten Steine, ſondern oft leben dige Denkmäler, Men
ſchen, die angepöbelt, gekränkt und angeſchmutzt wurden. Doch
da hört man nicht von 1 Jahren Gefängnis, ſondern von
höchſtens 75 Mk. Geldſtrafe. Patriotiſcher Denkmalsſchutz
dünkt der preußiſchen Gerechtigkeit wichtiger als einfacher
Bürgerſchutz.

Die Arbeiterklaſſe lernt auch aus dieſem Berliner Urteil.
Das Vertrauen zu einer über den Parteien ſtehenden Juſtiz iſt

bis auf den Nullpunkt geſunken. Das Urteil ſoll ab
ſchreckend wirken! Ja, das wird es; es ſchreckt die Ar-
beiterklaſſe immer mehr von der bürgerlichen Klaſſengeſellſchaft
und ihrer Rechtſprechung ab. Und das iſt der einzige Weg für
ſie zur dereinſtigen Herbeiführung beſſerer Zuſtände

Verhandlungsbericht.
P. B. Berlin, 8. Juni 1914.

Angeklagt waren der Arbeiter Linke, die Schloſſer
Göpfert und Kuhls, ſowie Gaſtwirt Rau wegen Ver-
gehens gegen den 8 304 des Str.G.B. bezw. wegen Beihilfe.
An 14 Stellen des Kaiſer-Friedrich- Denkmals auf dem Luiſen-
platz in Charlottenburg waren die Worte „Rote Woche“ mit
roter Farbe angeſchrieben.

Der Angeklagte Linke bekannte ſich ſchuldig, dieſe Worte
angeſchrieben zu haben. Auf die Frage des Vorſitzenden, wie
er dazu gekommen ſei, gibt er folgende Darſtellung: Am Vor
mittag des 10. März war er in der Gaſtwirtſchaft des Gaſt
wirts Rau und ſpielte Billard. Er hatte vorher zu dem in der
Gaſtwirtſchaft ſtattfindenden Roſenfeſt Sträuße geholt. Bei
ſeiner Anweſenheit in der Gaſtwirtſchaft hörte er, daß an dem
Abend ein Extrazahlabend der ſozialdemokratiſchen Partei
ſtattfinden ſollte. Da er nicht Mitglied der ſozialdemo-
kratiſchen Partei ſei, habe er ſich darum nicht weiter ge-
kümmert. Nach dem Zahlabend, es mag gegen 11 Uhr geweſen
ſein, und die Teilnehmer am Zahlabend waren bereits fort-
gegangen, ſagte der Angeklagte Kuhls zu einem ihm Unbe-
kannten, ſie wollen nach dem Luiſenplatz gehen. Der Grund
hierfür wurde nicht geſagt. Erſt ſpäter wurde er aufgefordert,
mitzukommen. Wer das zu ihm geſagt hat, könne er mit Be-
ſtimmtheit nicht angeben. Hierbei hörte er auch, es ſollten die
Worte „Rote Woche“ an das Kaiſer-Friedrich-Denkmal ge-
ſchrieben werden. Rau hat ihn gefragt: „Na, Rudolf, gehſt
auch mit?“ Er erklärte ſich dazu auch bereit. Wer ihn dazu
veranlaßte, weiß er nicht; er hatte ziemlich viel getrunken und
war ſich über ſein Handeln nicht mehr klar. Am Tage hatte er
für Rau in deſſen Auftrag für 10 Pfg. Anilinfarbe geholt. Er
glaubte, daß dieſe für Plakate ſein ſollte, da er für Rau ſchon
einige Plakate, die zu deſſen Geſchäftsgwecken dienten, gemalt
hatte. Vorſ.: Wer wollte die Zettel mit der Aufſchrift
„Rote Woche“ ankleben? Angeklagter: Das weiß ich nicht.

Vorſitzender machte darauf aufmerkſam, daß die heutigen
Angaben des Linke von früheren Vernehmungen erheblich ab-
weichen. Der Angeklagte erklärte, daß er nicht ſeine eigenen
Beobachtungen wiedergegeben habe, ſondern nur das, was er
vom Hörenſagen kenne. Nach ſeiner Meinung haben alle in
dem Lokal anweſenden Gäſte von dem Plan, die Schrift an
dem Denkmal anzubringen, gewußt. Keiner habe das Gefühl
gehabt, ſich ſtrafbar zu machen. Ob Kuhls nachher dabei war,
weiß er nicht.

Angeklagter Göpfert gibt zu, Zettel angeklebt zu haben.
Er iſt mit Ran als ehemaligen Werkſtattskollegen bekannt. Zur
faglichen Zeit war er arbeitslos und hat ſich häufiger in der
Gaſtwirtſchaft bei Rau aufgehalten. Mitglied der ſozialdemo-
kratiſchen Partei war er zur Zeit nicht mehr. Kuhls habe ihn
gefragt, ob er Farbe habe. Er erwiderte, dieſe für ſeine Laube
gebrauchen zu wollen. Später ſei er von Kuhls eingeladen
worden, mit nach Charlottenburg zu kommen. Das Lokal von
Raun liegt an der Moabiter Grenze.) Sie Heſprachen anch, üher
den Luiſenplatz zu gehen. Auf dem Wege dahin ſind ſie nach in
einer Gaſtwirtſchaft in der Uhlandſtraße geweſen. Göpfert he-
hanuptete noch, von keinem Menſchen aufgefordert worden zu ſein,
das Denkmal zu bemalen. Von Bemalen ſei überhaupt keine
Rede geweſn. (Jn der Vorunterſuchung ſoll er angegeben
haben, von Kuhls dazu aufgefordert zu ſein.) Auf den Wider-
ſpruch der beiden Ausſagen aufmerkſam gemacht, erklärte er,
daß in der Vorunterſuchung bei dem Richter oder dem Polizei-
kommiſſar unbedingt ein Jrrtum vorgeherrſcht haben müſſe.
Bei dem Denkmal angekommen, habe ihn Linke aufgefordert,
den Farbentopf einen Blumenunterſatz zu halten, da er
Farbe zurecht machen wolle. Dieſer Aufforderung kam er nach.
Was dann geſchehen ſei, wiſſe er nicht, da er dann fortge-
gangen ſei.

Angeklagter Kuhls gibt an, erſt nach der zur Anklage ſtehen
den Affäre zum Bezirksführer des Wahlvereins von ſeinem
Bezirk gewählt worden zu ſein. Nach dem Zahlabend ſaß er
noch in dem allgemeinen Schankraum bei einem Glaſe Bier, ein
für ihn ſehr ſeltenes Vorkommnis. Er hörte dabei, wie an



nene T Janderen Tiſchen erzählt wurde, daß noch Perſoſlen nach ben
KaiſerFriedrich Denkmal gehen wollten. Der Zweck wurde nicht
beſprochen. Den Angeklagten Linke habe er vordem nicht ge
kannt. Die Behauptung, er hätte den Linke aufgefordert, die
Worte „Rote Woche an das Denkmal zu ſchreiben, ſei wider-
anig da er doch dazu keinen Unbekannten aufgefordert hätte.

zielmehr hatte er die Abſicht, feſtzuſtellen, ob überall die Zettel
angeklebt worden ſeien. Vom Vorſitzenden wird auch dieſer
Angeklagte darauf aufmerkſam gemacht. daß er in früheren
Vernehmungen anders als jetzt ausgeſagt habe. Den Wider-
ſpruch erklärte er dadurch, daß er in ſeiner Aufregung der Ver-
nehmung nicht richtig folgen konnte. Er ſei in Sorge um ſeine
Familie, die aus Frau und fünf unmündigen Kindern beſteht,
geweſen, und durch die mit der Sache verbundenen Aufregungen
volltommen irritiert worden. Tatſache ſei, daß er nicht am
Denkmal war und auch nicht „Schmiere geſtanden“ habe.

Angeklagter Rau beſtreitet, von einem Plan, das Denkmal
zu beſchmicren, gewußt zu haben. Er hatte an dem fraglichen
Abend in ſeiner Wirtſchaft viel zu tun. Seine Frau war nicht
anweſend, ſo daß er allein die Gäſte bedienen mußte. Auf die
im Vereinszimmer gepflogene Unterhaltung habe er nicht ge-
achtet, da er vor allen Dingen ſeine geſchäftlichen Obliegenheiten
erfüllen mußte. Linke habe ihn um Farbe und Spiritus ge-
beten. Den letzteren habe er ihm in einer Medizinflaſche verab-
folgt und dann habe er ihm auch noch, da er keine Farbe mehr
hatte, 10 Pf. gegeben, damit er ſolche kaufen könne. Er habe nicht
danach gefragt, was Linke damit machen wollte. Gegen 1512
Uhr hörte er, daß einige Gäſte nach dem Luiſenplatze gehen
vollten. Dabei fragte er Linke: „Rudolf, du gehſt auch mit?“

Das war mehr in Frageform geſchehen, keineswegs konnte
das eine Aufforderung zum Mitgehen ſein. Linke und auch die
anderen ſagten nicht, daß ſie zum Denkmal gehen und dieſes be
malen wollten. Wer den Gedanken ausſprach oder angeregt
hatte, weiß er nicht. Erſt aus der Zeitung habe er geſehen, was
paſſiert war.

Zeuge Weſterwellber: An dem fraglichen Abend ſei er
von 8—10 Uhr in der Gaſtwirtſchaft von Rau geweſen und habe
Karten geſpielt. Von Linke habe er die Aeußerung gehört, daß
er noch zum „Luiſendenkmal“ gehen müſſe, bezw. daß Linke mit
Göpfert dorthin müſſe. Linke habe dabei die Bemerkung gemacht,
daß er vielleicht morgen ſchon in Moabit ſei. Wer mitgegangen
ſei, wiſſe er nicht. Gegen 12 Uhr kam ſeine Frau und Frau Rau
aus der Geſangsſtunde. Nach ſeiner Meinung müſſe Rau ge-
wußt haben, daß das Denkmal bemalt werden ſollte. Einige
Tage ſpäter ging Linke mit ihm an dem Denkmal vorbei, davei
ſagte ihm dieſer, er (Linke oder Göpfert beſtimmt kann das
der Zeuge nicht mehr angeben habe die Farbe und den be-
nutzten Pinſel ins Waſſer geworfen. Weiter ſagte ihm Linke:
Wer etwas ausſagt, wird unſchädlich gemacht. Linke gab auch
noch ein Geſpräch wieder, wonach Göpfert geſagt habe: Wenn
etwas herauskommt, ſo liege genügend Geld bereit, um die Be-
treffenden ins Ausland zu bringen. Göpfert ſowohl wie
Linke beſtreiten, jemals dieſe oder ähnliche Aeußerungen ge-
tan zu haben. Göpfert habe im Gegenteil vor der falſchen Auf-
faſſung gewarnt, daß für ſolche Dinge Geld beſchafft werden
würde oder könnte. Verteidiger Juſtizrat Sonnenfeld
fragt den Zeugen Weſterweller, ob er oder ſeine Frau die An-
zeige erſtattet habe. Verſchiedene Anzeigen ſprechen ſehr deut-
lich dafür. Zögernd verneinte der Zeuge die Frage.

Zeuge Roſenberg iſt mit einigen Bekannten bis zum
Denkmal mitgegangen, wo er ſich dann von dieſen trennte. Ge-
ſehen hat er nicht, daß jemand Farbe hatte. Sie haben einen
Rundgang in Charlottenburg gemacht, um zu ſehen, wo überall
Zettel angeklebt ſeien. Er habe nichts davon gehört, daß das
Denkmal bemalt werden ſollte. Cbenſo hat er nicht geſehen, daß
Rau dem Linke Farbe gegeben habe. Roſenberg wird nicht
vereidigt.

Magiſtratsbaurat Walter berichtet, daß insgeſamt
75 Mark für Beſeitigung der Aufſchriften ausgegeben worden
ſind.

Sachverſtändiger Dr. Brüning ſagt aus, daß es relativ
einfach war, den Farbſtoff vom Denkmal zu entfernen. Es
ſei auch nicht anzunehmen, daß ſich der Farbſtoff am Denkmal
wieder bemerkbar macht.

Damit war die Beweisaufnahme geſchloſſen. Der Staat s-
anwalt führt aus: An 14 Stellen ſei das Denkmal, ein
Kunſtwerk, von frevelhafter Hand beſudelt worden. Das An-
bringen der Jnſchrift ſei beleidigend, beſonders für jeden natio-
nalen Mann. Es kommt nicht darauf an, daß die Jnſchrift
beſeitigt werden konnte. Es wirke beſchämend, daß die Ange-
klagten ihre früheren Ausſagen zurücknehmen. Sicher iſt, daß
Linke als Werkzeug gedungen worden ſei, um die Schrift anzu-
malen. Die Angeklagten haben ſich noch zu ihrer Tat Mut ange-
trunken. Bei den Angeklagten liege ein bewußtes und ge-
wolltes Zuſammenwirken vor. Kuhls ſei der Leiter geweſen
und habe die anderen zur Tat angeſpornt. Bei Rau ſei nicht an
zunehmen, daß er Linke zu der Tat angeſtiftet hat. Sicher aber
hat er von dem Plane gewußt. Er ſei der Beihilfe ſchuldig. Di
Triebfeder zu dieſer Tat ſei parteipolitiſcher Fanatismus. Jm
Intereſſe der öffentlichen Ordnung und Sicherheit ſei ein hohes
Strafmaß geboten. Das Urteil müſſe abſchreckend wirken. An
gebracht wäre die Höchſtſtrafe von drei Jahren Gefäng-
n i s. Wenn er dieſen Antrag nicht ſtelle, dann deshalb, weil das
Denkmal keinen dauernden Schaden habe. Gegen jeden der
Angeklagten beantrage er zwei Jahre Gefängnis, und
wegen der ehrloſen Geſinnung, die die Angeklagten durch ihre
Tat bezeigt haben, Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte
auf drei Jahre.

Verteidiger Rechtsanwalt Leonhard Friedmann bemerkt,
daß es ſich bei der Tat der Angeklagten um keine Denkmals-
ſchändung, ſondern um eine Denkmals beſchädigung han-
delt. Wenn das politiſche Moment aus der Verhandlung aus-
geſchieden wird, ſei das ganze eine objektive Lumperei.

Juſtizrat Sonnenfeld kommt als ſcharfer politiſcher
Gegner der Sozialdemokratie zu dem Ergebnis, daß die Tat
der Angcklagten mit einer politiſchen Demonſtration nicht das
geringſte zu tun hat.

Nach kurzer Beratung verkündet der Vorſitzende, das Gericht
habe gegen Göpfert, Linke und Kuhls auf eine Gefängnisſtrirfe
von 1 Jahr 6 Monaten erkannt; gegen Ran wegen Beihilfe auf
ein Jahr Gefängnis. Den Angeklagten wird je ein Monat der
Unterſuchungshaft auf die Strafe angerechnet. Zur Be-
gründung führte er aus: Am Abend war bei Gelegenheit des
Zahlabends der Plan gefaßt worden, das Denkmal zu bemalen.
Die Tat iſt durch die Angeklagten verabredet und die Aus-
führung nach einem beſtimmten Plane vollzogen worden. Für
die Abmeſſung der Strafe iſt berückſichtigt worden, daß die Tat
in ganz Deutſchland Aufſehen hervorgerufen hat. Es ſei eine
bodenloſe Frechheit, wenn die Sozialdemokratie für ihre Partei-
reklame Denkmäler benütze. Zu berückſichtigen ſei auch, daß
die Angeklagten ungebildete Leute ſeien, die durch die Partei
verhetzt und verführt worden ſind. Die Angeklagten glaubten,
der Partei zu dienen und in ihr einen Rückhalt zu finden. Die
Tat ſelbſt iſt ſo frech, daß das Urteil abſchreckend wirken muß,
und zwar ſo, daß in Zukunft jeder Frevler ſagen muß: Hände
weg von dem Denkmal eines deutſchen Kaiſers.

Die Haftentlaſſungsanträge der Verteidiger wurden wegen
Fluchtverdachts abgelehnt. Die Angeklagten erklärten, auf die
Einlegung von Rechtsmiteln gegen das Urteil verzichten zu
wollen. Damit wird das furchtbare Urteil rechtskräftig.

Politiſche Ueberſicht.
Halle (Saale), 9. Juni

e preußiſche Beſoldungsvorlage.
Am Montag begann die verſtärkte Budgetkommiſſion des

preußiſchen Dreiklaſſenhauſes die Beratung des Geſetz-
entwurfs über Abänderung der Beſoldungsordnung. Der Bericht
erſtatter wies darauf hin, daß alle geäußerten Wünſche der Be-
amtenſchaft eine jährliche Erhöhung des Etats um 550 Millionen
Mark bedeuten. Dieſe Wünſche zu befriedigen, ſei unausführbar.
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Jedenfans müſſe eine völlige Gleichmäßigkeit zwiſchen dem Reiche

und Preußen erſtrebt werden. Jn' einer zu vereinbarenden
Reſolution ſollen der Staatsregierung grundſätzliche Erwägungen
für die ſpätere Reform in die Hand e werden. Der Finanz-
miniſter erklärte hierauf, daß jede Abänderung der Novelle nach
gründlicher Erwägung der Kgl. Staatsregierung unannehmbar ſein
würde, da eine feſte Umgrenzung unbedingte Notwendigkeit ſei.
Für die r weitergehender Wünſche könne zunächſt
ein Termin noch nicht feſtgelegt werden, ſo lebbaſt auch die Kgl.
Staatsregierung beſtrebt ſei, die Beſeitigung von Härten bald-
möglichſt in die Wege zu leiten. Die Jnnehaltung des Termins
(1. Januar 1916) werde auch von Preußen angeſtrebt werden,
mit der Vorausſetzung einer Regelung im Reiche. Ob indes dieſer
Termin eingehalten werden könne, ſei jetzt mit Sicherheit noch
nicht zu ſagen. Auf jeden Fall würden die Gehälter der gehobenen
Unterbeamten vor 1918 geregelt werden dieſer Termin dürfte
auch für eine weitere Beſoldungsreform angeſtrebt werden.

Konſervativer Terror.
Der nationalliberale Rerchstagsabgeordnete Dr. Vöttger

hatte kürzlich im Tag den Agrarkonſervativen, die ſo gern über
ſozialdemokratiſchen Terrorismus zetern, einen Spiegel vor-
gehalten, über den die Deutſche Tageszeitung nicht wenig un-
gehalten war. Dr. Böttger ſandte daher dem Oertel-Blatt eine
Entgegnung, in der es heißt: „Was ich vom Terrorismus der
in ländlichen Gegenden von Agrariern und Konſervativen aus-
geübt worden iſt) erwähnt habe, iſt nicht nur bei der Wahl in
Oſterburg-Stendal in die Erſcheinung getreten. Jch verſtehe
darunter in erſter Linie Saalabtreiben und Einſchüchtern von
Geſchäfreleuten, durch einflußreiche Grundbeſitzer. Beiſpiele
liegen hierzu in ſo großer Zahl vor, daß ein Abſtreiten ſinnlos
iſt, und daß eine geſetzliche Regelung allmählich geboten er-
ſcheint.

Die Deutſche Tageszeitung weiß hierzu in langen Ausfüh-
rungen ſo gut wie nichts zu ſagen. Sie entgegnet zunächſt
widerſpruchsvoll, alle Parteien ohne Unterſchied hätten im
Wahlkampfe die Taktik des Saalabtreibens angewendet; ein
Druck guf die Saalbeſitzer ſei aber von den Konſervativen nicht
ausgeübt worden, ſondern erſtere hätten bei der Verweigerung

ihrer Säle zu Verſammlungen in ihrem eigenen Jntereſſe ge
handelt, um den Frieden unter ihren Gäſten nicht ſtören zu
laſſen. Zum Schluß bemerkt das Blatt noch, außer bei der
Sozialdemokratie finde man den organiſierten geſchäftlichen
Voykott nur noch auf liberaler Seite, und Herr Dr. Böttger ſei
den Beweis für ſeine Behauptungen ſchuldig geblieben. Dr.
Böttger wird nun wohl deutlicher werden müſſen. Es wird ihm
dies nicht ſchwer fallen, da ihm ja die Wahlprüfungsakten des
Reichstags zur Verfügung ſtehen.

Titelſchacher aus neueſter Zeit.
Zwei weiteren Briefen, die der Breslauer Volkswacht zuge-

gangen ſind, iſt zu entnehmen, daß ein gewiſſer Düſſinger
aus Magdeburg den Hoflieferantentitel für 2509 Mark auch
an Handwerksmeiſter mit „beſſerer“ Kundſchaft
vermittelt hat, und zwar noch im Januar 1914. Jm übrigen
iſt es das alte Bild, neu iſt höchſtens, daß dieſer Schacher nicht
wartet, bis ein Titelhungriger ſich auf Jnſerate oder andere
Angebote hin meldet, ſondern daß man ſich die geeigneten
Opfer aus Katalogen und Adreßbüchern herausſucht und dann
auf „ehrenwörtliche Diskretion“ verpflichtet. Herr Düſſinger
reiſt dann ſelbſt in die Orte, um alles andere „korrekt“ zu er
ledigen. Jmmer „Zug-um-Zug-Geſchäft“!

Deutſches Reich.
Zum Kampf ums preußiſche Wahlrecht. Am Sonntag

nachmittag fand in Düſſeldorf eine von 5000 Perſonen be
ſuchte Verſammlung in einem Zirkusgebäude ſtatt, die Stellung
nahm zur preußiſchen Wahlrechtsfrage. Eine Reſolution, die
den politiſchen Maſſenſtreik als notwendig zur
Erringung des freien Wahlrechts in Preußen verlangt, wurde
einſtimmig angenommen. Außerdem' erklärte ſich die Ver-
ſammlung einſtimmig mit der Tätigkeit der ſozialdemokratiſchen
Fraktion des Reichstages einverſtanden.

Von den Fortſchrittlern. Die Fortſchrittliche Volkspartei
hat am Sonntag Bezirksparteitage in Schleſien und in Olden-
burg abgehalten. Auf dem ſchleſiſchen Parteitage nahm Abg.
Fiſchbeck Gelegenheit, die Sammlungspolitik namens der
Fortſchrittlichen Volkspartei abzulehnen. Natürlich rieb ſich
Fiſchbeck auch an der Sozialdemokratie, deren Tätigkeit im
Reichstage er ſcharf angriff und der er „falſche Taktik“ vor-
warf. Der Oldenburger Parfeitag beauftragte den Abg.
Fegter, daß vom Geſamtvorſtande der Fortſchrittlichen
Volkspartei eine Schrift herausgegeben werde über die geſchicht
liche Entwicklung der Unterſtützung ſozialdemokratiſcher Ab
geordneter durch die bürgerlichen Parteien.

Heinze hat es erreicht. Der ehemalige nationalliberale
Reichstagsabgeordnete und ſächſiſche Landgerichtsdirektor
Heinze iſt zum Reichsgerichtsrat ernannt worden. Heinze
war früher in Dresden tätig und zeigte bei ſeinem erſten poli-
tiſchen Auftreten gewiſſe nationalſoziale Neigungen, die ihn
in den falſchen Verdacht brachten, ein liberaler Mann zu ſein.
Gelegentlich der Blockwahlen 1907 gelang es ihm, den Dresden-
Altſtädter Kreis zu erobern, und im Reichstag entpuppte er
ſich dann bäld als einer der eifrigſten freiwilligen Regierungs-
kommiſſare. Wenn es irgendeine vom liberalen Standpunkt
aus gewagte Sache zu verteidigen galt, Heinze war der richtige
Mann dazu; er ließ ſich von den Deſperados der äußerſten
Rechten kaum übertrumpfen. Seine parlamentariſche Tätigkeit
fand bei den Wahlen 1912 ein Ende und nun ſollte der ſo
brauchhare Mann unter allen Umſtänden beim Reichsgericht
untergebracht werden. Es war ein offenes Geheimnis, daß
binter der wiederholt geſtellten Forderung der Regierung,
einen ſechſten Reichsanwalt fatsmäßig anzuſtellen, die Abſicht
ſtand, Heinze mit dieſem Poſten zu na, ſagen wir belohnen.
Die Forderung der Regierung wurde aber regelmäßig abge-
lehnt, und nun hat man ſich ſo geholfen, daß man ihn zum
Reichsgerichtsrat ernannte. Heinze dürfte einer der jüngſten
Reichsgerichtsräte ſein, er iſt noch nicht 49 Jahre alt. t

Frankreich.
Ein Miniſterium Ribot? Die Miniſterkriſe ſcheint kein

Ende nehmen zu wollen. Nachdem der Präſident Poincars von
einer ganzen Reihe Politikern, denen er die Bildung des Mini-
ſteriums übertragen wollte, Abſagen erhalten hat, entſchloß ſich
endlich Ribot, den Auftrag zu übernehmen. Jndes auch er
hat ſich über die Möglichkeit, daß ihm die Bildung des Mini-
ſteriums gelingen werde, ſehr peſſimiſtiſch geäußert.
„Jch habe,“ ſo erklärte er, „den Auftrag aus Ehrerbietung für
den Präſidenten der Republik übernommen, aber ich glaube
nicht, ihn durchführen zu können. Mein Geſund-
beitszuſtand legt mir Schonung auf, und ich fühle nicht den
Mut, mich mit der Kammer herumzuſchlagen.“

Leon Bourgeois und Delcaſſés haben Ribot ihre Mit-
arbeig zur Bildung des Kabdinetts für den Fall des Gelingens
ſeiner Miſſion zugeſagt. Sollte aber Ribot jedoch zu der Ueber
zeugung kemmen, daß er in der Kammer auf den geſchloſſenen
Widerſtand der äußerſten Linken ſtößt, ſo wird er Herrn Poin
caré raten, Viviani wieder zu berufen. Viviani dürfte vor
ausſichtlich in dieſem Falle ein Miniſterium zuſtande brin-
gen (7), vielleicht mit Clemenceau.
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Paris, 9. Juni. Trotz der Bilten Ribots we
Viviani endgültig, das Unterrichtsminiſterium zu übernehmen.
Ribot ſicherte ſich die Mithilfe von Delcaſſs, Noulens, Clémentel,
Jean Dupuy und Leon Bourgeois, der, wie es heißt, das Mini-
ſterinum des Auswärtigen übernehmen wird

Stalien.
Generalſtreik gegen die polizeilichen Ausſchreitungen in An

cona. Als Zeichen des Proteſtes gegen die infame Nieder-
ſchießung demonſtrierender Arbeiter durch die
Polizei in Ancona hat die Arbeiterkammer von Ancong
den Generalſtreik proklamiert, der Montag früh
begann. Die Läden wurden geſchloſſen, die Arbeiter feierten.
Jn einer am Vormittag abgehaltenen Verſammlung hielten
einige Redner Proteſtanſprachen. Nach Schluß einer Proteſt-
verſammlung durchzogen Scharen von Demonſtranten die
Straßen und begaben ſich zum Gebäude der Stadtverwaltung,
wo ſie veranlaßten, daß eine Fahne halbmaſt gehißt
wurde. Der königliche Kommiſſar hat einen Erlaß an die
Bevölkerung gerichtet, in dem er das lebhafte Be dauern
der Regierung über die Opfer der Zuſammenſtöße zum
Ausdruck bringt, eine „ſtrenge Unterſuchung der Angelegen-
heit“ zuſagt und zur Ruhe mahnt.

Auch die Arbeiterſchaft von Rom hat den Generalſtreik er-
klärt; der geſamte Trambahn- und Droſchkenverkehr ruht. Die
wichtigſten Gebäude wurden militäriſch beſetzt.

Rom, 8. Juni. Bei Beginn der Kammerſitzung be-
antragte der Deputierte von Anconga, Bocconi (Republikaner),

die Aufhebung der Sitzung als Zeichen der
Trauer über die Vorgänge in Ancona. Als nach
kurzer Debatte über den Antrag namentlich abgeſtimmt werden
ſollte, ergab ſich, daß das Haus beſchlußunfähig war. Die
Sitzung wurde auf morgen vertagt.

Rom, 9. Juni. Der geſtrige Nachmittag iſt ruhig verlaufen.
Ein großer Teil der Arbeiterſchaft feierte und die Straßen-
bahner und Droſchkenkutſcher ſchloſſen ſich dem Streik an. Am
Abend fand im Volkshauſe eine große, von der Arbeiterkammer
einberufene Volksverſammlung ſtatt in der einige
ſozialiſtiſche Abgeordnete Stellung zu den Ereig-
niſſen in Ancona nahmen. Nach Schluß der Verſammlung ver-
ſuchte die Menge in das Stadtinnere vorzudringen, wurde aber
von der Polizei und dem Militär daran verhindert. Ernſtere
Zwiſchenfälle haben ſich nicht ereignet.

Balkan.
Die Wirren in Albanien werden jetzt in Wien an „unter-

richteten Stellen“ angeblich weſentlich günſtiger“ beurteilt, als
noch vor 24 Stunden. Die dem Fürſten zur Verfügung ſtehen-
den Streitkräfte ſollen „beträchtlicher“ ſein, als man anfangs
annahm. Vor allem aber ſind die Unſtimmigkeiten zwiſchen
den diplomatiſchen Vertretungen der Adria-Mächte behoben.
Auch der jüngſte Zwiſchenfall von Duragzzo iſt erledigt, nachdem
die all aniſche Regierung de- und wehmütig Abbitte geleiſtet
hat. Der italieniſche Geſandte hatte eine Beſprechung mit dem
Fürſten und den Miniſtern, welche anerkannten, daß der hol-
ländiſche Oberſt falſch gehandelt hatte, und verſprachen, volle
Genugtuung zu geben. Der italieniſche Geſandte be-
ſtand auch auf einer Prüfung der Papiere; dieſe wurde ſeitens
einer gemiſchten Kommiſſion vorgenommen, weil der Geſandte
die Haltloſigkeit der Anklage beweiſen will unabhängig von der
Genugtnung, die für die Verletzung der Kapitulationen ge-
ſchuldet wird. Es heißt, daß die hol ländiſchen Offi-
z ire, beſonders Oberſt Thomſon, der albaniſchen Regierung
den Gehorſamverweigern, weil ſie ihr Amt aus einem
Mandat der Mächte herleiten, wie es auf der Londoner Konfe-
renz beſchloſſen worden ſei. Die albaniſche Regierung hat
an den italieniſchen Geſandten ein offizielles Schreiben ge-
richtet, in welchem ſie die bereits ſchriftlich abgegebenen Ver-
ſicherungen wiederholt, daß ſie Jtalien für die Verhaftung des
Majors Muricchio Genugtuung geben wolle.

Die Aufſtändiſchen geſchlagen? Bei Tirana ſollen die
Aufſtändiſchen geſchlagen worden ſein. Auch aus Elbaſſan
werden „ſchwere Niederlagen“ der Aufſtändiſchen ge-
meldet Auch ſollen im Lager der Aufſtändiſchen „ernſte
Zwiſtigkeiten“ ausgebrochen ſein, infolgederen größere Neigung
zur Unterwerfung vorhanden ſein ſoll (7). Wie aus Elbaſſan
gemeldet wird, hat eine Gendarmerieabteilung die Aufſtän-
diſchen nach heftigem Kampfe aus dem Dorfe Bradaſcheſch
vertrieben. Eine große Anzahl von Freiwilligen hat ſich
den Gendarmen, welche gegen Tirana vorgehen, angeſchloſſen

Valona, 9. Juni. Als geſtern einige Einwohner von
Fieri, deſſen Bevölkerung dem nach den Ereigniſſen von
Durazzo ergangenen Mobiliſierungsbefehl Widerſtand ent-
gegengeſetzt hatte, verhaftet und nach Berat transportiert wer-
den ſollten, nahmen die Einwohner gegen die Gendarmen
Partei und ſuchten die Gefangenen zu befreien. Jn dem ſich

entſpinnenden Handgemenge wurden vier Perſonen ge-
tötet.

Sozigliſtenverfolgung in Gricchenland. Die alte hiſtoriſche
Tatſache, daß ein ſiegreicher Krieg eine ſtarke Re aktion im
Gefolge khat, offenbart ſich zurzeit wieder einmal in Griechen-
land. Die griechiſche Regierung gefällt ſich darin, die ſozia-
liſtiſche Bewegung beſonders in den durch den Krieg neu-
gewonnenen Landesteilen in der gehäſſigſten Weiſe zu vers-
folgen. Um die öffentliche, Meinung für ihr Vorgehen zu ge-
winnen, ſchickt ſie die bürgerliche Preſſe vor. Dieſe iſt ſelbſtver
ſtändlich, wie überall, wo es gegen die Arbeiter und den Sozia
lismus geht, gern bereit zu jeglicher Schandtat. Deshalb hat
eine gewiſſe griechiſche Preſſe auch einen planmäßigen Verleum-
dungsfeldzug gegen die ſozialiſtiſche Bewegung eingeleitet. Sie
behauptet, daß die Genoſſen von Saloniki im Dienſte der bulga-
riſchen Komitadſchis ſtünden, daß ſie von fremdem Gelde bezahlt
werden und verlangen nun auf Grund ihrer Verleumdungen
die ſchärfſten Maßnahmen und Ausnahmegeſetze gegen unſere
Genoſſen von Saloniki.

Ein ſtarker Dorn im Auge iſt der griechiſchen Regierung auch
die gewerkſchaftliche Bewegung. Sie ſoll mit allen
Mitteln niedergedrückt werden. So wurde vor einigen Tagen
eine Verſammlung der Tabakarbeiter unter Anführung eines
Unterſuchungsrichters und Polizeioffiziers von Gendarmen
überfallen. Das ganze Verſammlungslokal wurde umſtellt und
vom Keller bis zum Boden durchſucht. Sie ſuchten angeblich
nach Vomben und nahmen dann zwei Säcke mit Papieren der
Organiſationen mit ſich.

Das Ziel, welches die griechiſche Regierung mit, dieſen Ver
folgungen erreichen will, liegt klar zutage. Sie gibt ſich des
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Wahnes hin, die ſozialiſtiſche Bewegung ſowohl wie die gewerk
ſchaftliche vernichten zu könen. Und ſie iſt in den Verfolgungen
um ſo eifriger und brutaler, da die Wahlen nahen und die Re-
gierung Venizelos es mit allen Mitteln verhindern will, daß mit
der Sozialdemokratie eine ernſte und gut organiſierte Oppoſi-
tion ihren Einzug in dos griechiſche Parlament hält. Da die
griechiſchen Genoſſen noch immer unter einem Ausnahmezuſtand
leben der Belagerungszuſtand iſt noch nicht aufgehoben
können ſie leider nicht ſelbſt das erbärmliche und reaktionäre
Treiben der Regierung gebührend öffentlich n den Pranger
ſtellen; auf die Unterſtützung irgendeiner fortgeſchrittenen
Partei im Land können ſie ebenfalls nicht rechnen. Sie rechnen
daher auf die Solidarität der ſozialiſtiſchen Par-
teien der Jnternationale. Sie hoffen, in ihrem
Kampfe die Unterſtützung des internationalen Proletariats zu
erhalten. Die öffentliche Meinung muß aufgerüttelt werden,
um die gricechiſche Regierung zu hindern, die ſozialiſtiſche Be
wegung in Griechenland zu unterdrücken und die Genoſſen mit
den brutalſten Mitteln zu verfolgen.

Mexiko.
Die amerikaniſch- mexikaniſchen Verhandlungen in Niagara

Falls ſind, dem Londoner Daily Telegraph zufolge, nicht ab-
gebrochen, ſondern angeblich fortgeſetzt worden. Es ſei, ſo
ſchreibt das Blatt, ſogar zu einer Verſtändigung (7?) ge-
kommen, mit der ſich alle Parteien einverſtanden erklärt
hätten. Einzelheiten hierüber würden vorläufig „geheim“ ge-
halten.

Die Aufhebung der Blockade über Tampico erfolgte auf eine
bei der mexikaniſchen Regierung eingelaufene Meldung, daß die
Vermittler in Niagara Falls wegen der Bewegungen des
Dampfers Antilla einen Schritt unternehmen würden. Amtlich
wird erklärt, die Regierung habe bei Anordnung der Blockade
nicht beabſichtigt, den Handelsverkehr zu ſtören, ſondern nur
gewünſcht, zu verhindern, daß die Konſtitutionaliſten Munition
erhielten.

Die mexikaniſche Regierung bereitet alles für die Prä
ſidentenwahl und die Kamm erwahlen zum 5. Juli
vor. Die Wiederwahl Huertas ſcheint ziemlich ſicher
zu ſein. Das heißt, Huerta wird ſich ganz einfach nach be-
fanntem Verfahren wieder für „gewählt“ erklären laſſen; in
dieſer Methode hat er ja bereits Uebung. General Velasquez
iſt aus Lorreon in Mexilo eingetroffen. Man verſichert, daß
er an Stelle des Generals Blanquet das Portefeuille des
Krieges übernehmen wird.

Reunter Verhandstag der Transportarheiter.

Köln, den 7. Juni 1914.
k. r. Der Transportarbeiterverband hält im hieſigen Volks

haus ſeine Generalverſammlung ab. 181 Delegierte, die
212 724 Mitglieder vertreten, ſieben Vorſtandsvertreter, je ein
Vertreter des Ausſchuſſes, der Redaktion, der Reviſionskom-
miſſion, der Reichsſektion der Straßenbahner, der Reichsſektion
der Eiſenbahner und etwa 20 Gauleiter und Gauvorſitzende
nehmen an den Verhandlungen teil.

Für die Generalkommiſſion iſt Legien- Berlin erſchienen.
Zu Vorſitzenden wurden Döring- Berlin und Knöſel-
Düſſeldorf gewählt; zu Schriftführern StierHamburg,
LeibeBremen, SchwierskeMagdeburg. Die Vertreter
der Auslandsorganiſationen, Conzett-Zürich, Mal yWien,
Gösling-London, überbrachten dem Verbandstag die
Brüdergrüße ihrer Organiſationen.

Die Montagſitzung begann mit der mündlichen Erläuterung
des Geſchäftsberichtes durch den Vorſitzenden Schumann.
Nach einer kurzen Schilderung der allgemeinen Wirtſchafts
verhältniſſe behandelte Redner die Agitation und ihre Er-
folge ſeit dem Jahre 1912. D7 Schutz- und Verkehrs-
kommiſſion im Hafengebiet Hamburg-Altona wurde be-
ſondere Aufmerkſamkeit geſchenkt und es beſteht die Abſicht, für
dieſe Kommiſſion und deren Aufgaben eine beſoldete Kraft ein
zuſtellen. Für die ſeemänniſchen Arbeiter wurde eine Lohn
ſtatiſtik aufgenommen, an der ſich die Kollegen mit 59,7 Proz.
beteiligten. Die Erfolge aller mündlichen und ſchriftlichen
Agitation drücken ſich aus in den Eintrittsziffern und gezahlten
Beiträgen. Prozentual iſt die Ziffer der neu aufgenommenen
weiblichen Mitglieder größer als die der männlichen. Ganz
erfreulicherweiſe wurden in der Berichtszeit 6842 Kolleginnen
und 13 219 Jugendliche für den Verband gewonnen. Groß
waren auch die Uebertritte aus andern Organiſationen. Aus
dem Baugewerbe traten allein 3808, aus gegneriſchen
Organiſationen 861, und aus der Nahrungsmittel-
branche 740 Mitglieder zu uns über. Doch war die
Fluktuation auch ſehr groß. Aufgabe des Verbandes
tages muß es ſein, genau zu prüfen, ob die Verbandsein-
richtungen lückenlos ſind oder ob Aenderungen zu treffen
ſind, die die Mitglieder mehr und feſter an die Organiſation
feſſeln. Der Vorſtand hegt den Plan, auch die Lichtbilder-
vorträge der Agitation dienſtbar zu machen. Durch Licht
bilder mit Vorträgen ſoll den Kollegen die Entwicklung des
Transport- und Verkehrsgewerbes gezeigt werden. Redner
ſummiert, nachdem er noch bis ins kleinſte über die Organi-
ſation des Verwaltungskörpers geſprochen, daß die agitatoriſche
Tätigkeit eine Menge Mehrarbeit gegen frühere Jahre aufzu
weiſen hat. Jm weiteren erörterte Redner die Anträge, die
ſich auf das Beamtenverhältnis beziehen. Dieſe An
träge wollen dem Vorſtand das Recht der Beamten-Anſtellung
ſtreitig machen. Schumann ſchildert, wie bisher die An
ſtellungen vor ſich gingen und warnte, die bisherige Baſis zu
verlaſſen, da wirklich kein Grund dafür vorliege. Uebergehend
zu den Konferenzen iſt er der Meinung, daß dieſe ſehr
gut gewirkt haben und eine Notwendigkeit ſeien. Auf allen
dieſen Konferenzen waren beſondere Fragen zu behandeln, die
die betreffenden Gruppen intereſſierten. So handelte es ſich
auf der Eiſenbahner- Konferenz um die Beratung eines
ſogenannten Staatsarbeiterrechts, und bei den
Straßenbahnern um Feſtlegung von Freiheiten und Rechten
für dieſe Arbeiter. Schumanns Ausführungen klangen aus in
einer Schilderung und Erläuterung der Vorlagen: Kon-
kurrenzklauſel, Sonntagsruhe und Arbeits-
willigen-Schutzgeſetz, die im Reichstag das beſondere
Intereſſe der Mitglieder wachriefen. Wie die Unternehmer-Intereſſen von der Regierung gewahrt werden, zeigt Redner
in verſchiedenen Beiſpielen. Scharfe Kritik wurde auch an
einem Entwurf zur Regelung des Verkehrs in der Stadt
Frankfurt a. M. geübt. Jn dieſer Verordnung iſt u. a. feſt
gelegt, daß die Führer von Kraftwagen nicht länger als
16 Stunden beſchäftigt werden dürfen. Auch die Verfügung
des Polizeipräſidenten von Berlin, nach denen der Transport-
arbeiter-Verband als politiſcher Verein bezeichnet wurde, weil
er ſich mit ſozialpolitiſchen Fragen beſchäftige und im Ver-
bandsorgan auch Propaganda für die Sozialdemokratie gemacht
habe und ferner für den Achtſtundentag agitiere, wurden ein-
gehewd gewürdigt. Die Maßnahmen des Polizeipräſidenten
bezwecken ja die Hemmung der Agitation unter den
Jugendlichen, und doch werden die Verbände Gelegenheit
finden, auch ferner die jungen Arbeitskollegen für die Organi-

ſation zu gewinnen. Denn es wird ja nicht möglich ſein, hinterjeden Sigend ichen einen Schutzmann zu ſtellen. eiter wer

den vom Redner Ausführungen über die Kaſſenverhältniſſe
und Lohnbewegungen gemacht. Jm Jahre 1913 kam der Ver-
band dem Grundſatz, „wir führen nur Kämpfe für unſere
Mitglieder“, ziemlich nahe, denn von allew an den Lohnbewe
827877 Beteiligtew waren 83,4 Prozent Mitglieder des Ver
bandes. Am Schluß des Jahres 1913 beſtanden für den Ver
band 1175 Tarifverträge in 7227 Betrieben mit 93 700
Arbeitern. Die Stellung zu anderen Organiſationen gab Ver-
anlaſſung zu Klagen mancher Art. J wurde über die
Organiſationsart der Brauerei- und Mühlenarbeiter, der Ge
meindearbeiter und der Maſchiniſten und Heizer lebhafte
Klagen geführt. Jn den Streitigkeiten mit dem Brauerei- und
Mühlenarbeiter-Verband hat ein Schiedsgericht getagt, mit
deſſen Spruch der Transportarbeiter-Verband nicht zufrieden
iſt und der dem Verbandstag zur Entſcheidung vorliegt. Auch
mit dem Holzarbeiterverband ſind Differenzen vorgekommen,
doch ſind jetzt die Gebiete durch Vertrag abgegrenzt und ein
beſſeres Arbeiten iſt möglich geworden. Die Unſtimmigkeiten,
die ſich mit dem Fabrikarbeiterverband abgeſpielt haben, wer
den als nur winzig bezeichnet.
Die Hausbauabteilung verfügt augenblicklich über

einen Baufonds von 323 198,14 Mk., der aus den Zahl-
ſtellen in verſchiedenen Raten der Hauptkaſſe überwieſen wurde.
Der Vorſtand wünſcht, daß der Verbandstag beſchließt, daß
jede Zahlſtelle zu der Aufbringung von Mitteln für den Bau-
fonds verpflichtet iſt. Auch der Verlag und die Buchhand-
lung haben ſich gut entwickelt.
viel dazu beigetragen, daß außer den Kalendern auch Tauſende
von Broſchüren den Weg zu den Mitgliedern fanden Schu-
mann gedachte noch der Mitarbeit all der in der ketzten Ge-
ſchäftsperiode verſtorbenen Kollegen, und erſuchte zu deren
Ehrung die Delegierten, ſich von den Plätzen zu erheben. (Leb-
haftes Bravol)
Den Kaſſenbericht erläuterte Pfeiffer- Berlin an
Stelle des erkrankten Zentralkaſſierers. Ueber Einnahmen
n e berichteten wir zur Hauptſache bereits im Vor-

ericht.
Dann berichtete die Mandatsprüfungskommiſſion. Alle

Mandate wurden für gültig erklärt.

Gewerkſchaftliches.
Deutſcher Anwaltsangeſtelltentag.

Eine Berufsgruppe, die noch immer dem Harmoniegedanken
anhing, die Angeſtellten der Rechtsanwälte, beginnt endlich
aufzuwachen. Nach jahrzehntelanger Organiſationsarbeit hatte
ſich die Regierung endlich vor zwei Jahren dazu verſtanden,
Erhebungen über eine geſetzliche Regelung der Berufsverhält-
niſſe vorzunehmen. Die Regierung hat die Ergebniſſe auch in
einer Denkſchrift an den Reichstag zuſammengefaßt. Jn-
zwiſchen kam es auch zwiſchen einer Vertretung des Deutſchen
Anwaltsvereins und Vertretern der drei Zentralorganiſationen
der Angeſtellten zu Verhandlungen, die auch zu einer
Verſtändigung über zentrale tarifliche Grundſätze
führten. Dieſe letztere Tatſache veranlaßte die Regierung, im
Reichstag zu erklären, das Eingreifen der Geſetzgebung ſei
durch das in Ausſicht ſtehende Tarifabkommen überflüſſig ge-
worden. Die Hoffnungen, die die Angeſtellten an die tarif-
liche Regelung geknüpft hatten, ſcheiterten jedoch an dem Starr-
ſinn und dem ſozialen Unverſtändnis der deutſchen Anwälte.
Auf dem Vertretertag des Deutſchen Anwaltsvereins in Wei-
mar im März d. J. lehnten die Anwälte ein Tarif-
ab kommen ab. So waren die Angeſtellten von beiden
Seiten genarrt. Dieſes Verhalten ſcheint den Anwaltsange-
ſtellten nun doch die Augen zu öffnen.

Bisher haben ſich die drei zentralen Verbände der Angeſtell-
ten auf das ſchärfſte bekämpft. Die gewerkſchaftliche Organi-
ſation der Angeſtellten, der Verband der Bureauange-
ſtellten hat ſeit mehr als fünfzehn Jahren gegen den Har-
monieſtandpunkt der anderen Verbände zu. kämpfen gehabt.
Für dieſe Harmonieverbände war aber das Verhalten der Re-
gierung wie der Anwälte geradezu ein Schlag ins Geſicht.
Man ſetzte ſich über die trennenden Momente hinweg und ent-
ſchloß ſich zu einer gemeinſamen Aktion. Dieſe iſt eingeleitet
worden durch den Allgemeinen deutſchen Anwaltsangeſtellten-
tag, der am Sonntag in Leipzig ſtattfand und der von mehr
als 600 Vertretern aus allen Teilen Deutſchlands beſchickt war.
Auf der Tagung fand der Herrenſtandpunkt der Anwälte, den
ſie auf ihrer Weimarer Tagung wieder hervorgekehrt haben,
die denkbar ſchärfſte Zurückweiſung. Selbſt jene vorſichtigen
Elemente, die die Anwälte ſogar als Ehrenmitglieder in ihre
Vereine aufnahmen, gaben ihrer Empörung beredten Aus
druck. Die überaus klägliche Entlohnung des
größten Teils der Angeſtellten und die zehn bis zwölfſtündige
Arbeitszeit, die Ausbeutung der zahlreichen Jugendlichen
ſchreien ja auch geradezu nach einer Regelung. Die Anwalts-
tagung in Weimar hat nun zwar einen Reichstarif abgelehnt,
aber die Möglichkeit örtlicher Verhandlungen offen gelaſſen.
Infolgedeſſen beſchloß der Angeſtelltentag, dieſe örtlichen Ver
handlungen zu verlangen. Sollten auch dieſe ſcheitern, ſo
müſſe mit der rückſichtsloſeſten Sperre gegen
widerſpenſtige Anwälte vorgegangen werden. Außer-
dem verlangte die Tagung die ſchleunige Vorlegung des vom
Reichstag ſchon ſo oft geforderten Geſetzentwurfs, der den acht
ſtündigen Arbeitstag, Verbot der Sonntagsarbeit, Mindeſt-
urlaub von zwei Wochen, Einbeziehung der Bureaubetriebe in
die Gewerbeinſpektion, Regelung des Lehrlingsweſens, der
Kündigungsfriſten, der Fortzahlung des Gehalts bei Arbeits-
aererung. Einbeziehung in die Kaufmannsgerichtsbarkeit
ordert.
Die Tagung bildet eine glänzende Demonſtration der Ange-

ſtellten für eine Verbeſſerung ihrer Exiſtenzbedingungen. Sie
zeigt, daß auch bei dieſem Teile der Privatangeſtellten der
Harmoniegedanke verſchwindet. Sie wurde geſchloſſen mit dem
Wunſche, daß dieſe Tagung der Ausgang einer weiteren Ent-
wicklung in der Angeſtelltenbewegung ſein möge. Wenn die
Angeſtellten erſt in größerem Umfange den Gedanken gewerk-
ſchaftlicher Organiſation in ſich aufgenommen haben, wird es
auch ihnen gelingen, zu beſſeren t a riflich geregelten Arbeits-
bedingungen zu gelangen.

Gipsarbeiterſtreik in Oſterode am Harz.
ſtehen die Gipsarbeiter im Streik. Mit ſeltener Erbitterung wird
dieſer Kampf geführt. 1911 war es dem Fabrikarbeiterverband
gelungen, für drei Betriebe mit 80 Arbeitern einen Tarif abzu
ſchließen. Am 1. Februar 1914 wurde der Tarif gekündigt und
ein neuer Tarifentwurf in ſechs Betrieben mit 140 Arbeitern
eingereicht.

Die Unternehmer erklärten den Tarif für unannehmbar. Trotz
der Bemühungen der Verbandsleitung, auf friedlichem Wege zum
Ziele zu kommen, kam es zum Streik. Rund 100 Arbeiter ſtehen
im Streik. Die Unternehmer bekamen nach einigen Tagen Streik-
brecher, Jtaliener und Hamburger. Die Streikbrecher bekommen
einen Lohn, der für örtliche Verhältniſſe einzig daſteht. Die
Brucharbeiter erhalten 6 Mk. Tagelohn garantiert, und die Mühlen-
arbeiter 3,50 Mk. bei voller Koſt und freiem Logis. Bei Beginn
des Streiks wurde die Gendarmerie verſtärkt. Wiederholt wurden
Streikpoſten von ihren Plätzen verwieſen. Die Gendarmen be-
riefen ſich bei ihrem Vorgehen auf eine Verfügung des Landrats.

Wenn auch die Streikbrecher nicht viel arbeiten, ſo wird um ſo
mehr Bier umgeſetzt. Nach einem Betriebe wurde in einer Woche

Seit fünf Wochen

Die eigene Buchhandlung hat

für 130 Mk. Bier geliefert. Die von den Streikbrechern fertig
tellten Produkte ſind derart, daß die Unternehmer nicht viel

reude daran haben.
Der Malerſtreik in Koblenz, der von der Arbeiterorganiſation

um die Durchführung des Tarifs geführt wird, zeigt auch jetzt
noch die gleiche Situation. Die Unternehmer machen außer-
ordentliche Anſtrengungen, Arbeitswillige zu beſchaffen. Bis jetzt
iſt es den Streikenden gelungen, die herangezogenen Arbeits-
willigen wieder zur Abreiſe zu veranlaſſen. An die Streikenden
ſind einige Unternehmer herangetreten und boten ihnen den ge-
forderten Lohn von 50 Pfg. Jedoch lehnten die Streikenden
dieſes Anſinnen ab; ihr Verlangen iſt die Anerkennung des Tarif-
vertrages.

Achtung, Steinarbeiter! Die Arbeiter der Taunus Quartzit-
werke Köppern Homburg v. d. H. haben wegen Lohndifferenzen
die Arbeit eingeſtellt. Die Geſellſchafter weigern ſich, den Ar-
beitern eine kleine Lohnerhöhung zu geben. Der Lohn der Ar-
beiter beträgt im Jahresdurchſchnitt 950 bis 1050 Mk., in dieſem
u ſogar nur 17 Mk. wöchentlich. Zuzug nach den Saalburg

aunus Quartzitwerken iſt fernzuhalten.

Allgemeine Ausſperrung in Marſeille. Auf den Beſchluß der
Maurer, nacheinander alle Unternehmungen von Marſeille zu
ſperren, hat der Arbeitgeberverband mit einer allgemeinen
Ausſperrung geantwortet. Alle Werften ſind geſchloſſen.

Großer Fiſcherſtreik in Frankreich. Aus Nantes wird ge
meldet: Jnfolge des Beſchluſſes der Fiſchkonſervenfabriken die
Fiſche nicht mehr nach der Zahl, ſondern nach Gewichi zu
kaufen, ſind 1500 Sandinenfiſcher in den Ausſtand getreten.

Aus der Provinz.
Kreistag für Zeitz- Weißenfels.

Der Sozial demokratiſche Verein für den
Wahlkreis Naumburg-Weißenfels-Zeitz hielt
am Sonntag in Theißen ſeine Kreiskonferenz ab. Aus dem
Geſchäftsbericht iſt zu entnehmen, daß die Mitgliederzahl im
verfloſſenen Jahre von 5454 auf 6389 geſtiegen iſt, ſie hat alſo
um faſt 1000 zugenommen. Die Zahl der weiblichen
Mitglieder beträgt 1308, ein verhältnismäßig hoher Prozent-
ſatz. Jm vergangenen Jahre konnte das 50 jährige Beſtehen
der Ortsvereine von Zeitz und Weißenfels gefeiert werden.
Der Verein hat im Kreiſe 47 Verwaltungsſtellen. Jn 37 Orten
hat die Partei 127 Gemeindevertreter, davon 5 in der zweiten
Klaſſe. Jn Zeitz, Weißenfels, Hohenmölſen und Teuchern iſt
die ganze dritte Abteilung mit Sozialdemokraten beſetzt.
Die Arbeiter-Jugend hat 572 Abonnenten Bildungsausſchüſſe
beſtehen an 8 Orten, Bibliotheken an 19 Orten. Die Ein-
nahmen der Hauptkaſſe und der Verwaltungsſtellen belaufen
ſich auf 49 268, die Ausgaben auf 49 037 Mk. Der Volks-
bote hat ſich in den drei Jahren ſeines Beſtehens erfreulich
entwickelt; er erſcheint jetzt in einer Auflage von 12 000 Exem
plaren.

Die durch den Wegzug des Genoſſen Gehrmann freigeworvene
Parteiſekretärſtelle gab Anlaß zu einer lebhaften Disluſſion.
Der Zentralvorſtand hatte mit Rückſicht auf die augenblicklich
nicht beſonders günſtige Finanzlage des Kreiſes die Stelle nicht
beſetzt und dem Kreistag einen entſprechenden Antrag unter-
breitet, wonach auch ohne Sekretär die Arbeit im Kreiſe er-
ledigt werden könnte. Der Kreis ſollte in 7 Bezirke eingeteilt
werden, und die eingeſetzten Bezirksführer könnten dann viek
intenſiver die einzelnen Orte bearbeiten als eine eigens dazu
angeſtellte Perſon. Der durch Aufhebung des nicht florieren-
den Weißenfelſer Parteigeſchäfts freiwerdende Gen. Burgau
ſollte in das Parteigeſchäft in Zeitz als Hilfsarbeiter eintreten
und nebenbei die Arbeiten im Sekretariat mit erledigen. Die
Delegierten ſprachen ſich aber in der Mehrzahl für Anſtel-
lung eines Sekretärs aus und beſchloſſen auch
ſo. Ebenſo wurde beſchloſſen, das Weißenfelſer Parteigeſchäft,
das große Zuſchüſſe vom Verlag des Volksboten zu ſeiner
Exiſtenz erfordert, noch ein Jahr beſtehen zu laſſen.

Sodann machte Reichstagsabg. Gen. Thiele einige Aus-
führungen über die augenblickliche politiſche Lage, und ver-
breitete ſich dann über die der Fraktion gemachten Vorwürfe
aus Anlaß des Scheiterns der Beſoldungsvorlage und der De
monſtration beim Kaiſerhoch. Die Delegierten hielten die
Taktik der Fraktion für gut, da man niemandem zumuten
könne, wider ſeine innere Ueberzeugung an irgendwelchen un-
nötigen Huldigungen oder Kundgebungen teilzunehmen. Auch
fand eine Reſolution einſtimmige Annahme, die den Partei-
inſtanzen dringend empfahl, im geeigneten Moment mit einer
kühnen, keine geſetzlichen Mittel ſcheuenden Aktion einzuſetzen,
um das beſtehende, elende Wahlrecht zum preußiſchen Landtag
endlich zu beſeitigen. Auf Beſchluß des diesjährigen Kreis
tages werden alle Wahlen zum Kreisvorſtand, Preßkommiſſion,
Bezirkstag und Parteitag auf dem Kreistage vorgenommen.
Zum Vorſitzenden des Zentralvorſtandes wurde Genoſſe Leo-
pold wiedergewählt. Nach Erledigung der übrigen Wahlen
wurde der von 112 Delegierten beſchickte Kreistag geſchloſſen.

Wittenberg. Betriebsunfall. Der Arbeiter Krüger geriet
in der Brachſchen Tonwarenfabrik mit der Hand in die Maſchine,
wobei er ſchwere Quetſchungen erlitt. Er wurde nach dem Paul-
Gerhardt-Krankenhaus gebracht. Vermißt. Der 20 jährige
Sohn des Gemüſegärtners Hermann Knape in der Bruchſtraße
verließ am 2. Pfingſtfeiertag die elterliche Wohnung und iſt ſeitdem
nicht wieder zurückgekehrt. Es liegt die Vermutung nahe, daß dem
Vermißten ein Unglück zugeſtoßen iſt.

Torgau. Aus der Unterſuchungshaft entlaſſen. Der
Bürgermeiſter Bernhard Haußmann von Jarmen (Pommern),
der aus Weißenfels gebürtig iſt und früher in Weißenfels auch
tätig war, iſt aus der Unterſuchungshaft, in der er fünf Morate
ſaß, entlaſſen worden. Haußmann war verdächtigt worden, in die
Stadtſparkaſſe zu Uebigau, wo er auch angeſtellt geweſen iſt, einen
Weh verübt zu haben. Es hat ſich nunmehr ſeine Unſchuld
ergeben.

Mühlberg. Mord oder Selbſtmord? Oberhalb der Elbe,
an der Kahnfähre bei Moritz, wurde die Leiche eines ungefähr
25 jährigen Mannes aus dem Waſſer gezogen. Nach dem Befund
muß die Leiche ſchon längere Zeit im Waſſer gelegen haben. Dem
Umſtande nach liegt zweifellos ein Verbrechen vor. Auf dem
Rücken der Leiche war ein Sandſtein von 50 Pfund, fein nach
Schifferart verknotet und die Enden kurz abgeſchnitten, gebunden.
Daß der Tote ſich dieſe Beſchwerung ſelbſt gemacht hat, iſt kaum
anzunehmen. Die Leiche wurde ſeziert und es wurden im Schädel
Bleiſtücke, die von einem Gewehrſchuſſe herzurühren ſcheinen, ge
funden. Es iſt nicht ausgeſchloſſen, daß der Tote, um die Ent
den ſeres Verbrechens zu verhindern, in die Elbe geſtürzt
worden iſt.

Jm Sommer iſt auf die Ernährung ihres Säuglings beſondereSorgfalt zu verwenden. Darmkatarrhe treten in dieſer Feit äufiger

auf, weil die Nahrung im Darm der Kinder ſchneller in Gärungübergeht. Wenn Sie s Kind jedoch mit „Kufeke“ und Milch
ie in wirkſamſter Weiſe den gefürgtetenernähren, ſo beugen

Darmkrankheiten vor.

Waschstoffe empfiehlt in

grosser Auswahl

1679

M. Schneider.
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Anfang 8 Uhr 20.
Im Monat Juni: Gastspiel der glänzenden

Winter Tymians
Sanatorium für Gemütskranke!

Auf der Strasse „lachstürme
hört man die

Rechtzeitig 10 I 4—6 gute Plätze sichern.

1677

Donnerstag, 11. Juni, alles neu!

„Der lebendige Tote“
Herrliches, neues, Iebendes Lied in prachtvoller Dekoration:

0 Jugendzeit“ und jede Nummer ein neuer Schlager!

S THEATER
Lichtspielhnaus

Halle a. a. Sanle Leiprigerstr. s8.ſt bauAb Dienstag den 9. Juni er.

Programm-Wechseoel.
Der Wechsel enthält er

1. Bous-Bous-Mee, der neueste franz. Tanz.
2. Wenn Nachbarn sioh zanken,

Köstliche Komödie.

S 3. Es galt ein Menschenleben. erFesselnde, dramatische Handlung.
4. miitar-Sportfest des Feld-Artillerie-Re-

giment No. 55 zu Naumburg a. d. s
5. Moritzen's Flürt.

22 Humoreske. zChristian als glücklicher Erbe.
Humoreske.

7. Gaumont-Woche,
Das Neueste im Bilde.

8. Gensdarm Röbius.,
Dramatischer Schlager in 3 Akten.

nach der gleichnamigen Erzählung.

1680 Die Direktion
J 72 JT a a vHimbpeersaft

mit feinſter Raffinade eingekocht, pro Pfund 50 Pfennige,
bei 5 Pfund pro Pfund 45 Pfg., empfiehlt r

Carl Booen, III s Turm
e

o t
H. Söhlert's Fräſze
fioßsehläehterel, e

juckender Hautausschlag, wird
Glauchaers S trasse 75 unter Garantie in drei Tagen

mit der echten Krätze- Seite
(dicht an der Glauchaiſch. Kirche) Marke Pura“ geheilt. Geruch-
1113 empfiehlt jose Kur ohne Berufsstörung.ghg Für 1-2 Personen A. 1.90, für

veraltete Fälle M. 2.90. Dazu ge-Fleisch, Roul alen Cehachtes. hörend L una- Blutreinigungstee.

Paket 50 Pf. u. A. 1.00. Aerrzt-
lich empfohlen.

Niederlage in Halle (S.)
Drogerie Bruno Gruner,
Presslers Berg 4. Wo nicht zu
hab. Vers. d. Nachn. J. P. Hennes,
Gelsenkirchen Nr. 365. *115

Lepde, gekochten Schinken

ſowie alle Arten

S Wurstwaren
in bekannter Güte. D. 0.

Buuschule
Zastedleun Teilfahrröder, ges geseh. Marke, Anzahlg. 20-40M

Monatsrate 7-15 M. Näh- und Sprecmaschinen.
Gegen Kasse Zudehörteile, I

Gummi, Watten, Vhren,

Gendarm J. Hocherl in Deiningen
ſchreidt: Allen, welche an

m
sſchlägenr S ich Obermeyers

ene es Präparat z
Zur Nachhedan dinge à Tube 75 Pf.,lasdoſe Mk. 1.50. Z. h. i. alen

Apotheken, Drogerien und Var
fümerien.

Bitte probleren Sle

r. 60
Fehlfarben einer 10 Zigarre

II

Ansprechendes Format.
Weisser Brand.
Feines Aroma.

Joh. Sanow
Naohfl., H. Spengler

Geiststrasse 65.

nun Gegr. 1887. I
Möbel-Ausstattungen

2e r

Vereins-
Anzeiger.

Die Veröffentlichung
hra nachſtehender Veranſtaltun er2ä folgt wöchentlich e resbeitrag

eau, pror ehtiseh,0 3 r Saal
ettst. m. 2 Matr.neten M. 425. Arbeiter Sängerchor.

1 Tiseh, 2 Stühle Abteilungs Singeſtunde: Mitt-
Als Geschenk 1 moderne Wanduhr. och um 9 Uhr bei Streicher und

Freitag um 9 Uhr im Volkspark.
Schrank,
Vertiko,Frr, freier Gewicht u frauenchor. de
z tkeh., im „Engl. Hof“: Uebungsſtunde

0

4 Stühle, 1 Wasehtiseh,
2 Bettstellen mit 2 Matratzen,
1 Rüchonbüfett, 4 535.ITisch. Rüchk, Halt.
2 Stühle,
Als Geschenk 1 moderne Wanduhr.

Maschiwistenu. Heirer. Weniger
Freitag, 12.Juni, abds. 8U.: Verſlg.
Arbeiter-Radfahr. Bund SJolßdantät.

Freitag den 12. Juni, im Volks
park: Verſammlung.

schrank, Sonntag den 14. Juni: Ausfahrtre nach Oſendorf. Abfahrt 1 ÜhrAuszientisen, *642 von Streicher.
Sofn, Gemeindearb.-Verbd. Sonnabd.,13. Juni i. Volkspark: Verſamml.

Arb. Samariter. Jeden Freitag
in der Gold. Kette: Uebungsſtunde.

[Bockwüz.
Arb.-Radf. Jed. 1. Donnerstag i.
Mon. ab. 8 U., b. Ledwig: Verſ.

[wentasen.

Vutöllen. de
Sonnabend den 13. Funl:

Versammlune.
Tagesordnung:

Flaſche 50 Pf. u. 1 M.allein zäc 1678 Bericht vom Kreistug.

Max Faaler, J Eisſeven.
nur Raunfaehesfrasse 2,

Ecke Slernstrasse.
Geſ.BVer. Hoffnung. Jed. Mitt-

*716woch v. 8-10 U. b. Feſſel: Uebung.Diebe [Neitstest.
ſte und echte hausſchlachtene

Arb. Gesangver. Freier Sängerchor.Landwurst 2 ünsJeden Sonnabend: Singeſtunde.empfiehlt Heinrich Lehmann,

wehen Igpeſün noizweiig
Geſg.-Ver. e Jed. DonBratwurſt 90 P 2

Rot u. Leberwurſt 80 Pfg., ners ag,*29U., b. Sonntag: Singeſt.
Schwartenwurſt 70 Ffga

Kamm u. Karbohade 80 Pfg.Sende portofrei per Nachnahme. [Merseburg

ſje echte I. Pflichten Sorfald Verein Setnn Mitgl.
Verſamml

jed r 3pngratag i Mon. abMeter i. Hale a.

4 Stühle,
2 Bettstellen mit 2 Matratzen,
1 Waschtisch mit Marmor,
1 KüchenbüfſotIHalter, 28tühle, M. 650,I Tisch, I Rücok,
Als Geschenk 1 moderne Wanduhbr.

R. Harmann,
brügerstrasce 13.

Gültig bis 1. 7. 14.

nen5 jnckturz

Rackikalmittel gegen

W an Zzen
u. deren Bruſt

d Me'ster- und Poller-Kurse Feuerzeuge gpottbillig.
Vollständige Aus- 2 ſatalog pat.vpnagi. z maten, endrosch Co. Charlettendurg Nr.

Ausführl. Progr. frei

i „9Uhr, i. d. Kaiſ

Preis 20 Pfennig.

bie braut abends 8.10 Uh m vie letzten M
Schauſpiel in 5 a von A. E. Prouss.

ur 3Mittw z unga et cKrone und Fess
Mililar Schauſpiel übe 5 t von W. Howard.

Königl. Vrene.Fürst UVlriech Hübener, Schauſp.In Vorbereitung e Wihbhels
1676 rt s Künſtler-Theaters, Berlin.

Jen en 10 v. (Gegeharte des Thäringer-

Aate v a 1681 Um Fraukenwaldes

Kaiſer Antomat. en Sommerfahrplan 1912.

Preis 40 Pfg.Sangerhausen. Zu beziehen durch die
Heutee éhiüchiefet. Volkehuchhancllune

Gehnelktes und frische Brat-
wurst Wirt von morgen früh
7 Uhr ab Wellfieiseh ſowie alle
Sorten frische Wurst.
Wilhelm Kunze,
*312 Töpſersberg 29.

Fernſprecher 233.

J S c J yTriftſtraße 2.

M
Rechte und Pflichtenv Mieters, 0.20
Arbeiter-Geſundheits

Bibliothek, Heft 0.20
Der Lehrmeiſter im Garten

u. Kleintierhof, p. Quart. 1.00
Das Mädchenbuch,

von Ad. Popp, 0.20
Wuſterbriefſſteller,

ſtatt 0.40, jetzt 0.20

Univerſal-Haushaltungsbuch,ſtatt 3.00, jetzt 1. 50Ratgeber fur Haus
ſtatt 3dd, jetzt 3.00

Geographiſches Handbuch,graphiſch ſtatt 1.00, jetzt 0.50
Singers Ta Leneeitgs,

o ſtatt 1.60, jetzt 1.00Kleintlerucht als Neben-

erwerb, ſtatt 3.00, jetzt 0.65
Die Nonne ſetzt 0.50
Jul. Vernes Reiſeromane,

geb. Band, ſtatt 1.00, jetzt 0.50
Modenzeitungen aller Art.
Schüler-Globus mit Kompaß,

Lupe und Lehrbuch, 1.50
Schulbücher, Tafeln, Federkaſt.,Federhalter, Bleiſtifte uſw.

Zu beziehen durch die

Volksbuchhandlung
Halle (Saale), Harz 29.

h

Deutscher
Landarheiter- Verband

Ortsgruppe lauchstädt-Clodikau.

Nachruf!
Nach langem un ſchwerem

Leiden verſchied a dontagden 1. Juni unſer Wues Mit-
glied, der Landarbeiter
Hermann Holland,

Ober-Clobikau,
im noch nicht vollendeten 34.
Lebensfahre.

Sein ſelbſtloſes Eintreten
ür unſere Organiſation ſoll uns
tets als Richtſchnur dienen.

Ehre ſeinem Andenken!
*7o00 Die Ortsverwaltung.

Für die große und ehren-
volle Teilnahme bei dem Be
gräbnis unſeres, durch ſein
Leiden ſo früh aus dem Leben

x unvergeßlichen
ohnes und Bruders, des

dw friedrich bindenagel,

en wir allen unſeren herzre Dank.
Beſonderen Dank dem Holz-

arbeiter Verband wie auch
ſeinem Meiſter und Kollegen
für ihr ehrenvolles Geleit.

Dank allen denen, die ſeinen
Sarg ſo 3 mit Kränzen
und Blumen ſchmückten.

Dö l nitz. *714Familie Bindenagel.

II

n z

junge a

Gewerkſchaſtskartell. Dienstag
d 9. Jul. Sitzung.

[Senkeumitz

ltäääöäh Salle a

beste Schuhcreme

Irnn Schulz i Ab. ſein.

Preiſe
für „Kleine Anzeigen Die einſpaltige Kolo-nel 'Zeile koſtet 20 Sfennig, Bei 5- und mehr-

maliger Aufgabe Rabatt nach Uebereinkunft.

e e e a

Kleiner Anzeiger.
e e e e eAnnahmeſtellen für „Kleine Anzeigen“

Expedition Volksblatt, Harz 42/44,
Zigarrenhandlung v. A. Albrecht, Lindenſtraße 54

E. Bendlin, Torſtraße 43
J. Schneider Nachf., Beeſenerſtr. 23
J. Sanow Nachf., Geiſtſtraße 5
P. Leuſchner, Mittelwache 9
E. Jungmann, Pfännerhböhe 33

WMaterialwarenhdl. v. G. Gerig, Triftſtraße 28.
Ebenſo nehmen die Volksblatt- Austräger Anzeigen

entgegen.

e e e e e

W

7

j Verkaufe e biülgFleischor, Dölau, Kirchſtr. 24.
Sofas aller Art, Tiſche, Stühle,Küchenſchr., Etageren, Kommoden, Tuben- -Futter.
Bettſtell. in. Matr. ſind billig zu

Bernh. Lailach, Schwetſchkeſt. 114.verkauf. Sechülerhof 10. [1676

r Grudenzu verkaufen [966 Bötteher- Varen daugfhgtt
Horlebeo ne uAlfred Rein, era 5. ſtr 1/2 undvr2 rje Ziege zu Ver i igarett itSséeben, Gutenbergerſtr. 9. ['710 e

Kaufgeſuche. S Kteinsetzer nen
Fahmräder, Näh-Marchinen vie

322222

Möbel-Transporte dteſcheine kauft zu ſoliden Preiſen
11 25 R. Weihmann, Bernhardyvſt. 35.H. Schindler, nes e. em. Wenmane, Ver

Uohe Ia beſorat bin. esArbeitsmarkt. Jnh. e Streiberſtss g.

Tüchtige Uniform Schneider
für Joppen, Hosen, Litevken

sofort gesucht.
G. Assmann, Roflieferant.

Abteil. Uniform Hahblite. 1675

er
Für eine ländliche Verkaufsſtelle, welche neu eröffnet

wird, ſuchen wir einen tüchtigen, energiſchen *701

Lagerhalter.T Der Lohn iſt tariflich geregelt. Der Antritt hat Anfang SD. Auguſt zu erfolgen. ewer ungen ſind nur ſchriftlich, bis
Da zum 25. Juni, im Kontor abzugeben Mialteder werden füra dieſe Stelle bevorzugt. er Vorstand

Wilh. 8 bend.ardhänten ne

S

Abonnenten
erhalten auf Kleine Anzeigen bis zu 6 Zeilen
gegen Rückgabe der Abonnements Quittung im

Fälligkeitsmonat 50 Rabatt.

Anrerricht. S n e eheWwe. Juſt nühlberg 3, pt. 16

Restaurant Drei Könige Weakulatur Lertauſt
Kleine Klausſtraße 7. Ex pedition Volksblatt.Tanz Anterricht. Echte Holſteiner

Jed. Donnerstag abds. 29 Uhr, Huss- Butterrd jung u. alt: links wie rechts,

e eZeit gelehr onorar pro5 e Kurſus geht nie zu Ende (Erſatz für feinſte MeiereiButter)
G. Wollrath. à Pfd. nur 75 Pfg.Serſhiedenes Ceorg Cerig, Triftſtraße

Burgſtr. 27. Die neuen
Guter

FichteMittags
v. 50

artentan Annelnen

Verloren. i Zu dlug
Autohbereifung verloren

Sonnabend zum Sontag Strecke Wittenberg Bitterfeld
Halle a. d. Saale. Gleitſchuß Grodrich 815*105 [1669

Gegen Belohnung Nachricht erbeten an

g Opel Wolff, Halle a. d. 6aale, Verlinerſtraße b
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9 W V 3 77 4F W 4 F 44 4n h 4Sellage dum Volksblatt.
Nr. 132
Ger Ebldotenmfßhardlungen erleht hat.

Wer einmal während ſeiner Dienſtzeit Soldatenmißhand
kungen erlebt hat, wer ſie ſelbſt erduldet hat oder mit anſehen
mußte, wie Söhne des Volkes durch harten Drill, durch Quäle-
reien aller Art“gepeinigt wurden, der weiß, wie notwendig die
rückſichtsloſe Kritik iſt, die die Sozialdemokratie bei jeder Ge
legenheit an dem heutigen Militärlſyſtem übt. War es nicht
die unbarmherzige Kritik Bebels im Reichstag, die in den 90er
Jahren eine merkliche Abnahme der Mißhandlungen in der
Kaſerne bewirkt hat? Jſt es nicht die Angſt vor der Sozial-
demokratie und ihrer öffentlichen Kritik in Wort und Schrift,
in den Parlamenten, in der Preſſe, in den Verſammlungen,
die dahin geführt hat, daß auf die Mißſtände im Heere mehr
Acht gegeben und ihnen einigermaßen entgegengewirkt wird?

Aber gerade dieſe aufklärende, aufrüttelnde Kritik der So-
zialdemokratie am Militarismus wird den Herrſchenden immer
unheimlicher. Bei der allgemeinen Zuſpitzung der Klaſſen
gegenſätze, dem rauhen Kampf, der auf allen Gebieten tobt, iſt
bei den Vertretern der herrlichen heutigen Geſellſchaftsordnung
der Glauben an ſich ſelbſt längſt geſchwunden. Die brutale
Gewalt der Bajonette iſt für ſie zur ultimo ratio, zum letzten
Rettungsanker geworden, an den ſie ſich halten und mit deſſen
Hilfe ſie ſich vor dem unaufhaltſam herannahenden Weltgericht
der Geſchichte zu ſchützen wähnen. Zugleich müſſen ſie aber
wahrnehmen, wie das „Volk in Waffen“, das dieſe Bajonette
führt, immer mehr und mehr durch die Sozialdemokratie aus
einem blinden. Werkzeug der Herrſchenden zum denkenden Volk
erzogen wird, wie immer mehr der letzte Schimmer des Preſtige
ſchwindet, womit der Moloch ehemals unaufgeklärte Maſſen
noch faſziniert haben mag.

Die Kritik der Sozialdemokratie mit allen Mitteln zu er-
ſticken, ſeinen Kritikern den Mund gewaltſam zu verſchließen,
dies iſt das neueſte Unterfangen, auf das der Moloch in ſeinen
krampfhaften Zuckungen verfallen iſt. Schon im vorigen Jahre
beſchritt die Staatsanwaltſchaft in Düſſeldorf dieſen Weg, als
ſie die Broſchüre: Der moderne Militarismus ein Segen
oder ein Unglück für das Volk? beſchlagnahmte und den Ge
noſſen Limbertz wegen Verächtlichmachung von Staatseinrich-
tungen verfolgte. Das Urteil entſprach damals nicht dem
Wunſche der Staatsanwaltſchaft. Dann zeigte der Frank-
furter Prozeß gegen die Genoſſin Luxemburg, mit welchen
Mitteln der „Lebensnerv“ des modernen Klaſſenſtaates geſchützt
werden ſoll. Aber alles, was auf dieſem Gebiete bisher erlebt
iſt, wird übertroffen durch den neuen Prozeß, der der Genoſſin
Luxemburg jetzt vor der Strafkammer in Berlin gemacht iſt,
und durch die gegen den verantwortlichen Redakteur des Vor
wärts eingeleiteten Prozeſſe.

Die Genoſſin Luxemburg hat in einer Rede in Freiburg die
allgemein bekannte Tatſache feſtgeſtellt, daß die Kaſernen-
dramen in Deutſchland auf der Tagesordnung ſtehen. Nicht
mehr und nicht weniger. Und nun fühlt ſich der Kriegsminiſter
v. Falkenhayn im Namen ſämtlicher Offiziere und Unter
offiziere des preußiſchen Heeres „beleidigt“, und der Staats-
anwalt, der dieſe Beleidigung in ſeine mitfühlende Bruſt ge
ſchloſſen hat, klagt ſie an. Der Vorwärts veröffentlichte ein
einem bekannten Liede nachgebildetes Soldatenlied, das der
traurigen, bitteren Stimmung eines ſeines Lieb gedenkenden
Soldaten Ausdruck gibt. Das kann der Militarismus nicht
mehr ertragen. Der Vorwärts gibt den Soldatenbrief wieder,
den das Mannheimer Parteiblatt vor kurzem veröffentlicht
hat, und bezeichnet das Erlebnis des jungen Soldaten als
typiſch für das Kaſernenleben.

Wieder fühlt ſich der Militarismus in ſeinem Lebensnerv
getroffen. Man muß ſich förmlich an den Kopf faſſen, um
dieſe ungeheuerlichen Prozeſſe für möglich zu halten. Es ver

S geht beinahe kein Tag, ohne daß die Zeitungen Soldaten
S miß handlungen melden. Unzählige Male iſt das Kapitel
S. der Soldatenmiß handlungen als einer im Syſtem des heutigen

Militarismus liegenden ſtändigen Erſcheinung von Abgeord-
S neten im Reichstage, von ſozialdemokratiſchen Rednern in

Volksverſammlungen, von Parteiblättern in Artikeln und No
]ſtizen beleuchtet worden. Gerade in den letzten Monaten iſt
die Oeffentlichkeit wiederholt durch Berichte über Scheußlich

z keiten in den Kaſernen aufs tiefſte erregt. Und juſt in dieſer
z Zeit verfällt die hohe Obrigkeit auf die Jdee, ſich „beleidigt“

zu fühlen, auf den Verſuch, der öffentlichen Kritik an den Sol
S datenmiß handlungen mit gerichtlichen Strafandrohungen den
S Mund zu knebeln! Fürwahr, wen die Götter verderben wollen,
S den ſchlagen ſie mit Blindheit. Es heißt aber in der Tat die
S Götter verſuchen, wenn man ſich mit einem ſo üppigen Sünden-

regiſter, wie es unſer Militärſyſtem nun einmal hat, an das
ſicht der Oeffentlichkeit, vor die Gerichtsſchranke wagt.

Die Prozeſſe kenngeichnen ſich von Anfang an als politiſche
Tendenzprozeſſe. Es iſt der verhaßte politiſche Gegner, es iſt

ter die vernichtende Kritik der Sozialdemokratie, die hier zur
m Strecke gebracht werden ſoll. Die Prozeſſe leiten deutlich

einen neuen Kurs ein, den Kurs ſyſtematiſcher Verfolgungen
der Sozialdemokratie durch den Militarismus.

hamte Damit iſt ſchon geſagt, daß die Prozeſſe durchgefochten werden
rret mit aller Energie und mit allen Mitteln, die zu Gebote ſtehen.

ler Und dieſer Mittel ſind wahrlich nicht wenige. Der Militaris-
FFmus will das Gericht zur politiſchen Kampfarena geſtalten,

rkauft nun wohl, wir nehmen den Kampf auf. Nicht darum handelt
es ſich jetzt, von einigen ſozialdemokratiſchen „Sündern“ die

att. Strafe abzuwehren. Opfer gehören zum Kampf, zumal in
der jetzigen Zeit der rauhen Winde und ſcharfen Kämpfe, und
jeder Sozialdemokrat trägt ſtolz und freudig die Opfer, die
ihm für die allgemeine Sache auferlegt werden. Es handelt
ſich darum, das Lebenselement der Sogialdemokratie, das höchſte

zutter) Gut des öffentlichen Lebens und die Gewähr jedes Fortſchritts:
das Recht der öffentlichen Kritik in Deutſchland zu verteidigen.

38 Es handelt ſich ferner darum, in die Dunkelkammer des Mili-k 20. tarismus hineinzuleuchten, die Soldatenmißhandlungen in
mann ihrem g Umfange vor das Licht der Oeffentlichkeit zu

ziehen, da dies bislang doch das einzige wirkſame Mittel war,
um dem Syſtem der heutigen Kaſernenerziehung einigermaßen

gen den Zaun anzulegen und das traurige Daſein zahlreicher Sol-
daten ein wenig zu erleichtern.

die Der beleidigte Kriegsminiſter mit ſeinen Offizieren und
ung Unteroffizieren ſollen alſo in den jetzt eingeleiteten Prozeſſen

reichlich zu ihrem Rechte kommen. Damit dies aber in möglichſt
e weitem Maße geſchieht, iſt die energiſche Mitwirkung breiter

Volkskreiſe erforderlich. Viele der vor den Militärgerichten
bvernommenen Zeugen haben inzwiſchen ihren Aufenthalt ge-
wechſelt. An alle ehemaligen Soldaten, deren Mißhandlungen

ſedoo Gegenſtand einer militärgerichtlichen Verhandlung geweſen,
ergeht deshalb die Aufforderung, unverzüglich ihre jetzigen
Adreſſen der Redaktion unſeres Blattes mitzuteilen. Ebenſo

e ö7. müſſen die Opfer und Zeugen von Mißhandlungen, die nicht
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über den die Handlungsgehilfen-Zeitung berichtet.

Halle (Saale), Mittwoch den 10. Juni 1914
zur militärgerſchtlichen Aburteilung gekommen ſind, ſich bei

unſerer Redaktion melden. Auch dieſe Prozeſſe ſollen den Be
weis liefern, daß jeder Streich, zu dem der heutige Staat gegen
das kämpfende Proletariat ausholt, mit verdoppelter Kraft
auf den Urheber ſelbſt zurückfällt.

Soziales.
Der Sonntagsruhekampf und die Geiſtlichkeit.

Du ſollſt den Feiertag heiligen, ſagt ein göttliches Gebot.
Danach müßte die Kirche die eifrigſte Verfechterin des Sonn
tagsruhegedankens ſein. Wie ſchaut nun aber ihre Haltung
in dem gegenwärtigen Kampfe um die handelsgewerbliche
Sonntagsruhe aus? Das zeigt ein Vorgang in der Di-
özeſanverſammlung der Ephorie Großenhain in Sachſen,

Da ſprach
ein Herr Paſtor Jagſch über die Sonntagsruhe. Er dankte
u. a. der Staatsregierung für das große Verſtändnis, das ſie
dieſer Frage entgegengebracht hat. Aber ganz zufrieden war
dieſer Herr mit den gegenwärtigen Zuſtänden doch nicht.
Sonntagsentheiligung iſt es, ſo führte er aus, wenn Lehrlinge
am Sonntag bis kurz vor Gottesdienſt beſchäftigt werden,
wenn am Karfreitag, unſerem größten Feiertag, Kuchen ge-
backen werden, wenn Vereinsbeiträge gerade
während des Gottesdienſtes kaſſiert werden
und ähnliches mehr. Weiter wetterte er gegen die Abhaltung
von Tanzfeſtlichkeiten am Sonnabend abend. Auch an die
kühnen Fliegeroffiziere richtete der gute Mann die Bitte, ihre
Flüge nicht gerade zur Stunde des Sonntagsgottesdienſtes

25. Jahrg.

auszuführen. Nach einer längeren Ausſprache wurde von der
Verſammlung eine Entſchließung angenommen, in der es
heißt: „Sie (die Verſammlung) bittet die Staatsregierung,
auch weiterhin die ſtrenge Durchführung der be-
ſtehenden Sonntagsbeſtimmungen nach dem Ge-
ſetze vom 10. September 1870 im Jntereſſe nicht nur der Kirche,
ſondern des geſamten Volkes zu veranlaſſen. Dazu erſcheint
aber dringend erforderlich, daß die durch Geſetz vom 5. Oktober
1910 erlaſſenen Abänderungen der 88 6 bis 8, wonach Tanz-
muſik und Vergnügungen an Vorabenden zu Sonn und Feſt
tagen bis 2 Uhr morgens geſtattet ſind, zurückgezogen werden.
Dieſe Aufhebung der genannten Paragraphen zu erbitten, er
ſcheint der Diözeſanverſammlung ernſte Gewiſſenspflicht.“
Das war alles, was die Herren zu fordern habenl! Es iſt
ihnen Gewiſſenspflicht, zu fordern, daß die Tanzvbergnügungen
an Vorabenden der Feſttage unterſagt werden, aber ſie können
es mit ihrem Gewiſſen vereinbaren, wenn Angeſtellte und Ar-
beiter nicht nur Sonntagsvormittags, ſondern auch Sonntags-
mittags und ſogar Sonntagsabends zur Arbeit angehalten
werden.
ſeinen Oſterkuchen bäckt, aber die hohen Herren finden es ganz
in der Ordnung, wenn z. B. die Bäckergeſellen gezwungen
werden, an den Feiertagen, auch am Karfreitag, ihre Arbeit
zu verrichten und wenn die Ladenangeſtellten die Backwaren
den ganzen Sonntag hindurch feilzubieten haben. Welches
Phariſäertum prägt ſich doch in der Haltung dieſer Geiſtlichen
aus! Jetzt noch ſoziale Geſinnung von dieſen Leuten zu for-
dern, auf den Gedanken wird wohl ſo leicht niemand mehr
kommen. Die evangeliſchen Geiſtlichen geben an Anpaſſungs-
fähigkeit an die Forderungen des Unternehmertums, wie dieſes
Beiſpiel zeigt, den Zentrumspfaffen nichts nach.

Keine Arbeitsloſenverſicherung in Halle!
Die Petition des Gewerkſchaftskartells und der liberalen Arbeiter um Arbeitsloſeufürſorge vor der
Stadtverordneten Verſammlung. Mehrſtündige Debatte. Ergebnis: Aebergang zur Tagesordnung!

Die Stadtverordneten erledigten in der geſtrigen Sitzung
eine Tagesordnung-ſtark ſozialen Charakters.
Es mußte Stellung genommen werden zu zwei Petitionen von
Arbeitern auf Einführung einer ſtädtiſchen Arbeitsloſenver-
ſicherung und zu einem das gleiche Verlangen ſtellenden Antrag
der ſozialdemokratiſchen Fraktion; weiter war zu entſcheiden
über die Petition der ſtädtiſchen Arbeiter um Zahlung des
Lohnes auch für die Feiertage. Und drittens ſollte ſich das
Kollegium mit dem Thema Sonntagsruhe im Handelsgewerbe
befaſſen.

Den Debatten, die über dieſe Fragen während vier Stunden
gepflogen wurden, lagen zumeiſt die Beſchlüſſe einer Körper-
ſchaft zugypnde, die die Stadtverordneten vor nicht allzu
langer Zeit als „Sozialew Ausſchuß“ eingeſetzt hatten, als
Oberbürgermeiſter Rive wieder einmal ſein „ſoziales“ Herz
entdeckt hatte. Dieſer Soziale Ausſchuß verdient wirklich die
anderen Namen, die man ihm geſtern beilegte: „Soge-
nannter ſozialer Ausſchuß oder „Antiſozialer Aus-
ſchuß“. Er hat bei der Erledigung ſeiner erſten Aufgabe
keinen Zweifel darüber gelaſſen, daß von ihm vecht wenig zur
Förderung der kommunalen Sozialpolitik zu erwarten iſt. Das
um ſo mehr, als eines der einflußreichſten Mitglieder der
Ober-Scharfmacher Hoffmann von Riebecks Montan-
werken iſt, einer jener Menſchen, die nicht als Vertreter der
Bürgerſchaft Stadtverordnete ſind, ſondern als Vertreter der
Großinduſtrie, des Großkapitals, der Hochfinanz. Und dieſe
Leute, die ein Jntereſſe an hohen Dividenden und niedrigen
Arbeiterlöhnen haben, ſind deshalb geſchworene Feinde des von
uns und wöhl auch von einem Teile des Bürgertums ver-
tretenen Grundſatzes, daß die öffentlichen Betrieben muſter-
gültige Arbeitsbedingungen ſtellen ſollen. Das iſt in der
Halliſchen Stadtverordnetenverſammlung ſchon ſo oft zutage
getreten und das geſchah auch geſtern. Freilich, ſo brutal-
offen, wie es von Herrn Hoffmann beliebt wurde, wohl noch
nicht ein einziges mal.

Den Weiſungen dieſes Oberſcharfmachers, der im Verein mit
dem „ſozialen“ Oberbürgermeiſter den ſozialen Ausſchuß zu
einer Ablehnung der Arbeitsloſenverſicherung gezwungen
hatte, folgte geſtern, wie nicht anders zu erwarten war, das
Plenum der Stadtverordneten. Unter Antrag fiel, und auch
über die Petitionen des Gewerkſchaftskartells wie des Vereins
der liberalen Arbeiter „ging man zur Tagesordnung über“. Es
nützte nichts, daß unſer Genoſſe Gröbel unter Anführung
eines umfangreichen Tatſachenmaterials die Notwendig-
keit der Arbeitsloſenfürſorge durch die Gemeinden überzeugend
nachwies. Die Not der Arbeitsloſen, das Elend hungernder
Eltern, hungernder Kinder läßt die Mehrheit jener Leute kalt,
die dort oben im Rathaus Klaſſenvorrechte und große Geldſäcke,
vertreten. Die laſſen ſich auch nicht aus ihrer Abneigung gegen
jede ſoziale Fürſorge herausbringen durch ſo ein Rechenexempel,
an dem ihnen Genoſſe Emmer zeigte, daß der Handwerks-
meiſter und der Fabrikant goringere ſoziale Laſten zu tragen
haben wird, wenn die Krankenkaſſen nicht mehr ſo viele ar-
beitsloſe Kranke zu unterſtützen brauchen, falls die Allge
meinheit für ſie ſorgt. Solcher Zynismus der Satten gegen die
Hungerleider, wie ihn Generaldirektor Hoffmann zum beſten
gab und den Genoſſe Oſt eèerburg mit wenigen Sätzen treffend
charakteriſierte, iſt mit Vernunftsgründen nicht zu beſiegen.

Die Stadtverordneten ſind über die Wünſche der Arbeitsloſen
erneut zur Tagesordnung übergegangen. Was werden die Ar-
beitsloſen und ihre von dem gleichen Geſchick bedrohten, jetzt
noch arbeitenden Kameraden tun? Werden auch ſie zur Tages-
ordnung übergehen? Oder werden ſie was wir hoffen die
aufreizende Wirkung des ablehnenden Stadtverordneten
Beſchluſſes in Sachen der Arbeitsloſenverſicherung ihrer Klaſſe
nutzbar zu machen wiſſen?!

Ein klein wenig mehr Ausſicht haben die ſtädtiſchen Arbeiter
auf Berückſichtigung ihrer Wünſche. Aber wirklich nur ein klein
wenig mehr. Wenn für Arbeiter ein paar tauſend Mark aus
gegeben werden ſollen, damit dieſe an Feiertagen nicht zu hun
gern brauchen, dann will die Stadtverwaltung erſt überlegen,
erwägen, prüfen, ſchätzen und andere Vorſichtsmaßnahmen
treffen. Merkwürdig, daß man auf dem Halliſchen Rathaus
dieſe Eigenſchaften nicht ſpielen läßt, wenn es ſich um Gelder
handelt, die den Reichen und ihren Vereinen zugute kommen.
Z. V. beim FünftauſendMarkRennpreis!

Aufſehen erregend war die Stellung, die der Beamtenver-
treter Hüllemann (wohl in Sorge um ſein Mandat)
in der Debatte einnahm. Dieſer Stadtverordnete verlangte

nicht mehr und nicht weniger, als daß die Stadt ſozialdemo-
kratiſch geſinnte Arbeiter aus ihren Betrieben entfernen ſoll.
Ja, noch mehr: er redete der Begünſtigung der nationalen Ar
beiter bei der Feiertagsbezahlung das Wort, alſo dem poli-
tiſchen Schmarotzertum. Pfui Teufell Was Genoſſe Oſter-
burg und Gröbel dieſem Kollegen im Reſerveoffiziersrang
erwiderten, das ſaß und es wirkte nicht weniger herzerquickend
für den Freund politiſcher Reinlichkeit, als Oberbürgermeiſter
Rive den Scharfmacher Hüllemann kräftig ablaufen ließ.

Zum Schluß gab es noch ein hübſches politiſches
Satirſpiel. Es ſollte eine Petition um einheitliche Rege-
lung der Sonntagsruhe an den Reichstag abgeſandt werden.
Die bürgerliche Mehrheit hatte aber erſt neulich ihr Gewiſſen
mit dem Verbrechen belaſtet, ſolche „politiſchen“ Petitionen
nicht zuzulaſſen, weil damals unſere Genoſſen um Erweiterung
des kommunalen Wahlrechts baten. Ließ man die jetzige
Petition zu, ſo erklärte man, daß man damals nur die Sozial
demokraten treffen und vergewaltigen wollte. Von unſerm
Redner wurde das denn auch ausgeſprochen, während der herr-
liche Staatsrechtskundige Meyer, ein Rechtsanwalt, ſekun
diert vom reaktionären Oberbürgermeiſter, in der Tat „konſe-
quent“ ſein und auch diesmal das winzigſte Bittrecht der
Stadtverordneten niedertrampeln wollte. Einigen anderen
Bürgerlichen ſchlug aber das böſe Gewiſſen, und die Mehrheit
der Herrſchaften ſtimmte dann für Zuläſſigkeit. Damit hat

das Stadtparlament das Urteil über ſeine Vergewaltigung
der ſozialdemokratiſchen Petition höchſtſelbſt ausgeſprochen und
ſich ſelber gerichtet. Das wird bald genug von unſern Genoſſen
mit erneuten Petitionsanträgen ausgenutzt werden müſſen.
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Interpellation Horſtmann und Genoſſen über die Geruchs-
beläſtigungen durch die Kröllwitzer Papierfabrik.

Der Magiſtrat iſt zur Beantwortung bereit.
Stadtv. Horſtmann führt aus, die Bevölkerung namentlich

des nördlichen Stadtteiles leide geſundheitlich unter den Aus-
dünſtungen der Fabrik. Die Grundſtücke würden entwertet, weil
den Hausbeſitzern das Vermieten ihrer Wohnungen ſchwer würde.
Die Stadtverwaltung ſollte alles tun, um Abhilfe zu ſchaffen.
Der Einzelne iſt machtlos. Gegen die Fabrik ſelbſt haben wir
nichts; wir würden es bedauern, wenn die Fabrik nach auswärts
verlegt würde.

Oberbürgermeiſter Rive: Die Polizeiverwaltung hat die gegen
die Kröllwitzer Papierfabrik erhobenen Beſchwerden als begründet
anerkannt und ſtets verſucht, Abhilfe von der Fabrik zu erlangen.
Die Fabrikleitung hat ſich dem Verlangen der Polizei nicht ab
lehnend gegenüber verhalten, aber alle techniſchen Maßnahmen
haben keinen Erfolg gehabt. Der Stadtarzt hat die Beſchwerden
inſofern beſtätigen müſſen, als er ausführte, daß die Beläſtigungen
oft ſehr ſchlimm ſeien, er hat in einem Gutachten aber doch die
Zuſicherung gegeben, daß die Geſundheit durch die Sulfatdämpfe
nicht geſchädigt wird. Der Stadtausſchuß iſt zu dem Antrag an
die Polizei gekommen, die Beſeitigung der Dämpfe von der Fabrik
zu verlangen. Bei der Durchführung haben ſich dann allerdings
Schwierigkeiten ergeben. Es mußte damit gerechnet werden, die
ganze Fabrik ſtill zu legen. Daran will man natürlich, weil es
ich um ein Jahrhunderte beſtehendes Unternehmen handelt, das

600 Arbeiter beſchäftigt, gar nicht denken. Es ſollen erſt noch
weitere Verſuche gemacht werden zur Bekämpfung der Sulfat
dämpfe. Der Fabrik iſt aufgegeben worden, einen neuen Schorn
ſtein zu bauen, mit beſonderer Einrichtung zur Unſchädlichmachung
der Dämpfe; dieſe Anlage wird in einigen Wochen fertiggeſtellt
ſein. Man muß abwarten, ob die erhoffte Wirkung eintreten wird;
wenn nicht, ſo muß eben nach anderen chemiſchen und h
Maßnahmen Umſchau gehalten werden. Vorläufig muß man ſich
mit dem Erſtrebten zufrieden geben.

Zu arg ga?röurs wird die Beſprechung der Jnter
pellation beſchloſſen.Stadtv. Oſterburg: Bei der Rede des Hrn. Oberbürgermeiſters
mußte ich an das Dichterwort denken Die Botſchaft ich wohl,
allein mir fehlt der Glaube! Wohl ein Dutzend Mal hat ſich die
r n r in den letzten 15 Jahren mit deuBeläſtigungen durch die Kröllwitzer Papierfabrik beſchäftigt; ebenſo oft iſt Abhilfe verſprochen worden. bei iſt es aber immer
geblieben. Die Erklärung, daß die Sulfatausdünſtungen nicht ſo
geſundheitsſchädlich ſind, iſt ein ſchlechter Troſt, da dochWgeniſche Sachverſtändige ſehr oft das Gegenteil arten haben.

aß im Laufe der ded wie der Oberbürgermeiſter weiter

Hunderttauſende aufgewendet worden ſind, um die Geruchs
beläſtigungen zu beſeitigen, iſt kaum S glauben. Mit einem
ſolchen Kapital kann man doch eine ganze Fabrik bauen! (Heiterkeit).
Eigentümlich iſt, daß die Beſchwerden über die Geruchsbeläſtigungen
nur gegen die Kröllwitzer Fabrik laut wurden. Jn Ammendorf
find wohl niemals ſolche Gerüche wahrzunehmen und auch aus
auderen Städten, wo Papierfabriken ſind, hört man nichts von

Sie wettern dagegen, wenn ſich jemand am Karfreitag

S



G

ſolchen Klagen. Daraus ſcheint mir hervo
anderes Verfahren doch noch angewendet werden
e Lehmann hat bei früheren Beratungen wiederholt ver
prochen. er wollte für die Abſtellung der Beſchwerden ſorgen.

Leider hat auch er nichts ausgerichtet und leider iſt er
heute nicht einmal hier. Auffällig erſchien mir aber vor allem
die Kühnheit, mit der der Oberbürgermeiſter die Fabrik in Schutz
nahm. Bald ſah es ſo aus, als ob die Jntereſſen der
Aktionäre ausſchlaggebend wären (Heiterkeit). Weil unſere
Beſchwerden nichts genützt haben und die beſchloſſenen Maßnahmen
nicht helfen, müſſen wir die Anwendung anderer Mittel zur An
wendung bringen, eventuell den Boykott der Produkte der
Papierfabrik. Wenn auch die Behörden bedauerlicherweiſe machtlos
ſind, ſollten wir doch die Jntereſſen der Bürgerſchaft wahrnehmen
und zuſehen, ob nicht noch wirkſamere Mittel in Anwendung ge
bracht werden können.

Oberbürgermeiſter Rive: Mehr, als ſie getan hat, kann die
Polizei nicht tun. Jch habe gedacht, daß auch gerade die Sozial
demokraten von dem ſcharfen Vorgehen der Polizei befriedigt ge
weſen wären; das iſt aber nicht der Fall. Mit den Sozis läßt
ſich ſchlecht regieren. Bei meinen Ausführungen über die Auf
wendung von Hunderttauſenden habe ich mich wohl mißverſtänd-
lich ausgedrückt. Die große Summe wurde nicht für den einen
Zweck verausgabt, ſondern zur Beſeitigung mehrfacher Beſchwerden
innerhalb längerer Zeit.

Stadtv. Döhler will ſich mit der Erklärung des Oberbürger-
meiſters zufrieden geben. Man müſſe Rückſichten nehmen.

Stadtv. Gieſe: Der Stadtausſchuß hätte die jetzt unter
nommenen Schritte ſchon vor zehn, ſünfzehn Jahren unternehmen
ſollen, und die Polizei ſollte energiſcher gegen die Kröllwitzer Papier-
fabrik vorgehen. Mit den Eigentümern der Kaiſerſäle iſt man
nicht ſanft umgeſprungen. Die Stadt wendet große Mittel auf
für die Förderung der Geſundheit ihrer Bewohner, ſie gibt neun
Millionen aus für den Kanal, Hunderttauſende für die Waſſer-
verſorgung ſie ſollte aber nicht unterlaſſen, das notwendigſte zu
tun: für- friſche Luft zu ſorgen. Es wird allgemein darüber
geklagt, daß in Halle infolge der ſchlechten Luft kaum zu leben iſt,
man ſollte Beſchwerden bei der Regierung einreichen.

Oberbürgermeiſter Rive: Wenn wir aufs ſchärfſte vorgehen,
wird der Erfolg die Schließung der Fabrik ſein. Ehe man aber
jemand umbringt, überlegt man wohl noch einmal. Wir haben
unabläſſig verhandelt, das weiſen die großen Aktenſtöße aus. Aber
übertreiben dürfen wir hier nicht, um die Stadt nicht zu ſchädigen.

Stadtv. Föhring: Wir als freie Bürger ſollten nicht nach der
Polizei ſuchen. Der Zivilrechtsweg nach der Gewerbeordnung
bietet nicht nur dem Beſitzer aus der Nachbarſchaft, ſondern jedem
Beläſtigten die Möglichkeit zum Vorgehen.

Stadtv. Gieſe: Jch habe nichts weiter als die Wahrheit ge-
ſagt und was leider auch auswärts ſchon bekannt geworden iſt.
Die ſchlechte Luft bringt Geſundheitsſchädigungen mit ſich. Des-
halb ſoll nicht der einzelne vorgehen, ſondern die Stadt
hat die Pflicht, das im Jntereſſe der geſamten Bürgerſchaft
zu tun.

Oberbürgermeiſter Rive: Mehr Energie wie geſchehen, kann
nicht aufgewendet werden. Mehr als die Schließung der Fabrik
iſt wirklich nicht zu verfolgen. Es iſt nicht richtig, daß die Luft
in Halle ſo verpeſtet iſt. (Bravo!)
Es ſprechen noch die Herren Kallmeyer und Gieſe, darauf
iſt die Rednerliſte erſchöpft und die Debatte beendet.

Mittelbewilligung für Erweiterung der Spielwieſe.
Auf der Peißnitz Spielwieſe ſollen noch Laufbahnen geſchaffen

verden, wofür eine Magiſtratsvorlage 5000 Mk. verlangt. Stadtv.
Vſterburg führte dabei aus, daß die ſozialdemokratiſche Fraktion
ſtets für ſolche Vorlagen eingetreten iſt und das auch in dieſem
Falle tun wird, wenn vom Magiſtrat die Zuſicherung gegeben
wird, daß dieſe Wieſe auch von allen Kreiſen der Bevölkerung
benutzt werden könnte.

Stadtv. Hos (Referent) erklärt, daß die Wieſe zuerſt den
ſtädtiſchen Schulen zur Verfügung ſtände.

Oberbürgermeiſter Rive: Jch halte es für richtig, wenn der
Platz von jedermann benutzt werden kann. Die Spiel-
wieſe, das iſt es überhaupt, was uns fehlte: ein Platz, auf dem
der Bürger ohne Unterſchied und ohne große Wanderung den
Fuß auf grünen Raſen ſetzen kann. Die Mittel werden mit den
ſozialdemokratiſchen Stimmen bewilligt.

Keine Arbeitsloſenfürſorge!
Es ſteht zur Beratung der Antrag Gröbel: Verſammlung

wolle beſchließen, den Magiſtrat zu erſuchen, über folgende drei
Punkte Vorlage zu machen: 1. Unterſtützung derjenigen Arbeiter
familien, welche durch lange Arbeitsloſigkeit in Not geraten ſind.
Dieſe Unterſtützung darf jedoch nicht als Armenunterſtützung gelten.
2. Jnangriffnahme von Notſtandsarbeitenm.
Arbeitsloſenverſicherung für alle Arbeiter. Ferner die Petition
es Gewerkſchaftskartells und des Reichsvereins liberaler
Arbeiter um Einführung einer Arbeitsloſenverſicherung

Stadtv. Kühme (Referent): Dem Sozialen Ausſchuß lagen
zwei Petitionen vor betreffend die Notſtands- und Arbeitsloſen-
verſicherung: vom Gewerkſchaftskartell und dem liberalen Arbeiter-
verein, ſowie der Antrag Gröbel. Darin wird erſtens gefordert,
die Unterſtützung ſolcher Familien, die in Not geraten ſind. Der
Ausſchuß empfiehlt Uebergang zur Tagesordnung. Zur Unter-
ſtützung in Not befindlicher Familien iſt die Stadt ohnehin ver-
pflichtet; wenn aber gefordert wird, daß ſolche Unterſtützungen
nicht zum Verluſt des Wahlrechts führen ſollen, ſo widerſpricht
das dem Geſetz und man könnte evtl. erfolgte Wahlen anfechten.

Stadtv. Gröbel: Dieſer Antrag berührt eigentümlich, beſonders
weil er von Herrn Kühme vertreten wird. Dieſer war es, der
vor kurzem bei der Wohnungsdebatte beſonders anſchaulich ge-
ſchildert hat, wie groß die Not in Halle iſt. Wenn wir die Ab-
ſicht haben, einen Weg ausfindig zu machen, um arme
Teufel zu unterſtützen und ihnen doch das Wahlrecht zu erhalten,
dann brauchen wir nur wie München und Dresden zu handeln.
Wir ſollten den Antrag des Sozialen Ausſchuſſes, zur Tages-
ordnung überzugehen, ablehnen und für Ueberweiſung zur Berück-
ſichtigung eintreten.

Es wird Uebergang zur Tagesordnung beſchloſſen.
Stadtv. Kühme (fortfahrend): Die Schaffung von Notſtands-

arbeiten iſt nicht nötig, weil die Stadt noch auf Jahre hinaus
Arbeiten zu vergeben hat. Der Ausſchuß hat aber beſchloſſen, dem
Magiſtrat zu erſuchen gewerbliche Arbeiten künftig zeitig aus-
zuſchreiben mit langen Lieferungsfriſten. Jm übrigen wird
gleichfalls Uebergang zur Tagesordnung beantragt und beſchloſſen.

Stadtv. Kühme: Die Einrichtung einer kommunalen Arbeits-
loſenverſicherung iſt die wichtigſte Forderung. Darüber herrſcht
noch ziemliche Unklarheit, und die Schwierigkeiten der Materie
ſind groß. Das Reich ſchiebt dieſe Sache den Kommunen zu, die
Kommunen wieder dem Reich. Um über die Erfahrungen anderer
Städte mit der Arbeitsloſenverſicherung ein zuverläſſiges Material
zu bekommen, hat ſich der Ausſchuß an fünf Städte gewandt:
Straßburg, das ſich ein Zuſchußſyſtem an die Gewerkſchaften
7000 Mk. jcchrlich koſten läßt. Erlangen, das einen Schritt
weiter gegangen iſt und auch die Nichtorganiſierten unterſtützt
Schöneberg, das neben dem Zuſchuß- noch das Sparſyſtem hat;
Mannheim, das auf Grund des Zuſchußſyſtems auch noch für
die Kinder einen Satz von je 10 Pfg. bezahlt; endlich Köln, wo
mit ſtädtiſcher und privater Hilfe ein Verein ſich die Unterſtützung
der Arbeitsloſen angelegen ſein läßt. Aus der großen Verſchieden.
heit erſieht man, daß die Städte noch arg im Dunkeln taſten in
der Frage der Arbeitsloſenverſicherung. Es fehlen uns die Grund-
linien für die Organiſation, vor allem ein gut ausgebauter, gut
funktionierender Arbeitsnachweis. Deshalb empfiehlt auch in
dieſem Punkt der Ausſchuß Uebergang zur Tagesordnung. Das
Zuſchußſyſtem ſtärkt auch die freien Gewerkſchaften und ſtellt derenJ Mittel, auch den Reſervefonds von 80 bis 100 Millionen,
für den Kampf zur Verfügung.

o

3. Einführung einer

ge, die Petition dem Magiſtrat zur

Die Arbeitsloſenverſicherung hat ſich doch ſchon ein größeres Feld
erobert, als die Rede des Herrn Kühme vermuten ließ. Eine er
hebliche Zahl deutſcher Städte hat das Zuſchußſyſtem in Verbindung
mit den Gewerkſchaften eingeführt. Jn Halle hinken wir auch in
dieſer Angelegenheit nach. Den Antrag des Sozialen Ausſchuſſes
(Zuruf: antiſozialen!) bitte ich abzulehnen. Ein ſtärkerer
Zuzug vom Lande in die Stadt iſt nicht zu erwarten, das geht
aus den Erfahrungen der Stadt Köln hervor; wir können uns
außerdem ja ſchützen durch Einführung einer ſechsmonat-
lichen Karenzzeit. Wir würden in Halle, das iſt meine Ueber-
zeugung, nicht mehr als 10- bis 12000 Mk. für die Zuſchußkaſſe
nötig haben. Auf die Mängel des Arbeitsnachweiſes ſollten wir
uns nicht berufen. Selbſtverſtändlich ſoll die Arbeitsvermittlung
verbeſſert werden auch in Halle ſollte man den jetzt beſtehenden

der Rechtloſigkeit beſeitigen aber es bleibt doch
atſache, daß auch das beſte und ausgedehnteſte Netz von Arbeits-

nachweiſen nicht imſtande iſt, die Schwankungen der Konjunktur
auszugleichen. Bei der Kriſe haben die Arbeitsnachweiſe
bisher verſagt und werden auch in Zukunft verſagen. M. H.,
niemand von Jhnen wird heute noch der Meinung ſein, die man
früher des öfteren hörte, daß jedermann Arheit fände, wenn er
arbeiten wolle. Tauſende von einheimiſchen Arbeitern, Familien-
väter, werden auch noch durch die billigen ausländiſchen Arbeiter
aus Lohn und Brot gebracht, unſchuldigerweiſe, und für ſolche
bedauernswerten Opfer ſollte die Kommune eintreten. Mit Not-
ſtandsarbeiten wird zwar der Arbeitsmarkt ein wenig entlaſtet,
aber im allgemeinen haben ſie nur bedingten Wert, und nur für
beſtimmte Berufe. Herr Kühme ſagte, wer längere Jahre an einer
Stelle arbeitete, der hätte kein Jntereſſe an einer Arbeitsloſen
verſicherung. Das trifft nicht zu. Herr Kühme, gerade in Halle
iſt es in der letzten Zeit in den Fabriken ſehr oft vorgekommen,
daß ältere Arbeiter, die zehn, fünfzehn und zwanzig Jahre an einem
Platze geſchuftet und gefrondet und den Reichtum des Kapitaliſten
mit verdient haben, durch jüngere Arbeitskräfte erſetzt
und entlaſſen ſind. Die Herren Fabrikanten zeigen da wenig
chriſtliche Nächſtenliebe. Sie billigen den Arbeitern, wenn ſie bei
ſchlechtem Geſchäftsgang den Vorſchlag machen, nicht einmal kürzere
Arbeitszeit zu. Auch Herr Kühme, der ſich immer ſozial geben
möchte, ſollte das Bibelwort von der chriſtlichen Nächſtenliebe mehr
beherzigen: Liebe deinen Nächſten wie dich ſelbſt!

Neuerdings ſind auch Breslau und Stuttgart mit der Arbeits-
loſenfürſorge vorgegangen, weil die Not zu groß iſt. Auch in
Halle leiden die Arbeiter furchtbar unter den Wirkungen der Kriſe.
Oftmals lieſt man in den hieſigen Blättern, daß ſich Arbeiter
das Leben nehmen infolge Verzweiflung durch lange Arbeits-
loſigkeit. Es iſt noch nicht lange her, daß ein Vater von ſechs
unmündigen Kindern aus Not Selbſtmord beging.

Die Arbeiter ſelbſt tun alles mögliche, um ſich vor den Ge
fahren der Arbeitsloſigkeit aus eigener Kraft zu ſchützen.
Auch die Halliſchen Gewerkſchaffen haben große Aufwendungen
gemacht, der Not und dem Elend infolge der Arbeitsloſigkeit zu
ſteuern. 1911 wurden von ihnen verausgabt zur Unterſtützung
der Arbeitsloſen 50387,98 Mk., 1912 ſchon 75271,43 Mk., 1913
aber 132316,04 Mt. und die Zahl für 1914 wird, das läßt ſich
aus der großen Arbeitsloſigkeit im Frühjahr und Sommer ſchon
ſagen, wiederum größer ſein. An ſonſtiger Arbeitsloſen-Unter-
ſtützung (an Kranke, die gleichfalls den Arbeitsloſen zugute
kommt), wurden verausgabt 1911: 85 170 Mk., 1912: 103 815 Mk.,
1913: 146 667 Mk. Die deutſchen freien Gewerkſchaften haben
zuſammen während der Jahre 1903 bis 1912 für die Unterſtützung
der Arbeitsloſen den Rieſenbetrag von 58 Millionen Mark ver
ausgabt. Meine Herren, dieſe Leiſtungen müßten bei jedem
gerecht denkenden und empfindenden Menſchen Anerkennung
und deshalb Unterſtützung finden. Es wäre der Stadt Halle mit
ihrem 14-Millionen-Etat doch ein leichtes, 10000 oder 12000 Mk.
für die Arbeitsloſenfürſorge bereitzuſtellen. Sämtliche Berufs-
vereine ſollen natürlich bedacht werden mit Zuſchüſſen für Fa-
milien, deren Ernäher arbeitslos iſt. Meine Herren, wir haben
für alles mögliche Geld und geben oft für Dinge große Summen
aus, die nicht entfernt die Wichtigkeit haben, als dieſe von uns
geforderte ſoziale Fürſorge. Wenn wir beiſpielsweiſe für Pferde-
rennen 5000 Mk. bewilligen, dann müſſen wir auch Geld haben,
um unſere beſchäftigungsloſen, unverſchuldet in Not geratenen
Mitbürger vor dem ſchlimmſten Elend zu bewahren. Beſchließen
Sie im Prinzip, daß eine Arbeitsloſenverſicherung eingeführt werden
ſoll. Wie und wann, das wird ſich noch finden. (Beifall bei den
Sozialdemokraten.)

Stadtv. Kühme: Jch habe im Referat nicht meine perſön
liche Auffaſſung, ſondern die des Sozialen Ausſchuſſes ver
treten. Mein Antrag auf Ueberweiſung an den Magiſtrat fand
nicht die Mehrheit.

Stadtv. Emmer: Als vom Gewerkſchaftskongreß zu Stutt-
gart 1902 eine Reichsarbeitsloſenverſicherung gefordert war,
wurde hier beſchloſſen, eine Denkſchrift vorzulegen. Die Ein
führung der Verſicherung glaubte man aber doch nicht emp-
fehlen zu ſollen. Das Reſultat der Debatten in den erſten
zwei Sitzungen des ſog. Sogzialen Ausſchuſſes war erfreulicher.
Die Mehrheit zeigte ſich geneigt, etwas Poſitives für die
Arbeitsloſenzutun. Jn der letzten Sitzung wurde aber
von einem Herrn kräftig abgepfiffen, da wehte gleich ein
anderer Wind, und von einer Seite, die die Jntereſſen des
Großkapitals vertritt, wurde ausgeführt, es müßte endlich
Halt gemacht werden mit der ſozialen Geſetzgebung. Wenn
in einer Körperſchaft ſolche Stimmungen laut werden, dann
kann doch von einem Sozialen Ausſchuß keine Rede ſein. Be
dauerlich iſt auch, daß in die Erörterungen politiſche Momente
hineingetragen worden ſind. Wir haben die Abſicht, die Ar
beitsloſenfürſorge allen Organiſierten zugute kommen zu
laſſen. Die Stadt hat auch noch aus anderen Gründen die
Pflicht, den Gewerkſchaften zu helfen bei der Unterſtützung der
Arbeitsloſen. Denn wenn die Arbeiter ſich nicht ſelbſt helfen
würden, könnten die Städte viel kräftiger und viel tiefer in
den Beutel greifen bei der Armenunterſtützung. Weil nun die
Gewerkſchaften beteiligt ſein ſollen, entſetzen ſich die Herr
ſchaften über unſer Verlangen. Oberbürgermeiſter Rive ſprach
ſogar im Ausſchuß vom Untergang des Vaterlandes (Zuruf:
Huh, huhl Heiterkeit) bei Einführung der Arbeitsloſenver-
ſicherung. Mir erſcheint es unfaßbar, daß ein Oberbürger-
meiſter einer Großſtadt derartige Ausführungen machen kann.
Die Denkſchrift der Generalkommiſſion der Gewerkſchaften
habe ich dem Magiſtrat übergeben; man hat das Material
als großartig bezeichnet, aber trotzdem hat man nichts ge-
tan, und es wird auch nie dazu kommen. Dabei haben doch
alle Städte, die berichtet haben, gute Erfahrungen mit
der
iſt aber die Haltung des Magiſtrats und des Ausſchuſſes. Die
Arbeitgeber kann ich gar nicht ſtehen. »Mancher Arbeiter,
der heute arbeitslos iſt, wird ſich krank melden denn die Er
fahrung lehrt, daß jeder Hungernde krank und arbeitsunfähig
wird das müſſen die Krankenkaſſen bezahlen, und ſelbſt
verſtändlich werden auch die Arbeitgeber belaſtet. Da iſt es
doch vernünftiger, wenn wir die Arbeitsloſen als Arbeitsloſe
unterſtützen unter Zuhilfenahme der allgemeinen Mittel Sie
werden beſſer fahren, wenn ſie der Wahrheit die Ehre

Arbeitsloſenverſicherung gemacht, um ſo unverſtändlicher
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geben. Die Stadtverwaltung z von der Bürgerſchaft
zwuüngen werden, eiwas für die Arbeitsloſen zu tun. Deshalb
iſt es notwendig, daß der Antrag Gröbel angenommen wird
und die Petitionen zur Berückſichtigung überwieſen werden.

Stadtv. Hoffmann: mö meine Behauptungen imAusſchuß Zbittee e rhnendet alaler Be
laſtung wird die deutſche Jnduſtrie nicht mehr mit dem Aus-
land konkurrieren. Es wird ſchwer uſtellen ſein, wer
arbeitslos iſt. Wenn die Bauarbeiter keine Arbeit mehr
dann ſind daran ihre großen Forderungen mit ſchuld. Dadurch
wird dem Unternehmertum das Bauen unmöglich gemacht.120 000 Mk. Aufwendungen für Arbeitsloſe ſind ni Khr viel

bei den unendlich großen Einnahmen der Gewerkſchaften. Wenn
die Sozialdemokraten den Sozialen Ausſchuß für antiſozial
halten, dann können ſie ja austreten.

Stadtv. Oſterburg: Herr Hoffmann hat ch einige kühne
Behauptungen geleiſtet. Die Sozialpolitik ſoll Sie Konkurrenz
fähigkeit der deutſchen Jnduſtrie auf dem Weltmarkt bedrohen.
Das iſt ein Märchen, denn ſeit der Einführung der ſozialen
Verſicherungen hat die deutſche Jnduſtrie ſich doch gerade die
führende Stellung erobert. Ununterbrochen iſt die deutſche
Jnduſtrie gewachſen, das ſieht man an der Kapitalskonzen
tration und vor allem an den hohen Dividenden, die
auch in den Halliſchen Unternehmungen bis zu 30 Prozent ge
zahlt werden. Es wird immer ſo dargeſtellt, als ob das Aus
land gar keine Sozial, itik hätte. Das iſt falſch, den Ta
ſachen widerſprechend; viele europäiſche Staaten leiſten auf
ſozialem Gebiet heute ſchon mehr als Deutſchland. (Wider-
ſpruch.) Daß die Sozialdemokratie zuerſt gegen die ſozialen
Geſetze ſtimmte, dazu war ſie gezwungen, weil die Leiſtungen
ungenügend, unzulänglich waren. Jm Prinzip aber iſt die
Sozialdemokratie immer für die Förderung der ſozialen Ge
ſetzgebung eingetreten. Das hat auch Bismarck anerkannt,
als er ſagte: Ohne Sozialdemokratie keine
Sozialpolitik! Herr Hoffmann weiß, auch nicht, was
arbeitslos iſt. Merkwürdig, das von dem Generaldirektor
eines Jnduſtrieunternehmens zu hören. Arbeitslos iſ., wer
keine Arbeit hat, und das iſt doch ſehr leicht feſtzuſtellen. Wer
nichts verdient, iſt eben arbeitslos. Die heutige Geſellſchaft
erkennt ja das Recht auf Arbeit überhaupt nicht an, höchſtens
das Recht auf die Almoſen der Armenunterſtützung.
Der eine nimmt Tauſende und Zehntauſende, vielleicht auch
Hunderttauſende ein, die große Maſſe aber lebt im Elend.
Und dann ſollen die Arbeiter ſchuld ſein, daß nicht gebaut wird!
Wenn die Bau arbeiter Forderungen ſtellen, dann
ſind ſie ſtets berechtigt. Sie haben ja in der Regel auch
nur 40 Wochen im Jahr Arbeitsgelegenheit, die Behörde gibt
das ſogar bei der Steuerveranlagung zu da müſſen die Bau-
arbeiter eben ſehen, in der Saiſon den Unterhalt für das ganze
Jahr zu verdienen. Ganz andere Momente ſind ſchuld daran,
daß nicht mehr gebaut wird: das Hausbeſitzer- und Boden-
ſpekulantentum, das von der Wohnungsknappheit profitiert.

Die hochbeſoldeten Direktoren, die tantiemenſchluckenden Auf-
ſichtsräte verteuern die Produktion, und dieſe Leute, die
Hunderttauſende jährlich einnehmen, ohne daß
ſie arbeiten, haben die Stirn, über die Begehrlichkeit der Ar-
beiter zu zetern. Wahrlich: das Schamgefühl iſt zu
den Hundengeflohen. (Der Vorſitzende ruft den Redner
zur Ordnung.)

Oberbürgermeiſter Rive will den Ausdruck, den Emmer ihm
vorgehalten hatte, nicht gebraucht haben. Es müſſe ein Miß-
verſtändnis vorliegen.

Stadtv. Gröbel: Der Grundſatz des Schädeleinſchlagens
wird nicht von freiorganiſierten Arbeitern geübt, eher vom Ver-
einen, die im Schiffchen tagen, wo öfter mit Stuhlbeinen
hantiert wird. Jede Roheit, jedes Vergehen des einzelnen
Arbeiters gegen Andersdenkende wird von uns auf das ſchärfſte
verurteilt. Und glauben Sie vielleicht, daß wir uns hier
anders verhalten? (Heiterkeit.) Allerdings wird die Ar-
beitsloſenverſicherung nur mit Hilfe der Gewerkſchaften durch
geführt werden können; die Stadt braucht dann nur Zuſchüſſe
zu leiſten, was ſehr einfach iſt. Jch möchte noch ſagen, daß der
Metallarbeiterverband an Mitglieder, die mehr als ein Jahr
ſteuerten, pro Woche 7 bis 12 Mk. zahlt bis zur Dauer von
zwanzig Wochen. Bedenken Sie, welche gewaltige Leiſtung
durch Selbſthilfe das iſt. Andere Länder ſind in der Arbeits
loſenverſicherung viel weiter, als Deutſchland. Die deutſchen
Städte haben, da das Reich verſagt, die Pflicht, voranzugehen.
Stimmen Sie meinem Antrag im Prinzip zu.

Stadtv. Emmer: Der Oberbürgermeiſter hat den von mir
viedergegebenen Satz tatſächlich gebraucht. Jch habe ihn in der
Sitzung wortgetreu niedergeſchrieben. Er hatte
ſich in Wolle geredet, und hat ſich dabei verhauen. Jetzt bereut
er ihn vielleicht.

Jch habe den Ausſpruch nichtOberbürgermeiſter Rive:
getan.

Die Rednerliſte iſt erſchöpft. Bei der Abſtimmung wird
der Antrag des Sozialen Ausſchuſſes auf Uebergang zur Tages
ordnung mit großer Mehrheit angenommen. ußer den
Sozialdemokraten bleiben nur drei bürgerliche Vertreter ſitzen.

Die Löhne der ſtädtiſchen Arbeiter
Eine Petition der ſtädtiſchen Arbeiter um Bezahlung der in

die Woche fallenden Feiertage ſoll nach dem Antrag des Aus-
ſchuſſes in der Weiſe erledigt werden, daß ſie in bezug auf die
Wochentage dem Magiſtrat zur Berückſichtigung, im
übrigen zur Erwägung überwieſen wird. Der Referent
Kühme meint, wenn Wochenlöhne für alle Arbeiter einge
führt würden, ſeien alle Beſchwerden aus der Welt geſchafft.

Stadto. Coqui: Mir genügt der Beſchluß des Petitionsaus-
ſchuſſes nicht, um zufriedene Arbeiter zu ſchaffen. Ein Familien-
vater blickt trübe in die Zukunft, wenn ein Jahresfeſt naht und
ihm ein oder zwei Tagelöhne fehlen. Jch beantrage, die Peti-
tion in ihrem ganzen Umfange zur Berückſichtigung zu
überweiſen.

Stadtv. Hüllemann befürwortet die Berückſichtigung,
aber nur für Arbeiter mit nationaler Geſin-nung und einwandfreier Führung.

Oberbürgermeicher Rive: Als wir Weihnachten Jhren Ve
ſchluß in die Tat umſetzten, haben ſich doch mancherlei erhebliche
Schwierigkeiten ergeben. Würden wir die Feſttage bezahlen,
käm das einer Belaſtung der Stadtkaſſe mit etwa 25 000 Mark
gleich. Nach politiſchen Geſichtspunkten kann hierbei nicht ver-
fahren werden, denn ſelbſtverſtändlich ſind unter
den ſtädtiſchen Arbeitern auch Sozialdemo-
kraten. Jn der Ueberweiſung zur Berückſichtigung liegt ſchon

ein ſtarker Ton. 8Stadtv. Gröbel: Wir erſuchen um Beitritt zur Petition, wür
den auch entſprechend unſerer alten Forderung die Zahlung von
Wochenlöhnen lebhaft begrüßen. Die Beamten, die meiſt viel
günſtiger beſoldet werden als Arbeiter, bekommen alle Feiertage
bezahlr, ſelbſtverſtändlich auch Herr Hüllemann (Sehr gutl),
der die nationale Geſinnung von den ſtädtiſchen Arbeitern for-
derte. Er würde ſich vielleicht gar entrüſten, wenn ein ſtädtiſcher
Arbeiter Rotkohl zu Mittag ißt. (Heiterkeit.) Das iſt
ein unerhörtes Verlangen, dem Herr Hüllemann hier Ausdruck

verliehen hat, ein Verlangen, das zur Geſinnungslumpe
rei führt. Jch habe eine Zuſammenſtellung vor mir, wonac
43 deutſche Städte die gegenwärtige Forderung der ſtädtiſchen
Arbeiter erfüllt haben, große, mittlere und kleinere Städte. Und
ſo hohe Koſten würden bei allgemeiner Durchführung der Stadt
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Valle nicht erwachſen. Jch habe feſtgeſtellt, daß nur etwa

Scheuen wir uns nicht,15 000 Mark gebraucht würden.
die berechtigten Forderungen unſerer Arbeiter zu erfüllen. Der
nächſte Feiertag, der bezahlt werden muß, iſt der Bußtag, da
müſſen wir ſ owieſo Bußetun. (Heiterkeit.)
„Stadtv. Hül lemann: Fch will die Feiertagsbezahlung nur

r national geſinnte Arbeiter empfehlen, weil ich für das
rinzip der Stub enreinheit bin. Wer ſozialdemokratiſch

denkt, gehört nicht in einen ſtädtiſchen Betrieb.
Man ſollte jedenfalls von ſtädtiſchen Arbeitern ver kan gen,
daß ſie mit der Sozialdemokratie nicht ſympathi-
ſieren. Gelächter. Widerſpruch.)

Stadtv. Meyer: Der Hüllemannſche Standpunkt hat etwas
für ſich. Jch kann mich heute nicht mehr für die Berügcſichtider Whitien erklären cht mehr für die Verüchſichtigung

Es läuft ein Antrag auf Schluß der Debatte ein.
Dagegen wendet ſich Stadtv. Oſterburg: Die Hüllemannſchen

Ausführungen dürfen nicht unwiderſprochen bleiben, denn etwas
ähnliches ſei wohl noch niemals in einem Parlament gefordert
worden. Das gibt eine gewaltige Korruption. (Vor-
ſitzender erregt: Sie dürfen jetzt nicht zur Sache ſprechen

Der Schlußantrag findet mit großer Mehrheit Annahme.
(Zurufe: Hüllemann ſtimmt auch für Schlußl)

Bei der Abſti mmung wird der weiteſtgehende Antrag
Coqui gegen ungefähr 12 Stimmen abgelehnt, mit der gleichen
Minderheit der Antrag Gröbel auf Wochenlöhne. Der An
trag des Petitionsausſchuſſes wird darauf mit anſcheinend
knapper Mehrheit angenommen.

7

Eine politiſche Debatte um die Sonntagsruhe
Die kaufmänniſchen Verbände hatten eine Petition eingereicht,

die vom Reichstage die gleichartige Behandlung der Städte
in der Frage der Sonntagsruhe erbittet. Der Petitions-
ausſchuß empfahl durch den Stadtv. Kührne, der Petition
beizutreten.

Stadtv. Meyer beſtreitet, daß die Stadtverordneten Ver-
ſammlung ein Recht habe, derartige „nichtkommunale“ Ange-
legenheiten zu beraten. Der Wunſch der Petenten ſei verſtänd-
lich, aber das ginge uns hier nichts an.

Der Vorſteher ſagt, nach dem kürzlichen Beſchluß, wonach
der ſozialdemokratiſche Petitionsantrag auf Einführung der ge-
heimen Stimmabgabe als „unzuläſſig“ hier von der Ver-
handlung ausgeſchloſſen worden ſei, müſſe man erneut prüfen,
um konſequent handeln zu können.

Der Oberbürgermeiſter hält die Verſammlung nicht
für zuſtändig zur Beratung ſolcher Petitionen. Das Herren-
haus habe bereits ſo beſchloſſen.

Stadtv. Prof. Biermann bezweifelt die Richtigkeit des
vorigen ablehnenden Beſchluſſes. Kompetente Juriſten hätten
ihm mitgeteilt, daß der ſozialdemokratiſche Petitionsantrag wohl
hätte verhandelt werden dürfen. Stadtv. Döhler iſt ebenfalls
für Verhandlung.

Stadtv. Hennig: Jch ſtelle feſt, daß Jhnen jetzt Jhr Gewiſſen
zu ſchlagen beginnt, weil Sie neulich unſeren Petitionsantrag
zu Unrecht nicht zuließen. Aber ſelbſt wenn Sie glauben ſollten,
daß wir nicht einmal ein Bittrecht über ſolch wichtige kommu
nalpolitiſche Fragen haben, ſo müßten Sie gerade deswegen zu-
ſtimmen, um die Rechte der Stadtvertretung zu erweitern. Vor
allem aber müſſen Sie konſequent ſein. Laſſen Sie dieſe
Petition zu, ſo durchbrechen Sie Jhren früheren Beſchluß und
beſtätigen, daß Sie neulich unſere Petition nur deshalb nicht
zur Verhandlung zugelaſſen haben, weil ſie von uns Sozial
demokraten kam. Wir ſind begierig auf Jhren jetzigen Be
ſchluß er wird für uns bald weitere Konſequenzen haben
müſſen.

Gegen 4 Stimmen wird darauf beſchloſſen, die Petition für
zuläſſig zu erklären und darüber zu verhandeln. Nach längerer
Verhandlung, in der ſich der Oberbürgermeiſter entſchieden
gegen die ganze Petitionsrechtsausübnng wandte, wird der Peti-
tion mit großer Mehrheit zu geſtimmt.

Schluß der Sitzung 49 Uhr.

Halle und Saalkreis.
Halle, den 9. Juni 1914.

Die Aera Holly zu Ende?
Wie wir erfahren, hat der Bürgermeiſter v. Holly die Ab-

ſicht, ſich am 1. Oktober d. J. penſionieren zu laſſen.
Dieſer allerdings begreifliche Entſchluß dürfte durch die Nieder
lage der Hollyſchen Finanz- und Etatskunſt bei der letzten
Etatsberatung beſchleunigt worden ſein. Aber das Shſtem
Holly will nur verſchwinden mit einem großen Aber. Das
„Aber“ ſoll finanzieller Art ſein, ganz „ſinngemäß“.
Herr v. Holly will ſich angeblich nur penſionieren laſſen, wenn
ihm das volle Gehalt von 12000 Mark weitergezahlt werde.
Sonſt will er ſein herrliches Finanzſhſtem, das durch die letzten
Beſchlüſſe erſt halb beſeitigt iſt, weiter mutig verfechten.

Oberbürgermeiſter Rive hat geſtern in der Stadtverordneten
verſammlung bei einer Anzahl bürgerlicher Herren die erſten
Fühler wegen des „vollen Gehalts“ ausgeſtreckt. Doch iſt ihm
allerſeits bedeutet worden, daß es bei Herrn v. Holly mit dem
ihm zuſtehenden 60 Prozent des Gehaltes ſein Bewenden haben
müſſe. Was wird nun geſchehen? Man darf darauf wirklich
neugierig ſein

Wer wird Stadttheater-Direktor?
Aus Halle wird einem Berliner Blatt geſchrieben, die Frage,

wer der Nachfolger des Geheimrats Max Richards wird, ſei
noch immer nicht entſchieden, und es würden wohl noch 14 Tage
bis drei Wochen vergehen, ehe der Poſten des Stadttheater-
direktors definitiv beſetzt ſei. „Die Frage der Beſetzung bildet
in Halle augenblicklich das Tagesgeſpräch; die verſchiedenen
Parteien treten mit großem Temperament für ihre Kandidaten
ein.“ (Das iſt die übliche Uebertreibung, aus der lebhaften
Phantaſie des Berichterſtatters entſprungen. Die verſchiedenen
Parteien werden wohl aus drei oder vier Stadtverordneten und
ebenſo vielen Magiſtratsräten gebildet. Red.) Aus den 64 Be
werbern ſchied man zunächſt jene aus, die zwar einen Namen
als Schriftſteller, Dramaturgen und Regiſſeure beſitzen, ſich
aber als praktiſche Theaterleiter noch nicht bewährt haben. Die
Theaterdeputation bereiſte eine Reihe Städte, um ſich die Be-
werber an Ort und Stelle anzuſehen, und kam wenig vergnügt
zurück. Seitdem wird unausgeſetzt beraten und unterhandelt.
An der Spitze der Bewerber ſtehen augenblicklich Dr. Johannes
Maurach, der Direktor des Eſſener Stadttheaters, Otto
Maurenbrecher, der Direktor des Stadttheaters in Kottbus, und
Leopold Sachſe, der Direktor des Stadttheaters in Münſter
i. Weſtf. und der Sachſe-Oper in Berlin. Aller Vorausſicht
nach wird einer von dieſen Herren der neue Direktor des Halli-
ſchen Stadttheaters werden.

Für eine neue Direktion Richards iſt wenig Stimmung
vorhanden. Der G.-A. ſchreibt: „Daß für eine ſolche Löſung
(Fortſetzung der Direktion Richards) von beſtimmter Seite aus
Propaganda gemacht wird, iſt uns nicht unbekannt; wir
glauben aber auch zu wiſſen, daß ſich innerhalb der ſtädtiſchen
Behörden heute keine Mehrheit für eine neue Direktion
Richards finden würde. Ja, bei einem „Umfall“ einer augen-

blicklichen Stadtverordnetenmehrheit nach der Richardsſchen
Seite wäre wohl kaum mit einer Zuſtimmung des Magiſtrats
dafür, höchſtens mit einem ernſten Konflikt innerhalb der
ſtädtiſchen Behörden ſelber zu rechnen.“ Ganz ſo ſchlimm
wird's ja wohl doch nicht werden. Dafür wird Herr Hofrat
Richards ſchon ſelbſt ſorgen.

In der geſchloſſenen Stadtverordneten-Sitzung wurde die
Fluchtlinienänderung und der Landaustauſch Robert Franzſtraße
beſchloſſen. Zum Bezirksvorſteher des 24. Armenbezirks wurde
Rektor Köneke, Richard Wagnerſtraße 47, gewählt. Zu Armen-
pflegern wurden beſtellt: Jm fünften Bezirk Schneidermeiſter
gar Mansfelderſtraße 56, im ſechſten Bezirk Kaufmann Knäuſel,

leine Ulrichſtraße 24a, im 18. Bezirk Bäckermeiſter Preußer,
Weidenplan 7.

Ein neues Regiment Soldaten für Halle Dem. Vernehmen
nach beabſichtigt die Geſtütsverwaltung die Verlegurg des hieſigen
Geſtüts Graditz. Der Staat möchte das, Geſtütsgelände
mitſamt den Gebäuden nun an die Stadt verkaufen und glaubt,
deren Kaufluſt müßte erſt geſteigert werden durch die Zuſicherung
der Verlegung eines weiteren Regiments Soldaten nach Halle.
Das iſt überflüſſig, die Stadt wird das Gelände zu angemeſſenem
Preiſe vom Fiskus erwerben, auch wenn Militär nicht mehr
nach Halle verlegt werden ſollte.

Blumenkorſo auf der Saale. Vorbehaltene Sitzplätze auf
der Peißnitzſpitze und dem Cröllwitzer Ufer zum Blumenkorſo und
Wettſchwimmen ſind zum Preiſe von 1,50 Mk. zu haben bei
8 L. Heiſe, Händelſtr. 38, Rich. Heinze, Gr. Steinſtr. 71 und

r. Ulrichſtr. 40, Arthur Kopſch, Steinweg 29, Franz BHeeck,
Leipzigerſtr. 56, Steinbrecher u. Jaſper, Leipzigerſtr. 1 u. Schar-
renſtraße 1, W. F. Wollmer, Gr. Ulrichſtraße und in der Ge-
ſchäftsſtelle des Verkehrsvereins, Brüderſtr. 4. Jn letzterer ſind
auch Platzkarten zur Mitfahrt in geſchmückten Gondeln zum Preiſe
von 2 Mk. zu haben.

Der ſtädtiſche Grundeigentumsausſchuß beſchloß den Ankauf
des 410 Quadratmeter großen Schmiedemeiſter Dabelowſchen
Grundſtücks, Seebenerſtraße, für 50 000 Mk. Das Haus ſoll zur
Freilegung der Burgruine Giebichenſtein verſchwinden und auch
zur Verlegung der Straßenbahngeleiſe von der Mohrecke auf die
andere Seite.

Das Landwirtſchaftliche Inſtitut der Univerſität Halle be
geht am kommenden Montag und Dienstag 15. u. 16. Juni
die Feier ſeines 50jährigen Beſtehens. Die Feier wird am Mon-
tag eingeleitet mit einem um 11 Uhr in der Aula der Univerſität
beginnenden Feſtakt. Nachmittags 4 Uhr folgt dann die Ein-
weihung des Jnſtituts für Tierzucht, der ſich ein Gang durch den
Garten des Jnſtituts anſchließt. Abends Uhr iſt Feſteſſen, dann
folgt die von der Stadt Halle veranſtaltete Feſtbeleuchtung der
Moritzburg. Am Dienstag iſt von vormittags 10 Uhr ab eine
Beſichtigung des Land wirtſchaftlichen Jnſtituts und des Verſuchs
feldes, nachmittags das von der Stadt dargebotene Gartenfeſt im
hen Garten und abends Feſtkommers in der Saalſchloß-
rauerei.

Das Trothaer Wehr. Zum Schutz vor den Gefahren des
Trothaer Wehres für Ruderboote will der Verein der Gondel-
ihrer bei der Waſſerbauinſpektion die Erlaubnis nachſuchen zu
Maßnahmen, die nach, der Meinung der Beteiligten jede Gefahr
ausſchließen. Es ſollen vier Meter oberhalb des Wehres auf der
ganzen Strombreite ſchwere Balken mit Ketten verankert werden,
die jedes anſtoßende Boot am Hinabgleiten ſicher hindern. Ein
längerer Balken ſoll, um den wenigen Flößen Durchlaß zu ge-
währen, zum Ein und Ausſchalten eingerichtet werden. Es fragt
ſich noch, ob die Waſſerbauinſpektion auch dieſe Maßnahmen
zulaſſen wird.

Unglücksfall. Heute Vormittag gegen 10 Uhr wurde in der
Geiſtſtraße, Ecke Scharrenſtraße, ein Dienſtmädchen von einem
Geſchäftsradfahrer angefahren und auf das Pflaſter geſchleudert.
Das Mädchen erlitt eine klaffende Wunde am Kopf und anſchei-
nend eine Verſtauchung des linken Armes. Der Radfahrer ſtürzte
gleichfalls, trug aber keine Verletzungen davon.

Verſcheuchter Dieb. Jn der verfloſſenen Nacht gegen 4 Uhr
morgens, fand ein Wächter der Wach und Schließgeſellſchaft die
Gartentür der Konditorei des Herrn Dietze, Burgſtraße, offen.
Beim Revidieren entfloh ein Mann, der mehrere Flaſchen Wein
und Fruchtſaft, die er aus dem Büfett entwendet hatte, zurück-
ließ. Dem Eigentümer wurden die Flaſchen wieder zugeſtellt.

Ammendorf. Gemeindevertreterſitzung. Der Antrag
des Herrn Gemeindevorſtehers an die Allgemeine Elektrizitäts
Geſellſchaft in Berlin, um Fahrpreisermäßigung für die Fahrt
zwiſchen Ammendorf Halle iſt mit nichtsſagender Redeweudung
abgelehnt. Bewilligt wurden die Mittel zur Reparatur des
Pflaſters mehrerer Straßen ſowie die Anpflanzung diverſer Baum
ſorten (mit Baumſchützern) in mehreren Straßenzügen. Dem
Antrag auf Uebernahme der Reklamehäuschen des Herrn Möhle
durch die Gemeinde wurde nicht ſtattgegeben. Verpachtung der
Pflaumen und Grasnutzung am Wege nach Planena an Frau
Kleinert wurde mit 50,50 Mk. akzeptiert. Für die Fortbildungs
ſchüler wird ein Schuppen zur Unterbringung ihrer Fahrräder
bewilligt. Zum Verbandstage der Landgemeinden am 9. und
10. d. Mts. wird nur Herr Gemeindevorſteher Hähn delegiert.
Ein Antrag der Gemeinde Beeſen, Verlegung einer Kanalleitung
in der Wilhelmſtraße, wird nachträglich bewilligt. Einen recht
peinlichen Eindruck machten verſchiedene, von Herrn Bergaſſeſſor
Schulze hervorgerufene Rencontres mit dem Gemeindevorſteher;
erſterer machte ſeinem Unmute über die Gewerbeſteuer in Reden
Luft, die (gelinde geſagt) ſehr bedauerlich ſind in einer Gemeinde
vertreterſitzung, welche doch praktiſche Arbeit liefern ſoll. Die
Herren wollen, zum Zwecke einer Ausſprache hierüber, eine Extra
ſitzung beantragen, die ſehr lebhaft werden dürfte.

Könnern. Vom Rathauſe. Nachdem man in der letzten
Stadtverordnetenſitzung von einigen Angelegenheiten Kenntnis
genommen hatte, wurde der Betriebsbericht des ſtädtiſchen
Elektrizitätswerkes vom 1. April 1913 bis letzten März 1914
gegeben. Daraus war zu entnehmen, daß die geſamte Einnahme
37303 Mk. betrng. Jm Vorjahre waren es nur 34050 Mk.,
mithin eine Mehreinnahme in dieſem Jahre von 3253 Mk. Er-
zeugt ſind insgeſamt 184595 Kilowattſtunden; daß iſt eine Steige-
rung um 55504 Stunden. Nachdem die Stadt zur Straßen-
beleuchtung anſtatt der Kohlenfadenlampen Metallfadenlampen
verwendet, hat ſich der Verbrauch im letzten Jahre um 15522
Kilowattſtunden verringert, was den Stadtſäckel um 4869 Mk.
entlaſtet. Die geſteigerte Stromerzeugung machte ſich durch die
Waſſerförderung für das Waſſerwerk nötig. Da beide Werke mit-
einander verbunden ſind, wurde gleizeitig eine Ueberſicht über
die im letzten Rechnungsjahre geförderten Waſſermengen gegeben.
Die Mindeſt förderung betrug an einem Tage 56, während die
Höchſt förderung 635 Knubikmeter betrug. Der Durchſchnitt
betrug an einem Tage 450 Kubikmeter. Die Kirſchenverpachtung
brachte der Stadt eine Einnahme von 925 Mk. Bekanntlich ſollendie Vahnhoſs und Köthenerſtraße neu gepflaſtert werden. Nach

dem Voranſchlag belaufen ſich die Ausgaben auf 19593 Mk. Der
Kreis hat dazu eine Beihilfe von 3000 Mk. in Ausſicht geſtellt,
wenn die Straße nach Garſena vor der Sonne in einer Länge
von 24 und einer Breite von 5 Metern ebenfalls neu gepflaſtert
wird. Das würde eine weitere Ausgabe von rund 1000 Mk be-
deuten die Arbeit ſoll aber erſt im nächſten Frühjahr ausgeführt
werden. Eine Petition des Fabrikdirektors Thorweſt und des
Amtsgerichtsrats Dr. Mayer erſuchte um Neupflaſterung des
öſtlichen Teiles der Bahnhofſtraße. Die Wünſche dieſer Herren
werden natürlich nach Möglichkeit erfüllt, und wenn es nicht zu
weit zum Herbſt hineinkommt, ehe die projektierten Pflaſterarbeiten
ausgeführt ſind, ſoll auch dieſe Straße noch in dieſem Jahre
neu gepflaſtert werden, damit man auch bei Regenzeiten „trockenen
Fußes“ zum Bahnhof gelangen kann. Da die Fortbildungs-

ſchule ſeit einiger Zeit in eine kaufmänniſche und in eine gewerb
liche geteilt iſt, ſind auch die Ausgaben dafür höhere geworden.
Sie betragen in dieſem Jahre 2911 Mk., wovon der Staat eine
Beihilfe von 995 Mk. gewährt. Nachdem man noch einem
kleinen Landaustauſch ſeine Zuſtimmung gegeben und für fünf
Bureauſchränke 725 Mk. bewilligt hatte, die ſich auf fünf Jahre
verteilen ſollen, wurde ein Tarif für die Lichtentnahme ausge-
arbeitet und angenommen. Es wurden dabei „Einheitspreiſe“
zugrunde gelegt, die ſich nach der Höhe der verbrauchten Kilowatt-
ſtunden zwiſchen 50 und 20 Pfennig für die Stunde bewegen.
Dabei wurde Klage geführt über die ungerechte Verteilung der
Zählermiete. Der Magiſtratsvertreter führte das auf die
techniſchen Einrichtungen zurück, gab aber zu, daß die Miete im
allgemeinen etwas hoch bemeſſen ſei. Dieſe Ausſprache veranlaßte
nun den erſtklaſſigen Vertreter Thorweſt zu Klagen über die
ungerechte Verteilung der Waſſerlaſten. Der Mann hat
jetzt die Entdeckung gemacht, daß arme, kinderreiche Familien viel
zu viel Waſſergeld bezahlen. Er hat damit das beſtätigt.
was wir wiederholt und nachdrücklich betont haben.
Während der Bürgermeiſter unſeren Ausführungen mehrfach ent
gegen getreten iſt und den Tarif als ſozialen Muſtertarif hin
ſtellte, hüllte er ſich diesmal in tiefes Schweigen, auch die Stadt
verordneten zeigten wenig Neigung zu einer Debatte über dieſen
Punkt. Es fehlten wieder die Arbeitervertreter. So wird vor
läufig alles beim Alten bleiben.

Ans der Provinz.
Kreistag Mansfeld.

Der Sozialdemokratiſche Verein für den Wahlkreis Mansfeld hielt
am Sonntag im Lokal Fortuna zu Teutſchenthal ſeinen dies
jährigen Kreistag ab. Nach zwei Begrüßungsliedern des Arbeiter
Geſangvereins Teutſchenthal heißt der Vorſitzende die Delegierten
willkommen und wünſcht den Verhandlungen guten Erfolg. Er
ergänzt ſodann den bereits im Volksblatt veröffentlichten Jahres
bericht noch in einigen Punkten. Die Mitgliederzahl betrug im
Vorjahre 715 männliche und 404 weibliche ſie beträgt jetzt 830
männliche und 423 weibliche, zuſammen 1253 Mitglieder. Es iſt
demnach eine Zunahme von 134 Mitgliedern zu verzeichnen. Wenn
der Erfolg in der roten Woche an einigen Orten nicht befriedigt,
ſo liegt das an der Lauheit der dortigen Genoſſen. Auch der
Lokalfrage wurde leider nicht immer das notwendige Jntereſſe
entgegengebracht, wodurch uns einige Lokale verloren gingen. Daß
bei der letzten Stadtverordnetenwahl in Mansfeld die Gegner das
Mandat mit fünf abgegebenen Stimmen in ihren Beſitz bekamen,
konnte nur geſchehen, weil unſere Genoſſen nicht auf dem Poſten
waren. Die vom letzten Kreistage den Vorſtänden anheimgegebene
Ausarbeitung einer Vorlage über Sterbeunterſtützung iſt unter
blieben, weil auf Umfrage von vielen Orten erklärt wurde, es
läge dafür kein Bedürfnis vor.

Der Kaſſierer verweiſt auf den gedruckt vorliegenden Kaſſen
bericht.

Genoſſe Wenzeck erklärt, daß man in Mangsfeld von einer
Beteiligung an der Stadtverordnetenwahl abgeſehen habe, weil
man ſich keinen Erfolg verſprach. Von einem anderen Genoſſen
wird die W der Sterbeunterſtützung befürwortet. Ge
noſſe Weber gibt den Bericht des Bildungsausſchuſſes und er
ſucht, von der Wiederwahl eines ſolchen abzuſehen, da der Be
zirks Bildungsausſchuß ins Leben getreten iſt. Vom Jugend-
ausſchuß berichtet Genoſſe Beſſer. Dieſer habe auf Grund der
Anregungen durch die letzte Jugendleiter- Konferenz gute Erfolge
zu verzeichnen. Es muß deshalb in der bisherigen Weiſe tüchtig
weiter gearbeitet werden. Genoſſe Heinrich berichtet, daß die
Maifeier im Kreiſe einen ſehr befriedigenden Verlauf nahm. Es
müſſe aber bei allen derartigen Veranſtaltungen in Zukunft etwas
kaufmänniſcher gerechnet werden. Ueber gute Fortſchritte in der
Frauenbewegung berichtet Genoſſe Hendrich. Beim Flugblatt-
verbreiten und in der roten Woche ſei es vorgekommen, daß die
Frauen tätiger waren als die Männer; das iſt für die Frauen
bewegung ein erfreuliches Zeichen.

Die Einführung einer Sterbeunterſtützung wird endgültig ab-
gelehnt, da die Genoſſen anderweit genug Gelegenheit haben, ſich
gegen ſolche Fälle zu verſichern. Die Anträge Teutſchenthal, für
Orte mit ſozialdemokratiſchen Gemeindevertretern die große Land
gemeindeordnung auf Kreiskoſten zu beſchaffen, und Mansfeld, die
Beiträge für Jnvaliden auf die Hälfte zu ermäßigen, werden eben-
falls abgelehnt.

Reichstagsabgeordneter Genoſſe Brandes Magdeburg hält
dann einen mit großem Beifall aufgenommenen Vortrag über
eine wirkſame Agitation.

Zum Punkt: Preſſe referiert Genoſſe Schmidt- Halle. Vom
Verlage werde alles getan, damit das Blatt nach jeder Richtung
ſeiner Aufgabe entſpreche. Deshalb muß auch alles daran geſetzt
werden, den Abonnenten-Stand nicht nur zu halten, ſowdern auch
zu erhöhen. Die jetzige Situation muß als Anſporn dienen, eine
lebhafte Agitation für unſere Preſſe zu entfalten. Genoſſe Berg
beklagte ſich über Maßnahmen des Verlags. Genoſſe Wenzeck
unterſtützt die Aufforderung des Genoſſen Schmidt. Die Preſſe
iſt eine der wichtigſten Waffen der Arbeiterſchaft. Das iſt auch
aus den Verfolgungen und Beſtrafungen zu jerſehen, denen ſie
ausgeſetzt iſt. Der Verlag ſtellt Agitationsmaterial reichlich zur
Verfügung, es muß aber mehr ausgenutzt werden. An den nicht
befriedigenden Fortſchritten des Volksblattes iſt auch die Redaktion
ſchuld, die oft eingeſandte Berichte dem Papierkorb einverleibt.
(Lebhafter Widerſpruch.) Jn den kommenden Monaten muß in
eine lebhafte Agitation für das Volksblatt eingetreten werden.
Genoſſe Heinrich iſt der Anſicht, daß bei der Auswahl der
Expedienten mehr Vorſicht geübt werden muß. Beiſpiele be-
weiſen, daß hier vieles im Argen liegt; die Zeitungskommiſſionen
müſſen beſſer arbeiten. Genoſſe Berg iſt ſehr zufrieden mit der
Redaktion und kann über Zurückſetzung nicht klagen. Genoſſe
Röthel vertritt einen Antrag Teutſchenthal, welcher wünſcht,
daß die Zeitung früher verſandt wird. Es wird dadurch eine
pünktlichere Zuſtellung möglich und vieles beſſer werden.

Der Vorſitzende gibt ſodann die Präſenzliſte bekannt. An
weſend ſind 23 Delegierte, 2 Genoſſinnen und 5 Vorſtands
mitglieder. Außerdem ſind erſchienen für die Agitationskommiſſion
Genoſſe Kürbs, Verlag Genoſſe Schmidt, Preßkommiſſion
Genoſſe Rothe, Redaktion Genoſſe Fiſcher und der Referent
Genoſſe Brandes-Magdeburg.

Zu dem am 26. Auguſt ſtattfindenden Bezirkstage gibt der
Vorſitzende bekannt, daß die Orte Zappendorf, Teutſchenthal, Leim
bach, Langenbogen und Ermsleben an der Reihe ſind, dieſen zu
beſchicken. Von der Delegation zum Parteitag iſt in den letzten
Jahren vom Kreis kein Gebrauch gemacht worden. Es wurde
beſchloſſen, in dieſem Jahre einen Delegierten in der Perſon des
Kreisvorſitzenden zu entſenden. Nachdem der Kreisvorſtand in
ſeiner Geſamtheit wiedergewählt wurde, war die Tagesordnung
erſchöpft und der Vorſitzende ſchloß mit der Aufforderung zu reger
und fleißiger Parteiarbeit die Tagung.

Wahlkreis Torgau-Liebenwerda.
Die Bezirksleitungen und Gewerkſchaftskartelle

werden erſucht, die vom Parteivorſtand gratis zur Verfügung
geſtellten Broſchüren Kampf ums Koalitionsrecht zur weiteſten
Verbreitung zu bringen. Jn den Bezirken, wo Gewerkſchafts
kartelle vorhanden ſind, iſt eine ſchnelle Vereinbarüng über die
Anzahl der Broſchüren feſtzuſtellen und dem Kreisvorſtand mit
zuteilen oder durch die Delegierten zum Kreistag am nächſten
Sonntag zur Erledigung bringen zu laſſen. Das ſehr empfehlens-
werte Heftchen kann den Gewerkſchaftsblättern beigelegt werden.
Jn den Bezirken, wo keine Kartelle beſtehen, iſt eine Verbreitung
ebenfalls ſehr erwünſcht. Mögen deshalb alle Bezirke ſchnell
handeln und Anzahl und Verſandadreſſen umgehend an die Kreis

leitung richten Der Kreisvorſtand.

Thüringer Schokoladenhaus -Verkaufsstellen: Nerseburg, Kleine Rittergasse BRitterſeld, Haleschestrasse I17,
ERilenburg, Leipzigerstrasse 25 Torgau, erstragsse 16. w
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Freiwilliger Tod Ein 20jähriges bisher unbekannt
gebliebenes Mädchen, fand am Sonntag r a durch Ertrinken
in der Saale an der Einmündung des Grabens der Königsmühle
den Tod. Nach gemachten Mitteilungen wurden die von in der
Nähe weilenden Anglern gemachten Rettungsverſuche von ihr ab-
gewehrt. Die angeſtellten Nachforſchungen blieben bisher erfolglos
Der Beweggrund zu der unglückſeligen Tat ſowie die Perſonalien
der Lebensmüden blieben bisher unbekannt. Den Spaziergängern
ſoll das einfache Kleidung tragende Mädchen ſchon vorher auf
gefallen ſein.

Dreiſter Schwindel. Der arbeitsloſe Arbeiter Richard
Gottſchalk, aus Schleſien gebürtigt, verſuchte mittels gefälſchtenBriefes, den er durch einen Schuljungen dem Konditoreibeſitzer
Lauterbach überbringen ließ, Geld (60 Mk.) zu erſchwindeln. Dem
Geſchäftsmann erſchien die Sache verdächtig, und da die ſofortige
telephoniſche Anfrage bei einem andern Geſchäſtsmanne die Ver-
mutung beſtätigte, erfolgte auf dem Markte, wo Gottſchalk auf den
Betrag wartete, die Feſtnahme.

Querfurt. Zwangsinnung für Schneider. Nachdem
ſich angeblich bei der Abſtimmung die Mehrzahl der beteiligten
Gewerbetreibenden für die Einführung des Beitragszwauges er-
lärt hat, wird auf Anordnung des Regierungspräſidenten ab

1. September 1914 eine Zwangsinnung für das Schneiderhandwerk
für den Bezirk der Städte Querfurt und Mücheln und der Amts-
bezirke Lodersleben, Vitzenburg, Sittichenbach, Obhauſen, Vier-
dörfer, Oberwünſch, St. Ulrich, Geiſeltal, Branderoda, Bedra und
Kleineichſtädt mit dem Sitze in Querfurt und dem Namen
Zwangsinnung für Querfurt und Umgegend errichtet. Vom ge-
nannten Zeitpunkt ab gehören alle das Schneiderhandwerk
betreibenden Perſonen dieſer Jnnung an ob ſie mit dieſer Art
Handwerksretterei einverſtanden ſind oder nicht.

Laucha. Stadtverordnetenſitzung. Die Zuckerfabrik be-
antragte eine Verſtärkung der elektriſchen Stromleitung bis zur
Entnahme von 50 Pferdekräften. Die Legung der Leitung bis zu
ihren Scheunen beantragten ferner die Stadtgutsbeſitzer Oertel jun.
und Eckardt. Näch längerer Erörterung beſchloß die Verſammlung
Vertagung zweck Beſchaffung weiterer Unterlagen. Der Magiſtrat
beantragt, die obere Hauptſtraße, die ſich in äußerſt ſchlechtem
Zuſtande befindet, einen Meter rechts und links nebſt den Goſſen
mit Schlackenſteinen zu pflaſtern. Die Koſten ſind mit 3220,50 Mk.

veranſchlagt. Hierüber entſpann ſich eine längere Debatte, in
welcher die Meinungen der Stadtverordneten weit auseinander
gingen. Stadtverordneter Hoffmann ſtellte einen Vertagungsantrag
bis nach Fertigſtellung der Waſſerleitung, der aber abgelehnt wurde.
Abgelehnt wurden ferner der, Magiſtratsantrag und ein dahin-
gehender Antrag, alte gewöhnliche Steine zu verwenden. Da jedoch
jan der Hauptſtraße etwas getan werden muß und die Tiefbau-
kommiſſion die ganze Angelegenheit nochmals klarſtellte, gelangte
ſchließlich der zuerſt abgelehnte Magiſtratsantrag mit acht gegen
drei Stimmen zur Annahme. Zu dem Geſuch des Mühlenbeſitzers
'Tittel, die Genehmigung einer Rohrleitung zur Abführung der
Tagesgewäſſer unter dem Straßenpflaſter der Mühlſtraße durch
ſeinen Garten bis zur Unſtrut, hat die Tiefbaukommiſſion gleich
ein Erweiterungsprojekt in Vorſchlag gebracht, dahingehend, daß
gleich die ganze Salzſtraße kanaliſiert wird, um dadurch die Ab-
wäſſer der Oberſtadt nach der Unſtrut zu leiten. Dieſes Projekt
fand leider keine Zuſtimmung und die Verſammlung beſchloß daher,
den Magiſtrat zu ermächtigen, Tittel gegen eine Anerkennungs-
gebühr die Legung der Rohrleitung auf ſeine Koſten zu genehmigen.
In die Schuldeputation werden gewählt: Bürgermeiſter Jöricke,
Dr. Rühlemann, Rektor Dau, Beigeordneter Kannis und die Stadt-
verordneten Eckardt und Hoffmann. Für die Bodelſchwingſche
Anſtalt Hoffnungstal in Bethel wurden 10 Mk. bewilligt. Die
Verſammlung nahm alsdann u. a. noch Kenntnis von einer Ver-
fügung der Regierung, wonach die von der vorigen Verſammlung
genehmigte auf ein Jahr anzuſtellende Lehrerin auf drei Jahre
anzuſtellen iſt, ſowie einer Unfallſache, in welcher ſich der Sohn
des Konditors Gutsmuths auf dem Schulhofe durch Fallen eine
Verſtauchung des Beines zugezogen hatte. Der Vater ſtellte
Schadenerſatzanſprüche an die Stadt, die jedoch abgelehnt wurden.

Delitzſcz. Ungültiges Ortsſtatut. Jn der letzten Sitzung
des Schöffengerichts Delitzſch wurde über einen Einſpruch des
Kaufmanns Rudolf gegen einen Strafbefehl wegen Nicht-
reinigung der Straße verhandelt. Die Verhandlung hatte das
überraſchende Ergebnis, daß das Ortsſtatut betreffend die Straßen-
reinigung in der Stadt Delitzſch für rechtsungültig erklärt und der
Angeklagte freigeſprochen wurde. Das Geſetz über die Reinigung
öffentlicher Wege vom 1. Juli 1912, das den Begriff der an der
Straße angrenzenden Grundſtücke ſelbſt beſtimmt, läßt keinen
Raum für S 2 des Ortsſtatuts, der dieſen Begriff ebenfalls zu
definieren ſucht. Ferner trägt das Statut als Datum ſeiner Ge-
nehmigung durch den Magiſtrat den 15. April und den 19. Auguſt
1913, während die polizeiliche Genehmigung bereits am 12. Auguſt
1913 ausgeſprochen war, ſich alſo nicht mehr auf den Magiſtrats-
beſchluß vom 19. Auguſt beziehen kann.

Golpa. Ein Feſt der „Wirtſchaftsfriedlichen“.Durch drei Nummern hindurch berichtet das „unparteiiſche“
Gräfenhainicher Tageblättchen von dem 1. Stiftungsfeſte, das
die gelbe Garde des Kohlenwerkes Golpa am 1. Pfingſtfeier-
tage mit vielem Bumbum und Trara feierte. Jn nahezu
200 Druckzeilen macht es ſeine Leſer mit den Tiraden der
beiden Feſtredner bekannt und erzählt etwas von dem „friſch
pulſierenden Leben“, das dieſe „Arbeiterbewegung“ durch-
ſtröme, und der impoſanten nationalen Kundgebung. Als
erſter Redner trat der Vorſitzende (im Nebenamt Ober-
ſteiger) auf, der nach dem unvermeidlichen Hoch auf Wil-
helm II. die nationale Arbeit“ feierte. Unter nationaler
Arbeit verſteht der werte Herr jedenfalls auch die Behand-
lungsweiſe, die von ihm perſönlich ausgeht gegenüber den-
jenigen Arbeitern, die nicht nach ſeiner Pfeife tangen wollen.
Mit allen möglichen Schmeichelnamen, wie ſie in der Zoologie
vorkommen, wirft er um ſich, und hält es in der Ordnung,
jedermann zu duzen, auch bei jeder Gelegenheit, wo es ihm
gegen den Strich geht, die Worte zu gebrauchen: Wem's nicht
paßt, der kann gehen! Wirklich nationale Arbeit nennt man
das, nicht wahr, Herr Schottmann? Als zweiter Redner ſagte
dann ein Herr Specht aus Bitterfeld ſein Sprüchlein herunter.
Er brachte es ſogar fertig, von der gelben als der „modernen
Arbeiterbewegung“ zu reden, „die den Einzelnen herausreißt
aus den drückenden Feſſeln des Proletariats“ (und ihn immer
mehr knechtet und feſſelt an den Unternehmer und den Kapi-
talismus, ihm ſeine Geſinnung gewaltſam raubt und den Ar-
beiter zum Heloten, zum Stumpfſinn erziehen will), möchten
wir uns erlauben hinzuzuſetzen. An die organiſierte Arbeiter
ſchaft richten wir nun das Erſuchen, mit allen Mitteln dahin
zu arbeiten, der wirklich modernen Arbeiterbewegung immer
mehr neue Kämpfer, neue Mitglieder zu werben, und das iſt
nur die ſozialdemokratiſche Partei und die freien Gewerk-
ſchaftew; ferner unſerem Vo neue Leſer zuzuführen
und die bürgevliche Preſſe aus dem Hauſe eines jeden Arbeiters
zu verbanngn.

Eilenburg. Abgewieſene Beſchwerde Vurch Beſchluß
der Stadtverordnetenſitzung vom 24. November v. Js. ſollten dieAnlieger der nördlichen Seite der Bergſtraße zu den Roſten, welche
die Herſtellung eines Bürgerſteiges dortſelbſt verurſacht einen
gewiſſen Prozentſatz mit beitragen. Die betreffenden Hausbeſitzer
wehrten ſich dagegen und reichten Beſchwerde gegen dieſen Be
ſchluß beim Bezirksausſchuß in Merſeburg ein. Nach einer
Bekanntmachung des Magiſtrats hat der Bezirksausſchuß die
Beſchlüſſe der ſtädtiſchen Körperſchaften vom 24. November 1913
betreffend Heranziehung der Anlieger zu Anliegerbeiträgen auf
der nördlichen Seite der Bergſtraße zwiſchen Marien und Brunnen-
ſtraße genehmigt und die von den beſchwerdeführenden Haus-
beſißern angebrachten Einwendungen znrückgewieſen.

Löbnitz bei Bitterfeld. Behördliche Fürſorge bei
Arbeiterfeſten. Wie ſich die Behörde bemüht, unbewußt die
Agitation für unſere Beſtrebungen zu fördern, konnten wir wieder
am vergangenen Sonntag erleben. Die hieſigen Arbeiter Rad
fahrer feierten ihr erſtes Stiftungsfeſt. Der geplanle Umzug
würde verboten, da die Straßen angeblich zu enge ſeien. Die von
auswärts kommenden Bundesgenoſſen durſten nur hintereinander
durch das Dorf fahren. Das originellſte leiſtete ſich aber einer
der Geſetzeswächter, indem er bei einem Rundgange im Saal ent-
deckte, daß Minderjährige anweſend waren. Die Frau eines
Bundesgenoſſen hatte ihr 4—5 Jahre altes Kind auf dem S oß,
das ſich freute, wie Jung und Alt das Tanzbein ſchwang. Das
war für das Kind gefährlich und die Frau mußte ſich mit ihrem
Liebling entfernen. Nur der Beſonnenheit der Bundesmitglieder
war es zu verdanken, daß es zu keinen erregten Szenen kam. Vei
patriotiſchen Feſten merkt man nichts von ſolcher „Fürſorge“, die
ſich die Arbeiter von Löbnitz und Umgegend gut merken werden.

Eisleben. Der falſche Tierarzt. Der Schmiedemeiſter H.
und der Händler Sch. von hier betrieben gemeinſam einen Pferde-
handel. Da dieſer wohl nicht nach Wunſch Profite abwarf, be
ſchloſſen ſie, einen Coup auszuführen. Mit noch einem Dritten
erſchienen ſie eines Tages, Ende März, in einem brandenburgiſchen
Dorfe bei dem Bauerngutsbeſitzer Sch., von dem ſie wußten, daß
er eine größere Summe Geld zu Hauſe hatte. Der Schmiede-
meiſter ſtellte ſich als Kreistierarzt vor, der das Vieh beſichtigen
müſſe, die andern beiden bildeten die „Kommiſſion“. Die Bauers-
frau war allein zu Hauſe und während ſie mit dem angeblichen
Tierarzt, der „ſachgemäß“ die Tiere unterſuchte, in dem Stall ſich
aufhielt, ſtahl die „Kommiſſion“ das Bargeld im Betrage von
etwa 8000 Mark. Doch konnten ſich die beiden Eisleber des ge-
ſtohlenen Mammons nicht lange erfreueu, denn bereits anderen
Tages ſaßen ſie hinter Schloß und Riegel, während der Dritte,
der eigentliche Macher in der ganzen Sache, bis jetzt noch nicht
verhaftet werden konnte. Die Potsdamer Strafkammer ver-
urteilte jetzt den H. zu einem Jahr Gefängnis, den Sch. zu zwei
Jahren. Der Staatsanwalt hatte 1 reſp. 3 Jahre Zuchthaus
beantragt. Die Eisleber Bürgerſchaft wunderte ſich, wie der
Schmiedemeiſter H., ein Mann, der in guten Verhältniſſen lebte,
Geſellen und Lehrlinge beſchäftigte, ſich zu einem ſolchen Streiche
gewinnen laſſen konnte.

Schraplau. Das fehlte noch. Am Donnerstag findet eine
Stadtverordnetenſitzung ſtatt. Ein Punkt der Tagesordnung ſoll
ſich mit der Mittelbewilligung zu einem Denkmal für den bekannten
Karl Peters in Daresſalam beſchäftigen. Jſt es ſchon eine Geſchmack-
loſigkeit, ein Denkmal für einen noch Lebenden zu ſetzen, ſo iſt es
eine Anmaßung ſondergleichen, die Oeffentlichkeit mit einer Bettelei
zu behelligen, wenn man erſt weiß, für wen das Denkmal ſein ſoll.
Peters iſt nicht der Mann, der ſich allgemeiner Sympathien erfreut,
ſeine Schattenſeiten werden ſeinen vermeintlichen Verdienſten wohl.

2kaum die Wage halten. Es liegt gar kein Grund vor, dieſem
Manne aus öffentlichen Mitteln zu großer Ehre zu verhelfen, be
ſonders nicht für finanziell ſchwächere Städte.

Ermsleben. Die Kartoffeldiebſtahlsgeſchichte, die im
März hier ziemliches Aufſehen erregte, weil man Pferd und
Wagen dabei benutzte, kam jetzt zur gerichtlichen Aburteilung. Jn
der Nacht vom 21. zum 22. März wurden groge Quantitäten
Kartoffeln von der Miete des Gutsbeſitzers Brane entwendet.
Geſchätzt wurde der Verluſt auf 55 Zentner. Die ermittelten
Arbeiter Hermann D. und Chriſtian H. aus Siersleben erhielten
je einen Monat Gefängnis, ein Arbeiter aus Endorf bekam wegen
Beihilfe 4 Tage, und der Landwirt und Fleiſchermeiſter M. aus
Neinſtedt, der die Kartoffeln zu ſich gefahren hatte, wurde zu einem
Monat verurteilt.

Laſſa. Einen troſtloſen Anblick bieten die Kirſchbäume
in der Richtung auf Zeißdorf zu. Die Hoffnungen auf eine reiche
Kirſchenernte, die man im Hinblick auf die überaus reiche Blüte
haben konnte, ſind zunichte geworden. An allen tiefer gelegenen
Stellen und einigermaßen geſchützten Lagen der großen Anpflan-
zungen haben ſich die Raupen dermaßen eingeniſtet, daß die
Bäume blattleer wie im Winter daſtehen, nur an frei gelegenen
Stellen iſt ein geringer Anhang wahrzunehmen.

Kelbra. Kriſe in der Knopfinduſtrie. Da die Arbeits
loſigkeit in der Knopfinduſtrie immer weiter greift, fühlten ſich die
ſozialdemokratiſchen Vertreter der Stadt veranlaßt, am Montag
beim Magiſtrat vorſtellig zu werden. Bürgermeiſter Liebing
verſprach, bei der Bauleitung vorſtellig zu werden, daß Knopf-
arbeiter am hieſigen Bahnbau ebenfalls Arbeit bekommen.

h

Allerlei.
Hartes Urteil im Frankfurter Salvärſan-Prozeß.
Der viel genannte Frankfurter Salvarſan- Prozeß gegen den

Schriftſteller Karl Waßmann iſt am 8. Juni vor der Straf-
kammer verhandelt worden. Die Staatsanwaltſchaft hat auf
Grund der 88 186, 200 und 74 des Strafgeſetzbuches Anklage
erhoben, die der Erſte Staatsanwalt Dr. Bluhme vertritt. Jm
einzelnen fallen dem Angeklagten folgende Vergehen zur Laſt:
Den Frankfurter Magiſtrat, der übrigens in Verbindung mit
der Verwaltung des Städtiſchen Krankenhauſes und den beiden
Krankenhaus-Aerzten Prof. Dr. Herxheimer und Oberarzt
Dr. Altmann Strafantrag geſtellt hat, ſoll der Angeklagte durch
die Behauptungen beleidigt haben, 1. der Magiſtrat führe hin-
ſichtlich der Salvarſan- Behandlung im Städtiſchen Kranken-
hauſe das Publikum irre und 2. er beobachte ein leicht-
fertiges Verhalten in der Salvarſan-Affäre. Die Ver
waltung des Städtiſchen Krankenhauſes und die beiden Aerzte
ſoll der Angeklagte durch die Behauptungen beleidigt haben,
1. es werde dort mit nachgewieſenermaßen lebensgefähr-
lichem Salvarſan behandelt, 2. dieſe Behandlung geſchehe
als Gewaltbehandlung hilfloſen Proſtituier-ten gegenüber, 3. die Frankfurter Proſtituierten würden in
frivoler Weiſe als Verſuchskaninchen für Sal-
varſan benutzt, 4. die Aerzte ſeien mit Titel und Geld ge
wonnene Agenten gewiſſer profitſüchtiger Unternehmer,
denen nichts mehr heilig ſei, und 5. die Gewinnſucht dieſer
Leute ſchreite ſogar zum vorſätz lichen Mord. Die in-
kriminierten Artikel ſind am 20. Dezember 1913 und 7. Februar
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ee--------crnnyhy er1914 im Freigeiſt erſchienen. Den erſten Artikel hat der An
geklagte ſelbſt geſchricben, während der zweite Artikel den be-
kannten Vivifeltionsgegner Dr. FiſcherHohenhauſen in Wies-
baden zum Verfaſſer hat, der aber in dem bevorſtehenden Pro
zeſſe nicht mitangeklagt iſt.

Nach vielſtündiger erregter Verhandlung, Vernehmung eini-
ger behandelter Proſtituierten und mehrerer ärztlicher Sach
verſtändiger wurde der Angeklagte zu einem Jahr Gefängnis
verurteilt. Auf die Verhandlung kommen wir noch zurück.

Ein halbes Jahr vor dem Schafott!
Jn Güſtrow wurde am 6. Juni der 28jährige Schmiedegeſelle

Karl Koch, der im Herbſt vorigen Jahres ſeine Geliebte er-
mordet hatte, hingerichtet. Das Todesurteil war am 11. De-
zember vorigen Jahres gefällt worden. Ein halbes Jahr hat
der Verurteilte auf die Vollſtreckung des Urteils gewartet, an
hundertundachtzig Tagen hat er der Verkündung
ſeines endgültigen Schickfals entgegengeharrt, in hundertund-
achtzig Nächten hat er im Traum den kalten Stahl an ſeinem
Nacken gefühlt! Das Tier, das zur Schlachtbank geführt wird,
ahnt nichts von ſeinem Schickſal. Ein Menſch wenn auch
ein Verbrecher ein Menſch wird ein halbes Jahr lang der
grauenhaften Folter einer ihm angekündigten Tötung unter-
worfen, bis endlich der Schneckengang der Formalitäten be-
endet iſt und ihm der Tod Erlöſung bringt. Daß doch unſer
menſchliches Zeitalter dem Verbrecher ein Recht auf den Tod
gäbe, wenn es ihm kein Recht mehr auf das Leben gibt! Aber
Menſchen für ein halbes Jahr lang in Magazine zu ſperren,
um ſie dann hervorzuholen und ihnen den Kopf abzuſchneiden,
das vermag nur jener fühlloſe Apparat der ſich „moderne“
Strafjuſtiz nennt. Wann endlich kommt die Zeit, die uns von
ſolchen Scheußlichkeiten befreit!

Eheſkandaloſa des Präſidenten von Frankreich.
Wie der Rheiniſch-Weſtfäliſchen Zeitung aus Paris gedrahtet

wird, hat der Präſident Poincaré in der Ehe zwei Vorgänger
gehabt. Der zweite Gatte der jetzigen Frau Poincaré galt
als verdorben und geſtorben, als ſie Poincaré die Hand zum
Ehebunde reichte. Vor einigen Tagen aber iſt der zweite
Gatte der Frau Poinearé in Paris wieder aufgetaucht

und er hat die Anklage wegen Bigamie gegen Frau
Poincaré veranlaßt.

So etwas kann uns in unſeren monarchiſtiſchen Vater
ländern nie paſſieren.

Schiffsunglück im Hamburger Hafen.
Der Vergnügungsdampfer Viktoria Luiſe, die frühere Deutſch-

land, die zur Zeit bei Hamburg im Kuhwerder Hafen liegt, geriet
am Montag in den frühen Morgenſtunden in die Gefahr des
Verſinkens. Nach dem Eintritt der Ebbe war der Bug des
Dampfers auf Grund geraten und das Schiff neigte ſich ſtark
nach der Backbordſeite. Dabei drang eine große Waſſermenge in
das Jnnere des Schiffes durch die Bollaugen, und der Dampfer
drohte in die für die Ausfahrt des Dampfers Vaterland ausge-
baggerte Rinne zu verſinken. Mit Eintritt der Flut richtete ſich
das Schiff jedoch wieder auf, worauf ſofort Sicherheitsmaßnahmen
getroffen wurden.

Kleines Allerlei. Eiſenbahners Tod. Montag abend
wurde der Streckenläufer Ernſt Jung aus Haarbrücken von dem
10.32 Uhr in Koburg abgehenden Zuge auf bisher unaufgeklärte
Weiſe erfaßt und überfahren. Er war ſofort tot. Der
Kinematograph in der Kirche. Vom Oktober d. J.
ab werden die presbhterianiſchen Kirchen in 400 Städten der
Vereinigten Staaten Kinematographen- Apparate erhalten, um
ihren Gläubigen Szenen aus dem Leben Jeſu und aus anderen
bibliſchen Geſchichten im Lichtbilde vorzuführen. Damit wird
aber die Frömmigkeit in Amerika rapid zunehmen. Zwi-
ſchenfall bei einem Stierkampf. Bei einem Stier-
gefecht in der Nähe von Bordeaux kam es zu einem rohen Exzeß.
Ein ungeſchickter Stierkämpfer konnte einen Stier, dem er 17
Stiche beigebracht hatte, nicht töten. Das Publikum ſtürzte ſich
auf den Stierkämpfer und es kam zu einer wüſten Schlägerei.
a rrkämb ter wurde ſchwer verletzt nach dem Krankenhaus
gebracht.

Aus den Gerichtsſälen.
Strafkammer.

Das gemanſte Fuhrwerk. Dem Althändler Graßmeyer von
hier, waren am 21. April dieſes Jahres zwei Pferde ſamt dem
Wagen geſtohlen worden. Jn der Delitzſcher Straße hatte ein
Mann dem Kutſcher einen Zettel übergeben, wodurch er auf-
gefordert wurde, in der Franckeſtraße eine Kiſte Altmetall ab-
zuholen. Als er dem nachkam, ſtellte es ſich heraus, daß der
Auftrag fingiert war, und bei ſeiner Rückkehr aus dem Hauſe
waren Pferde und Wagen verſchwunden. Der in Kenntnis ge-
ſetzte Beſitzer machte ſich ſofort im Auto auf die Suche und kurz
vor Leipzig fand man das Geſchirr von zwei Männern geleitet.
Als dieſe ſahen, daß ſie verfolgt wurden, ergriffen ſie die Flucht,
wurden aber eingeholt und feſtgenommen. Es war der ſchon
vielfach vorbeſtrafte Kutſcher Loh aus Dresden, 30 Jahre alt und
der 22 jährige Hutmacher Fritzſche aus Berlin gebürtig. Loh, der
kurz zuvor erſt wegen einer ähnlichen Sache in Dresden beſtraft
war, will mit F. nach Halle gefahren ſein, um ein Paar Pferde
für ſein Fuhrgeſchäft zu kaufen. Offenbar war aber die ganze
Reiſe nur gemacht, um Gelegenheit für einen derartigen Diebſtahl
zu ſuchen denn die Tat war ſehr gut vorbereitet. Beide hatten
ſich vor dem hieſigen Landgericht wegen Rückfalldiebſtahls zu ver
antworten. Sie waren geſtändig und es wurde L. zu 2 Jahren
Zuchthaus und F. zu 1 Jahre Gefängnis verurteilt.

Verantwortlich für: Leitartikel, Politiſche Ueberſicht und Parteinachrichten
7 Hennig; Ausland und Feuilleton Karl Bock; Gewerkſchaftliches Soziales,

enoſſenſchaftsbewegung und Vermiſchtes Wilhelm Koenen; Halle und Saalkreis
Otto ian; Aus der Gottlieb Kasparek;Verlag: Volksblatt G. m. b. H. Druck: Ha 2824vruckeret e. G. m. d. H., ſamtüch in Halle ueſche Wenoſſenß

Dr. DOetker's „Hellkopf“
iſt die Schutzmarke für das echte „Backin“Backpulver und die
übrigen Fabrikate Dr. Oetker's“, die wohl in jeder Küche Ver
wendung finden. Unſerer heutigen Nummer liegt eine Beilage
mit Back und Einmacherezepten bei, auf deren erſter Seite unten
auch zwei helle Köpfe abgebildet ſind, deren Namen oft genannt
werden. Wer die Namen dieſer beiden hellen Köpfe auf einer

et5 de e S t n in n J eoſtfrei Dr. Oetker's Schulkochbuch ein praktti ürgerlicheKochbuch mit über 200 Rezepten zugeſandt. es *697

—„„„—vövmò2Für ſchwächliche Kinder und Ma enleidend das altbewährte Neſtle'ſche Kind eheht eine leicht cuch vt.
chmeckende und gern genommene Nahrung, wel e dir erkräfte
ebt und Verdauungsſtörungen verhütet. Probe und illuſtrierte

Berlin,ü koſt i d 7roſch J &3 ſtenfrei durch Neſtle's Kindermehl Geſellſchgft,

KNORR Knorr Hafermehl, Knorr- Haferflocken,

für Kinder.
das altbewährte Nährmittel beſte kräftigende Nahrung für

Magenſchwache und Blutarme.
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mehr von ſich hören.

Verhafteten hing wie eine Gewitterwolke am Himmel.

mnend die Achſeln.

Halle, 10. Juni

222272 7
Gram um Dinge, die nicht abzuwenden, höhlt, ſtatt

zu heilen, unſern Buſen aus. Shakeſpeare.

Präſidentendämmerung.
Guſtv Janſon, der kürzlich verſtorbene berühmte ſchwediſche

Dichter, deſſen Növellen aus dem Tripolitaniſchen Kriege
„Lügen“ vor zwei Jahren Aufſehen erregten, hat ein Buch
hinterlaſſen, das uns anmutet wie eine vorausgeſchriebene Ge
ſchichte der Republik Mexiko, mit allen Schikanen, mit ſeinen
Bürgerkriegen bis hin zum Konflikt mit Amerika. Janſons
Buch heißt: Die Spekulation Coſta Negra, ein
Abenteurer-Roman. Es koſtet 4 Mk. broſch., 5 Mk. geb., und iſt
in der Nordiſchen Bücherei von Georg Merſeburger erſchienen.
Ein amerikaniſches Bankhaus hat einem coſta negraniſchen
General ein Schiff mit Waffen und Munition geliefert zur
Beſeitigung des Präſidenten. Als Entſchädigung ſoll der
General dem Bankhauſe die Staatszölle überweiſen. Der
General verſchwindet reſtlos mit ſeiner Beute und läßt nichts

Der Sohn des Geſchäftsinhabers, ein
ſmarter, junger Amerikaner, macht ſich auf die Suche nach dem
General und findet ihn in der Republik als wohlbeſtallten
Miniſter des alten Präſidenten. Ein HYankee läßt ſich aber
nicht prellen wie ein ſimpler Europäer, und ſo entſpinnt ſich
denn zwiſchen dem Miniſter und dem Amerikaner ein Kampf
auf Leben und Tod, der hier mit allen Mitteln der raffinier-
teſten Erzählungskunſt durchgeführt wird.
Twain in einer Perſon, ſagt ein ſchwediſcher Kritiker vom Ver-
faſſer. Wir bringen hier mit Erlaubnis des Verlages einen
Abſchnitt, der ebenſo gut eine Berichterſtattung über den Re-
gierungsabſchied des mexikaniſchen Präſidenten ſein könnte,
wenn auch der Dichter vielleicht den famoſen Kollegen Huertas,
den Venezolaner Caſtro, deſſen Land er genau kennen gelernt
hat, als Vorbild nahm.

Der Amerikaner hat ſeine kontraktlich zugeſicherte Revolution
nunmehr ſelbſt ins Werk geſetzt und ſich mit den Feinden des
Präſidenten verbündet. Die Revolution iſt auf der ganzen
Linie geglückt, aber in der Hauptſtadt ſelbſt iſt man noch
ahnungslos über den Erfolg der Aufſtändiſchem:

Auch dieſer Abend war einem glänzenden Feſt im Präſiden-
tenpalais gewidmet. Ueber den ſtrahlender als gewöhnlich
erleuchteten Regierungsplatz ſtrömten die Gäſte herbei. Die
Mitglieder des diplomatiſchen Korps langten gemeinſchaftlich
mit den Konſuln fremder Mächte an. Nach den ſich wider-
ſtreitenden Gerüchten hielt man dies für geraten. Vorſicht war
ſchon deshalb notwendig, als man es mit einem ſo unberechen-
baren Mann, wie dem Diktator, zu tun hatte. Bedeutungs-
volle Blicke wurden gewechſelt, aber die Lippen waren ver-
ſiegelt. Die Kunde von dem Todesurteil der am letzten W

Da
Alcoſta auf dem Rückzug zwei Miniſter und vier hochgeſtellte
Beamte erſchießen ließ, war ebenfalls bekannt, und ein jeder
war geſpannt, wen der nächſte Blitzſtrahl treffen werde.

Das Veſtibül, die Garderobe und die Korridore füllten ſich
auf einmal mit den Gäſten. Das Schweigen der ſonſt ſo leb
haften Südländer verlieh der Geſellſchaft etwas Geſpenſtiſches.
Alte Freude vermieden es, einander anzuſehen, und Feinde
warfen ſich gegenſeitig höhniſche Blicke zu oder zuckten bezeich-

Eiligſt befreite man ſich von Ueberröcken und
betrat den großen Saal. Die un ausgeſprochenen Fragen, die
forſchenden Seitenblicke und ängſtlich abgemeſſene Bewegungen
zeugten von einer überreizt nervöſen Unruhe.

Zunächſt bemerkte man, daß die Wachen überall verdoppelt,
und wie es bald bekannt wurde, die Gewehre der Polizei ge-
laden waren. Vielleicht gedachte Alcoſta ein Blutbad unter
wirklichen oder eingebildeten Feinden anzurichten. Die Unruhe
wuchs. Alle Vorſicht vergeſſend, begannen die Diplomaten
eifrig zu flüſtern, wo ſie ſaßen und ſtanden.

Es lief ein Säuſeln durch den Saal, als Acoſta eintrat. Jn
Geſellſchaftstracht, die Bruſt mit Orden bedeckt, machte er ſeine
Runde und zeigte ſich ſo liebenswürdig und einnehmend, wie
noch keiner ihn je geſehen hatte. Seine ſtrahlende Miene be-
gann ſich bald in den Geſichtern der Anweſenden wiederzu-
ſpiegeln. Die Spannung wich und die Unruhe legte ſich.
Man nahm an, daß die Aufruhrarmee noch weit entfernt ſein
müſſe und Moran nichts als der unverbeſſerliche Haudegen ſei,
den man nur belächele.

Die Cour ſollte um elf Uhr beginnen. Unmittelbar darauf
würde eine Deputation eine Adreſſe mit Tauſenden von Unter
ſchriften überreichen.

Kurz vor ſeinem Eintritt in den Saal hatte Acoſta einen
Lancier empfangen, der außer Atem und beſtaubt zu ihm ge-
führt wurde.

„Um dieſe Zeit iſt alles abgemacht, Präſident,“ hatte der
Lancier geſagt. „Als ich hierher abging, ſahen wir ſie im Ab-
ſtande einer halben Meile

„Sind Sie ſicher, alle: Moran, Quiroga und das Gefolge
beiſammen geſehen zu haben

„Jch ſah ſie mit eigenen Augen, Präſident.“
Alcoſta klatſchte vergnügt in die Hände: „Sie können gehen,

mein Freund, ich werde Sie nicht vergeſſen.“
Nachdem er eine Weile den verbindlichen Wirt geſpielt,

wurde Alcoſta abermals unruhig und unterbrach ſeine Runde
auf eine Weiſe, wie es niemand, außer ihm, ſich erlaubt hätte.
Uebelgelaunt und verſchloſſen nahm er im Thronſeſſel Platz und
brütete vor ſich hin, ohne ſich an die Geſellſchaft zu kehren.

Ein Adjutant bahnte ſich einen Weg durch die Menge und
meldete, daß ſoeben ein Kurier angelangt ſei.

„Endlich!“ brach Alcoſta aus, indem er aufſprang.
„Gute Neuigkeiten?“ bemerkte ein alter General.
Der Präſident lachte laut: „Für uns alle, ja.“
Jn dem Zimmer, das Alcoſta zuweilen benutzte, um ſich

zurückzuziehen, wartete der breitſchultrige Lancieroffizier, dem
der Plan, die offiziellen Führer des Aufruhrs unſchädlich zu
machen, mißglückt war. Seine Kleidung war zerriſſen und be-
ſchmutzt, die eine Wange blutete aus einer offenen Wunde.

„Haſt du deine Koffer gepackt, Juan?“ begrüßte er den Prä-
identen.f Alcoſta ſetzte ſich in Poſitur, warf den Kopf zurück und ſteckte

zwei Finger zwiſchen ein paar Weſtenknöpfe.
„Joſs, vergeſſen Sie nicht, mit wem Sie ſprechen!“ ſagte er

treng.t Alter Junge, kümmre dich nicht um die Form, die Poſſe iſt

ausgeſpielt. Jetzt gilt's deinen Hals, wenn du dich nicht
augenblicklich aus dem Staube machſt.“

„Jch verſtehe nichtDas alte Knochengerippe Moran und der amerikaniſche
Schreihals, den ſie zum General ernannt haben, ſind mir auf
den Ferſen. Zwei, drei Meilen vor der Stadt entdeckten ſie
mich und einige andere und begannen hölliſch auf uns zu
ſchießen, ein veines Wunder, daß ich mit heiler Haut davon-

„Aber dein Bote behauptete
„Was der Gelbſchnabel gefaſelt, geht mich nichts an. Kurz

und gut, wir fielen über ſie her. Jch ſah's mit eigenen Augen,
wie der alte Moran aus ſeinem Wagen ſtürzte, das war ſeine
Rettung. Na, ſein Tod wäre trotzdem ſicher geweſen, wenn
nicht
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„Wenn nicht keuchte Alcoſta, der jetzt erſt begriff, daß
ſein Plan völlig mißglückt ſei.

„Aber da hatte auch ſchon der andere Amerikaner mit ſeinen
verdammten Höllenmaſchinen zu knallen r Jch be
greife nicht, woran der Kerl dachte, wenn er blindlings in den
Haufen Wir haben ſchon einmal dieſe Bekanntſchaft ge
macht, man ſetzt ſich dem nicht zum zweitenmal aus. Pferde und
Kerle waren wie beſeſſen, und unſer beſter Trupp floh über Hals
und Kopf. Juan Alcoſta hat ausgeſpielt.“

„Stümperl“ ſchrie letzterer außer ſich.
„Leicht gefagt, alter Junge, aber du brauchſt nicht mit

den Augen zu rollen, Juanl Das nützt nichts. Wir müſſen an
unſere Sicherheit denken.“
i mere Sicherheit Bekümmere dich um dich ſelbſt,

„Keine Dummheiten, Juan! Jn allen dieſen Jahren habe ich
dir redlich geholfen, und ſo oft dir jemand im Wege war,
brauchteſt du nur zu blinken, und dem Kerl wurde zu den ſeligen
Jagdgefilden verholfen. Du haſt mir viel zu verdanken. Wir
haben zu lange zuſammengehalten, um uns jetzt zu trennen.“

„Was haſt du vor, Schlingel
„Zu allererſt, mir dergleichen Namen zu verbitten. Dann be

gleite ich dich, habe ich geſagt.“
„Keine Dummheiten ſagteſt du ſelbſt.“
Joſö trat haſtig einen Schritt näher und ſagte nachdrücklich:

„Jnan, wir kennen einander und haben nicht Zeit, koſtbare
Minuten zu vergeuden. Jch weiß, daß du zwanzig, dreißig
Millionen in europäiſchen Banken

„Zwanzig, dreißig Millionen du biſt verrückt,“ wieder-
holte Acoſta mit ungezwungenem Lachen.

Joſé trat einen Schritt näher: „Wir haben beide gewußt, daß
dieſe Präſidentenrolle nur ein kürzes Vergnügen würde. Du
biſt klug geweſen und haſt die Zeit benutzt, während ich ja,
ich war dein gehorſames Werkzeug. Aber mir hat's nur Haß
eingebracht, während du deine Kaſſen gefüllt haſt. Jch gebe zu,
daß du der klügere warſt, Juan. Aber bin ich bis jetzt einfältig
geweſen, ſo iſt damit nicht geſagt, daß ich s fernerhin auch ſein
werde. Du haſt das Spiel verloren und brennſt nach Paris
durch. Jch habe dich manchmal davon reden hören. Kurz und
gut, ich hobe nichts dagegen, dich zu begleiten und

„Jch reiſen! Nein. mein Junge, jetzt bleibe ich und
ſchlage mich bis zum letzten Blutstropfen.“

Joſé blickte ſeinen Spießgeſellen überraſcht an und ſagte
dann mit ſchlauem Lächeln: „Du warſt immer ein verdammt
guter Komödiant, aber mich kannſt du nicht betrügen. Jch be-
gleite dich, habe ich geſagt, und ſo wahr ich lebe

„Bedenke, was du ſagſt,“ unterbrach ihn Alcoſta ſtreng, der
die Hand in die Bruſttaſche geſteckt hatte.

„Jch hab's ſatt, mein Leben für dich zu riskieren,“ entgegnete
der Lancier mürriſch. „Jetzt verlange ich den Lohn für meine
Mühe und Ruhe, vor allem Ruhe. Er zog ſeinen Revolver
hervor und ſpannte den Hahn. „Reize mich nicht, Jnan, ich ſtehe
nicht für die Folgen ein. Der Boden brennt mir unter den
Füßen, und es ſtehen mir nur zwei Wege offen, entweder dir zu
folgen oder dich wie einen Hund niederzuſchießen. Der alte
Moran und Quiroga werden ſchon ungerade gerade ſein laſſen
und mir nach dieſem Schuß vieles vergeben. Aber ich ziehe das
erſtere vor.“

„Verräter!“ Mit einer blitzſchnellen Bewegung riß Alcoſta
einen kleinen Revolver aus der Taſche, und noch ehe Joſé blinken
konnte, waren zwei Schüſſe abgefenert. Der Lancier wackelte,
griff mit beiden Händen nach der Bruſt und fiel dumpf zu
Boden. „Narr!“ murmelte Alcoſta mit einem verächtlichen
Blick auf ſein Opfer, „du wußteſt zu viel mir zu drohenl“
fügte er mit geringſchätzigem Achſelzucken hinzu.

Draußen ließen ſich nahende Schritte hören, und eilig griff
er nach dem Revolver, der Joſé entfallen war. Jn der nächſten
Sekunde hatte Alcoſta deſſen Mündung gegen ſein linkes Hand-
gelenk gerichtet und eine Kugel durch den Aermel ſeines Fracks
geſchoſſen. Kaum hatte er die Waffe fortgeworfen, als ſich die
Tür öffnete und mehrere Offiziere und einige Miniſter herein-
ſtürzten. „Ein Attentat ein Attentat!“ rief ihnen Alcoſta
zu, indem er den linken Arm erhob. „Der Hund hat ſich von
meinen Gegnern kaufen laſſen, aber ich kam ihm zuvorl Welch
gemeiner Verrat! Aber ich werde die Elenden ſtrafen, ſie ver-
nichten Meine Freunde haben Sie Dank für Jhre Teil-
nahme! Sie können ruhig ſein, Alcoſtas Kugel iſt noch nicht
gegoſſen. Sehen Sie, nur mein Rockärmel ſt durchſchoſſen, mir
ſelbſt iſt nicht die Haut geritzt. Es gibt doch eine Vorſehung!
Herr Kriegsminiſter,“ wandte er ſich einem kleinen Herrn zu,
der erbleichend ſich vorgedrängt hatte, „geben Sie ſofort Befehl,
daß die Verſchworenen um elf Uhr heute abend erſchoſſen wer-
den! Hören Sie, um elf Uhrl Herr Kultusminiſter, wollen
Sie augenblicklich dafür forgen, daß in allen Kirchen der Stadt
geläutet werde. Laſſen Sie ebenfalls einige Freudenfeuer an
zünden! Kriegsminiſter, doppelt Salut von der Zitadelle!
Dieſe wunderbare Rettung ſoll auf würdige Weiſe gefeiert wer-
den. Schaffen Sie die Leiche des Undankbaren fort und laſſen
Sie mich allein! Jch muß erſt zur Ruhe kommen, er war doch
ein alter Freund Danke, danke, meine Herren, Jhre Teil-
nahme tut mir wohl. Natürlich wird die Galacour fortgeſetzt
und dann die Deputation empfangen. Ja, ja, es iſt noch eine
halbe Stunde bis dahin. Niemand ſoll mich ſtören. Schicken
Sie mir nur meinen Kammerdiener!“ (Schluß folgt.)

s Die Fanfare.
Roman von Fritz Mauthner.

Richard wollte frei ſein! Sie las aus ſeinen finſteren Zügen,
daß er nicht mehr unter ihrem Banne ſtand, daß er ſich nur durch
ſein Wort gebunden glaubte und daß es ihn zurückzog zu der
adeligen Vettlerin, die er immer geliebt hatte. Für ſie wollte
ſie ihn nicht freigeben! Mit ſeinem Worte wollte ſie ihn feſt
halten, ſo lange ſie Luſt hatte, und ihn quälen, damit Fräulein
von Havenow nicht glücklich wurde.

Sie hatte Richards Frage überhört; als er ſie wiederholte,
erwiderte ſie ſanft:

„Lies, wenn du willſt!“
Johanna hatte geſchrieben.

Gnädige Frau!
„Jch danke Jhnen für die Freundlichkeit, mit der Sie mir

eine lohnende Arbeit zuwieſen. Leider kann ich die Wobhltat,
als welche ich den in Ausſicht geſtellten Lohn empfand, nicht an
nehmen. Eine regelmäßige Beſchäftigung, die mich weniger
anſtrengt, und der ich mich mit mehr Liebe ergeben kann als dem
Abſchreiben dieſer Noten, nimmt den größten Teil meiner Zeit
in Anſpruch und würde die Abſchrift der Oper über Gebühr ver
zögern.

Ergebenſt
Johanna von Havenow-Trienitz.“

Richard warf auch dieſes Blatt ins Feuer. Leontine zuckte
nicht einmal mit den Achſeln.

„Du warſt es auch, die bei dem abſcheulichen Angriff auf die
Ehre von Fräulein von Havenow mitwirkte?“ fragte er ſehr
ernſt.ontine hatte beſchloſſen, es zu keinem Bruch kommen zu

laſſen. Der Einfall zu dem Artikel in der Fanfare ſei von
Richards Vater ausgegangen; man habe ihr die Ausarbeitung
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vorgelegt und ſie habe einige milde Worte eingeſtrent und bös
willige Andeutungen ſtreichen laſſen.

„Mit all dieſen Vorwürfen mußt du dich an deinen Vater
wenden,“ ſagte ſie freundlich; „er war unſer Feldherr, unſer
Redakteur, ich war nur der letzte Journaliſt in ſeinen Dienſten,
und wenn wir dir die Augen geöffnet haben über die Stellung
eines Malermodells, in welches du dich vergafft hatteſt, ſo ſoll
teſt du uns Dank wiſſen. Das heiratet man nicht; wir haben
aus Freundſchaft und Liebe ſo gehandelt, ich und dein Vaterl“

Sie ſprach mit milder Stimme, ſo herzlich, daß es ſchwer war,
den harten Ton des Richters gegen ſie feſtzuhalten.

„Das alles iſt ſo häßlich, ſo entwürdigend für dich und ſür
mich!“ rief Richard. Er ſtand auf und ſtellte ſich zum Fenſter;
vorhin hatte er ſo tapfer ſein Werk vernichten können und jetzt
erſchlaffte ſeine Tatkraft vor der Ruhe dieſer Frau. Seine
Sinne waren nicht mehr im Spiel, aber die Erinnerung an
leidenſchaftliche Stunden hielt ihn ab. noch rückſichtsloſer gegen
ein Weib zu ſein, welches er geküßt hatte, welches ihn liebte und
ſeine bisherigen Kränkungen ſo geduldig hinnahm.

Leontine wollte ihren Vorteil verfolgen.
„Komm zu mir, lieber Richard,“ ſagte ſie ſchmeichelnd, „oder

wie du willſt, hör' mich nur an. Da wir nun einmal einander
angehören, ſo iſt es qut, uns nichts zu verſchweigen. Dein Vater
war es, der uns verbinden wollte; er hatte wohl nur die ganz
gewöhnliche Anſicht, dich reich zu machen. Jch lachte ihn aus,
doch als ich dich kennen gelernt hatte, da lachte ich nicht mehr.
Du mußt mir meine Schwachheit verzeihen; komm', ſetz' dich
her, ich vermag nicht laut zu reden.“
Richard ging langſam zum Sofa, ſie zog ihn ruhig neben ſich

nieder und behielt ſeine Hand in der ihrigen.
„Wir gefielen einander; ich hatte dich ſehr lieb gewonnen,

Richard, du warſt ganz anders als dein Vater, aber du trugſt
eine unmögliche Neigung im Herzen. War es da unrecht, daß
wir ſie bekämpften? Und als du dich endlich beſiegt fühlteſt,
warſt du nicht ſelbſt glücklich?“

Mit glänzenden Augen wandte ſie ſich ihm zu.
Was half es ihm, wenn er ihr nun zurief: „Nein, niemals

war ich glücklich, niemals habe ich Johanna vergeſſen!“ Nur
noch häßlicher wurde alles, nicht beſſer. Sie hatte ein Recht
darauf, ihn feſtzuhalten, ein Recht auf ſein Leben; nur der Tod
löſte ſein Wort ein, und todtraurig erwiderte er ihren leiden-
ſchaftlichen Blick.
Da verwandelten ſich unwiderruflich ihre Züge, der Glanz
ihrer Augen erloſch und der ſehnſüchtig geöffnete Mund ſchloß
ſich; als ob ſie ihm den Entſchluß abgeleſen hätte, ſchaute ſie ihn
mit grauſamer Ruhe wie ein verfallenes Opfer an. Wie eine
ſchöne Mörderin erſchien ſie ihm; er ſprang auf und rief außer
ſich:

„Ein Schatten ſteht zwiſchen uns! Du haſt Martha Piterſen
in den Tod getrieben, ſo magſt du auch mich ermordenl“

Leontine mußte die Augen ſchließen, ſo furchtbar erſchreckte ſie
der Name Martha Piterſen. Hier von dieſer Zimmerecke aus
hatte ſie zum letzten Male die bleichen Züge der Toten geſehen
und hier ſtieg dann und wann wie ein drohender Schatten das
Bild des armen Opfers vor ihr auf. Alle Welt wußte, daß die
Tochter des Kommerzienrats um ihretvwillen ſich in den Halenſee
geſtürzt hatte, aber bis heute hatte niemand Marthas Namen
vor ihr auszuſprechen gewagt, und gerade dieſer unſelbſtändige
Mann mußte in ſeiner Schwäche die Kraft finden, ſie an der ein-
zigen Stelle zu treffen, an der ſie verwundbar war. Das ſollte

er teuer bezahlen! tMit großen Augen blickte ſie ihn wieder an, erhob ſich dan
raſch und ſagte:

„Du ſpionierſt mein Leben aus? Du wirſt nichts darin fin-
den, als das raſtloſe Streben eines armen, ſchönen Weibes, reich
zu werden. Wäre ich häßlich geweſen, ich hätte mich nicht nach
dem Lichte geſehnt; wäre ich leichtſinnig geweſen, ich hätte nie
mals mein Ziel erreicht; ich bin unerſchrocken meinen Weg ge-
gangen, ohne ein Verbrechen zu begehen. Jch hatte kein Gift
bei mir, ich hatte keine Waffen als meine Schönheit, und wenn
das genügte, um jemand zu töten, der meinen Weg kreuzte, was
geht es mich an? Wer kann auch bei ſolchem Unglücksfall unter
ſuchen, wer die größte Schuld trägt? Geh bei deinem Vater in
die Schule den hat die Tote, die du gegen mich beſchwören willſt,
zuerſt mit mir verbunden!“

Richard war erregt bis zum Kamin gegangen und ſpielte
mechaniſch mit dem Schäfermädchen aus Porzellan, das vorhin
ſein Gegenüber verloren hatte.

„Alſo mein Vater wußte auch darum, als er mich bei dir ein-
führte? Jch war wohl der einzige Menſch, der dich nicht kannte?“

Leontine hatte jetzt beinahe ihre Freude an Richards Ver-
zweiflung.

„Dein Valer erfuhr die Sachen in ſehr aufgetragener Weiſe
durch Piterſen ſelbſt, der einige Male bei der Erinnerung an
ſeine Tochter ſchlimme Wutanfälle bekam und mich dann ver-
leumdete. Der Rechtsanwalt und ſpäter dein Vater ſind die
einzigen Zeugen ſolcher Ausbrüche geweſen. O, es war kein
vergnügtes Leben an der Seite des Kommerzienrats Piterſenl“

„Urd was ſagte mein Vater zu ſolchen Enthüllungen?“
Richard ſagte es mit heiſerer Stimme.

Leontine kam mit ihren leichten großen Schritten auf ihn zu
und nahm ihm lächelnd die Porzellanfigur aus der Hand.

„Mein verliebter Schäfer iſt vernichtet, wie ich ſehe; ich möchte
nicht auch noch das Fräulein verlieren. Ja, dein Vater brachte
den Kommerzienrat mit derben Worten zum Schweigen, und
als wir nachher allein waren, ſagte er zu mir: Wenn wir von
altem Adel wären, Sie und ich, wir würden denſelben Wahl-
ſpruch im Wappen führen!l“

Welcher Wahlſpruch meinte mein Vater?“
„Ueber Leichen! Und damals zuerſt hatte er den Einfall, ſo

gleichgeſinnte Geſchlechter mit einander zu verbinden. Du wur
deſt aus England zurückerwartet und ſollteſt dort die praktiſche
Uebung unſeres Spruchs lernen.“

Leontine kreuzte die Arme über die Bruſt und blickte ſpöttiſch
auf Richard. So hoch hatte ſie ſich aufgerichtet und ſo tief ge
beugt ſtand er am Kamin, daß ſie auf ihn niederſchauen konnte.
An der Tür entſtand ein Geräuſch, dann ſchlüpfte der Diener
unhörbar herein und meldete den Grafen Trienitz. Ob gnädige
Frau den Herrn Grafen empfangen wollten

Leontine biß ſich auf die Lippen. Die Witterung eines unge
wohnten Ereigniſſes mußte für ihre Dienerſchaft in der Luft
liegen ſonſt fragte man nicht, ſonſt folgte der Graf dem Diener

„Wahrhaftig, wir
Du gehſt,

lieber Richard?“

auf dem Fuße.
„Jſt ſchon ſeine Zeit?“ fragte ſie gelaſſen.

haben die Eſſenszeit verplaudert. Jch laſſe bitten!

„Jch habe nicht ſo viel Selbſtbeherrſchung, um jetzt ein leeres
Geſpräch zu führen,“ und mit einer ſtummen Verbeugung eilte

er hinaus. JJm Vorzimmer traf er auf den Grafen, der mit Hilfe beider
Diener mühſam aus ſeinem Pelze ſchlüpfte; bei Richarbs Er

ſcheinen raffte er ſich zuſammen, richtete ſich in den Hüften und
ſagte gelänufig:

„Jch vertreibe Sie doch nicht, lieber Mettmann?“
Und er ftreckte taktmäßig faſt ſeine ganze Hand dem Bräuti

gam Leontinens entgegen.

kurzen: „Guten Abend, Herr Graf; ich bin ſehr eiligl“ v
über

Der Graf ſchlich mit ſeinen weichen Schritten durch den lange
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Richard aber ging, ohne die Hand zu bemerken, mit einem

Korridor bis zum gekben Zimmer, dort richtete er ſich zucke 3 h

c
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wieder empor und trat mit unverändertem Lächeln ein er fand
die Hausfrau in der größten Anfregung, ſie hatte die heile Por
iemſtau in der Hand und pochte mit ihr auf den Kaminſims.

s war ein Wunder, daß das Stück nicht entzwei brach.
„Setzen Sie ſich, lieber Graf, machen Sie ſich's bequem; ich

will Jhnen gleich zu Gebote ſtehen, nur laſſen Sie mir Zeit, mich
e beruhigen.

Der Graf war ſofort auf ſeinen Lehnſtuhl zugegangen und
hatte ſich mit ſeinen regelmäßigen drei Bewegungen darauf
niedergelaffen; dann ſtreckte er mit unmerklichem Jucken ſeine
Beine anus, legte die Hände in den Schoß und ſagte mit den ein-
ſchmeichelndſten Tönen ſeiner Stimme:

„Alſo muß ich Jhnen heute Adieu ſagen. liebe Freundin?“
„Leontine drehte ſich ſcharf um und eilte zu ihm.

„Nicht doch, ich will nicht wieder heftig ſein!“ rief ſie ſchnell.
„Jch muß bitten,“ ſagte der Graf mit unverändertem Lächeln;

„Sie wiſſen, ich bin ein wenig nervös. Wenn ein Mann zu
aſtig vorüberläuft, ſo habe ich davon Schmerzen; wenn eine

ſchöne Frau mit Porzellan auf Marmor klopft, ſo tut mir das
weh; wenn meine ſchöne Freundin ſich aufregt und ich mich dar-
über echauffiere, ſo ſpüre ich es auch. Jch fühlte ſeit meinem
Eintritt in dieſe Wohnung viermal meine Nerven.“

Der Graf ſagte das ſo gütig lächelnd, ſo ganz ohne jeden Vor
wurf, als erzähle er eine heitere Geſchichte, aber Leontine kannte
den grenzenloſen Egoismus dieſes Mannes und hoffte kaum

mehr, ihn halten zu können.
Bleiben Sie nur immer hier,“ ſagte ſie dennoch mit der

ruhigen Kälte, die der Graf an ihr ſo hoch ſchätzte, „ich will nie
wieder Marmor klopfen und niemals ſchneller ſprechen als eben
jetzt.“

werden Sie gar bitter,“ ſagte der Graf freundlich.
„Hüten Sie ſich vor Unordnung, liebe Freundin. Sie haben noch
nicht diniert, und dieſer junge geſunde Herr Wettmann iſt böſe
fortgegangen das tut Jhnen nicht gut, auch wenn ich es ver-
tragen könnte.“

Leontine hatte ſich vollkommen gefaßt.
*„Befehlen Sie, verehrter Meiſter,“ ſagte ſie, „Jhre Schülerin

horcht den Worten der Weisheit!“
„Nein, nein,“ erwiderte der Graf und tippte ihr lächelnd auf

die Finger, „ich würde jedesmal Schmerzen haben, wenn ich
dieſem Herrn Mettmann begegnete, der ſo ſchnell an einem vor-
überlaufen kann; wenn Sie ſich mit ihm gezankt haben, ſo muß
es für mich oder für Sie das letztemal geweſen ſein, daß er hier
über den Korridor läuft. Man kann doch nicht mit Leuten rer-
kehren, welche laut ſprechen, ſo oft ſie wollen

(Fortſetzung folgt.)

Kleines Feuilleton.
Reinigung des Waſſers durch ultraviolette Strahlen.

Die von unſerem Genoſſen Dr. Arons erfundene Queck-
ſilberlampe, bei der in einer Röhre aus geſchmolzenen

Quarz Queckſilberdämpfe durch den elektriſchen Strom zum
Glühen gebracht werden, hat wegen ihres außerordentlich ge
ringen Stromverbrauchs (ein Viertel Watt pro Hefnerkerze)
ſchon eine weitgehende Anwendung in der Technik gefunden.
Sie wird vor allem zur Beleuchtung von Arbeitsräumen uſw.
benutzt, während ſie ſich zu allgemeinen Beleuchtungszwecken
weniger eignet wegen der Leichenfarbe, die ihr an roten Strah-
len armes Licht den Geſichtern verleiht. (Durch Beimiſchung
von anderen Metallen hat man übrigens der Queckſilberlampe
ſchon eine freundlichere Färbung zu geben verſucht). Ein ſich
ihr neuerdings eröffnendes Gebiet iſt die Reinigung von Waſſer
für Trink- und ſonſtige Haushaltungszwecke.

Das Licht der Queckſilberlampe iſt außerordentlich reich an
ultravioletten Strahlen, die, für unſer Auge unſichtbar, doch zu
den wirkſamſten Strahlen gehören die wir kennen. Die Quarz-
umhüllung der Lampe läßt dieſe Strahlen ungehindert nach
außen dringen, während bei den Aronslampen der urſprüng-
lichen Konſtruktion, die Glas für die Röhren verwandte, alle

travioletten Strahlen durch dieſes verſchluckt wurden. Das
ultraviolerte Licht übt auf lebendes Gewebe eine zerſtörende

Wirkung aus. Die Ausſtrahlung einer ſolchen Lampe ruft ſelbſt
noch in einigen Dezimetern Entfernung Hautverbrennungen,
Sonnenſtich und heftige Augenentzündungen hervor. Auf dieſer
Eigenſchaft der ultravioletten Strahlen beruht eben erwähnte
Anwendung zur Reinigung des Trinkwaſſers. Wirft man das
ihr vergrößerte Bild eines Wäſſertropfens mittels einer ſtarken
Lichtquelle auf einen Schirm, ſo kann man deutlich das Leben
der Jnfuſorien, ihre raſchen Bewegungen und grotesken Kämpfe

w.

beobachten. Enthullt man nun plötzlich eine in der Nähe befind
liche Quecſilberdampflampe, ſo dauert es nur wenig Sekunden
und jene ganze Welt im Kleinen iſt erſtarrt und tot. Alle
BVazillen und Mifkroben, die harmloſeſten ſo gut wie die gefähr
lichen Typhus-, Eiter- und Syphilisbazillen werden durch die
ultravioletten Strahlen im Augenblick abgetötet. S

Unſere Großſtädte geben heute ſchon rieſige Summen für die
Reinigung ihres Trinkwaſſers aus. Paris hat beiſpielsweiſe
für dieſen Zweck ſchon 600 Millionen Frank geopfert und iſt im
Begriff, weitere 4900 Millionen zu opfern. Schon ſeit einer
ganzen Reihe von Jahren iſt von verſchiedenen Jngenieuren

der Vorſchlag gemacht worden, die Quectſilberlampe zur Reini-
gung des Waſſers zu verwenden. Man hat auch praktiſche Ex
perimente in dieſer Richtung angeſtellt. Es wurde Waſſer aus
dem Kanal von Marſeille genommen, aus dem in weniger als
einem Jahre 17 menſchliche und 1139 Tierleichen gefiſcht worden
waren. Die Reſultate waren durchaus ermutigend. Voraus-
ſichtlich wird ſich alſo die Trinkwaſſerreinigung durch ultra-
violette Strahlen bald einen Platz neben der durch Filter,
Wärme, Ozon oder chemiſche Mittel erringen

Rockefellers Sündengeld.
Welchen Umfang die Erbitterung über das grauſame Vor

gehen von Rockefeller Vater und Sohn gegen die Streikenden in
Kolorado in den Vereinigten Staaten hervorgerufen hat, davon
zeugt eine Debatte im Senate zu Waſhington Bei der Beratung
einer Ackerbaugeſetznövelle, die die Errichtung von Verſuchs-
farmen zum Ziele hat, kam auch zur Sprache, daß für dieſen
Zweck vom Unterrichtsminiſterium überwieſene Kapitalien aus
dem Rockefellerfonds verwandt werden ſollen. Kaum hatte der
Redner die betreffenden Worte geäußert, als weitaus die Mehr
heit des Hauſes ihr m deutlich zum Ausdruck brachte.
Rufe wie „Verbrecher! Mörder!“ und ähnliche Verdammungs-
urteile über den Oelkönig erſchallten. Es half auch einem Ver-
teidiger Rockefellers nichts daß er ihn in eine Parallele mit
Alfred Nobel ſtellte, der ja r ein Rieſenvermögen auf
nicht immer zu billigendem Wege erworben, der dann aber mit
Hilfe dieſes Geldes die großartige Nobelſtiftung gemacht habe,
eine Stiftung, über die in aller Welt nur ein Wort des Lobes
zu hören ſei. Mit dieſem Schachzug hatte er jedoch kein Glück.
Senator Matrine, der Vertreter New Jerſeys im Senate, wies
in ſcharfen Worten dieſen Vergleich zurück und brandmarkte die
Sünden und die Schuld, die die Rockefellers, beſonders durch ihr
jüngſtes Vorgehen gegen die ſtreikenden Arbeiter, auf ſich ge
laden haben, in den ſchärfſten Worten. „Wenn der Staat dieſes
Geld für die Verſuchsfarmen verwenden und eine Familie da
von leben würde, ſo ernährte ſich dieſe von einem Sündengelde,“
meinte er unter lautem Beifall. Dann erzählte er, wie drei
Frauen aus den Streikdiſtrikten Kolorados zu ihm gekommen
ſeien und herzzerreißende Geſchichten von den dortigen Greueln
berichtet hätten. „Wenn der Verteidiger Rockefellers und ſeiner
Schandbuben dieſes vernommen hätte, würde er ſich wohl hüten,
auch nur einen Pfennig Rockefellerſchen Geldes für dieſe Zwecke
nützbar machen zu wollen.“ Schließlich gelangte der Beſchluß,
die Rockefellerſchen Gelder zurückzuweiſen und der Regierung
zu unterſagen, ſie für dieſen und ähnliche Zwecke nutzbar zu
machen mit überwältigender Mehrheit zur Annahme.

Die Schwäche der Frau die Schuld des Mannes.
Wenn man hente von dem „ſchwachen Geſchlecht“ ſpricht und

es Tatſachen gibt, die dieſen Ausdruck zu rechtfertigen ſcheinen,
wer trägt daran die Schuld? Der Mann natürlich Mit

dieſer Anklage tritt eine der Führerinnen der amerikaniſchen
Frauenbewegung, Mrs. Charlotte Perkins Gilman, hervor. „Es
iſt eine Tatſache,“ erklärt ſie, „daß die Frau ihrer Körper-
beſchaffenheit nach durchaus nicht dem Mann unterlegen iſt.
Wenn es heute anders geworden iſt, als die Natur wollte, ſo
liegt das an der falſchen Erziehung. Nur eine kleine Klaſſe als
Paraſiten lebender Frauen ſind wirklich ſchwächere Ge
ſchöpfe ſchöne Frauen mit kleinen weichen weißen Händen.
Sie ſind ſchön aus demſelben Grunde, wie die vornehmen
Chineſen ſechs Zoll lange Fingernägel erhalten ſie arbei-
ten nicht. Dieſes Jdeal der „wahren“ Frau ſtimmt nicht zu
den Tatſachen. Dieſes hat unſere moderne Form ſogenannter
„Ritterlichkeit“ erzeugt, dieſes „Oeffne-die-Tür- und Hebtden
HandſchuhaufJdeals von Ritterlichkeit“. Heute haben ſich dieſe
Anſchauungen geändert, und mit ihnen haben ſich die Frauen
körperlich und geiſtig geändert, und zwar in ſo hohem Grade,
daß es ſchwer zu ſagen iſt, welche Eigenſchaften normal ſind.
Gibſon, der Künſtler, hat mit ſeinen Zeichnungen ein neues
Frauenideal geſchaffen, und die Frau gin und modelte ſich
danach um. Hat man je eine ähnliche Verwandlung im Aeußern

Baum aushöhle

des Mannes beobachtel? Weder für die MRuller noch ſur hreKinder iſt es gut. einen kleinen Körper zu haben. Dieſes Jdeal

der kleinen Frau kam von der Tatſache, daß die kleine und
ſchwache Frau viel leichter zu regieren war.“

Eine fünftauſendjährige Zypreſſe.
Der bekannte Baumkundige des botaniſchen Gartens von

Miſſouri in den Vereinigten Staaten, v. Schenk, hatte gelegent
lich eines Aufenthalts in Mexiko Veranlaſſung genommen, eine
Zypreſſe, die auf dem Kirchhof von Santa Maria del Tule ſteht,
zu unterſuchen. Nach einem eingehenden Studium des Baumes
kommt v. Schenk zu der Anſicht, daß dieſer Baum ein Alter von
mindeſtens fünftauſend Jahren hat.Dieſer Baum, der zuerſt für die Wiſſenſchaft durch Alexander
v. Humboldt bekannt wurde, hat einen Stammumfang von
838 Metern, alſo einen Durchmeſſer von mehr als 12 Meter.
Schon Humboldt ſchätzte nach Vergleichen mit anderen Zypreſſen
das Alter des Baumes auf fünf- bis ſechstauſend Jahre. Schenk
wollte zu einem gang re Reſultate kommen und daher den

n. urch ein beſonderes Verfahren wollte er
dann die Jahresringe der Zypreſſe feſtſtellen. Doch dieſer etwas
überflüſſige Vandalismus wurde verhindert. Der Bevölkerung
iſt die Zypreſſe heilig und ſo mußte der Gelehrte von ſeinem
Vorhaben abſtehen. Bleibt ſomit das Alter des Baumes immer-
hin ein wenig zweifelhaft, ſo iſt es doch nicht unwahrſcheinlich,
daß die Zypreſſe von Santa Maria del Tule der älteſte Baum
der Welt iſt, der mithin ſogar die bibliſche Sündflut glücklich
überſtanden hat.

Ueber eine neue Methode der künſtlichen Atmung
berichtet Dr. G. E. Weinländer in der Umſchau. Bei der bisher
gebräuchlichen Silverſterſchen Methode, die zur Wiederbelebung
Ertrunkener oder Erſtickter angewandt wird, waren eigentlich
zwei Menſchen notwendig, um die Atmung auf kürzere Zeit
durchzuführen. Die Ausatmung kam durch einen ſtarken, auf
den Bruſtkorb geübten Druck zuſtande. Bei der neuen Methode
liegt der Patient auf einem Tiſche, und zwar ſo, daß ſein Kopf
tief über die Tiſchkante herabfällt. Die behandelnde Perſon
ſitzt ihm zu Häupten und hält die nach hinten zurückgeſchlagenen
Arme des Patienten zunächſt in äußerſter Streckſtellung etwas

ſgeſpreizt von einander. Zur Vollführung der Einatmungs-bewegung werden nun die Arme tief nach unten und innen ge-
zogen, wodurch der Bruſtkorb ſoweit ausgedehnt wird, als dies
überhaupt möglich iſt. Bringt man nun die Arme in die Aus
gangsſtellung zurück, ſo ſinkt der Bruſtkorb von ſelbſt ein u. die
Ausatmung kommt zuſtande. Dieſe Bewegungen müſſen 30 bis
40 mal in der Minute gemacht werden; die können ohne große
Ermüdung bequem von einer Perſon unter Umſtänden ſtunden-
lang durchgeführt werden.

Jm Waldesfrieden.
Wie der vollen Wipfel Rauſchen
Fremd und feierlich erklingt.
Kühlung weht aus ernſtem Schweigen,
Tief im Wald ein Vogel ſingt
Fern die Welt. Verrauſcht, zerſtoben
Jſt ihr unruhvolles Spiel,
Und ein ſchlichtes Kinderlachen
Scheint des Lebens höchſtes Ziel.

Mußte Liebe mich verraten,
Eh ich dieſen Frieden fand?
Trägt des Schmerzes dunkle Schwinge
Nur allein in dieſes Land?
Nimm mich auf in deine Kreiſe,
Eh das Leben uns noch ſchied,
O Natur, es rauſcht der Seele
Tröſtung auf in deinem Lied.

Otto Krille.
Humor und Satire.

Koſtſpieliger Beweis. Frau (ſchmeichelnd) „Das neue Koſtüm
iſt ja allerdings ziemlich teuer e worden, Wännchen, aber ich
gedenfe es auch recht lange zu tragen Hier iſt der Beweis: Jch
habe mir gleich zwölf Paar dazu paſſende Handſchuhe gekauft!“

(Flieg. Bl.)

S Genoſſenſchaftsbewegung.
Kauft Genoſſenſchaftsfabrikate.

Weil die Käuferinnen zu wenig Jntereſſe für Genoſſenſchafts-
angelegenheiten haben, muß leider feſtgeſtellt werden, daß eine
ziemlich große Anzahl Konſumvereine ihren Bedarf nicht in aus
reichendem Maße bei der Großeinkaufs- Geſellſchaft deckt. Auch
der Bezug der Vereine aus den eigenen Produktions-
betrieben der Großeinkaufs- Geſellſchaft läßt in manchen
Vereinen und in manchen Artikeln ſehr zu wünſchen übrig. So
iſt beſonders mit Bedauern aus der Statiſtik feſtgeſtellt, daß
viele Konſumvereine die Seifenfabrikate der Großeinkaufs-Ge-
ſellſchaft nicht genügend berückſichtigen. Jm Herbſt wird die
weite Seifenfabrik der Großeinkaufs- Geſellſchaft in

Düſſeldorf in Betrieb genommen. Es wird dadurch eine weſent-
liche Frachterſparnis für die Konſumvereine erzielt, an der alle

onſumvereine, auch die ſächſiſchen, teilnehmen. Der Umſatz
er Seifenfabrik betrug 1912 5 569 6411 Mk., 1913 6 343 683 Mk.

Der Umſatz iſt ſo groß, daß in Gröba gegenwärtig die Produk-
onsmenge in Kernſeifen nicht mehr geſteigert werden kann.

An Perſonen wurden 1913 in der Seifenfabrik allein 246 be
ſchäftigt. Die beſonderen Vergünſtigungen, die den beſchäftig-
ten Perſonen gewährt werden, belaufen ſich im Durchſchnitt
pro Woche und Perſon auf 2 Mark. Außerdem ſind Tarife
mit den in Frage kommenden Gewerkſchaften abgeſchloſſen. Die
produzierte Menge der Seifen ſtieg:

bei Kernſeifen um 550000 Kilogramm 3 Proz.
G. E. G. Seifenpulver 200000 21
diverſe Seifenpulver 310000 209
Bleichſoda 274000 25Famos 231000 S 51ToiletteSeifen 60000 Dutzend 16

Beſonders erfreulich iſt die enorme Steigerung des Umſatzes
dem Waſch und Bleichmittel Famos. das die Konſumvereine

als Erſatz für Perſil kaufen. Sehr gute Zeugniſſe ſind der
Qualität durch verſchiedene Unterſuchungsämter dem Waſch-
mittel Famos ausgeſtellt worden. Es iſt dieſe Umſatzſteigerung
um ſo erfreulicher als ja gerade hier bei den Konkurrenzfabri-
faten eine ungeheure Reklame bezahlt werden muß. Man ſchätzt
die Reklame, die die Firma Henkel u. Ko. jährlich ausgibt,

f 3 bis 5 Millionen Mark.
Ucber den Seifeneinkauf ſchreibt jemand dem Genoſſenſchaft-
ichen Volksblatt folgende Plauderei:
Als ich kürzlich einer Frau klarzumachen ſuchte, daß ſie die

fenfabrikate der Großeinkaufs- Geſellſchaft kaufen ſolle, er
t ich die ſoeben wiedergegebene Antwort. „Jch kaufe meine
fe ſchon jahrelang beim Seifenhändler S. Dort bekomme
das Stück Seife ebenſo groß und noch größer als bei Jhnen.

zenn ſie dert höheren Lohn und mittags billiges Eſſen bekom-
gen fo müſſen wir es doch mitbezahlen!“ fügte die Frau hinzu!
Belche Selbſtſucht liegt doch in dieſen Worten Das eigene Jch
t über aſles. Ich ſagte: „Liebe Fran nicht wahr, Sie ſind

och Jhren drei Kindern recht herzlich
z ihnen eine beſſere Exiſtenz zu ſ

t und würden all es tnn,
fen. Nehmen wir an,

r Guſtav würde Tiſchler. Nun wir irgendwo eine genoſſen

e e
ſchaftliche Möbelfabrik errißlet. Da Jhr Sohn nun gerade an
dem fraglichen Ort arbeitet und ein tüchtiger Kerl iſt, wird er
Werkführer. Die Fabrik ſtellt wunderbar ſchöne Möbel her, aber
die Konſumenten in Berlin, Hamburg, Dresden uſw. ſagen:
„Was gehen uns denn die Tiſchler da draußen an! Wir kaufen
unſere Möbel ſchon jahrelang beim Tiſchler N. der macht ſie
ebenſo ſchön!“ Die Aufträge der Fabrik genügen nicht, es tritt
Arbeitsmangel ein, und Jhr Sohn, welcher wöchentlich 10 Mk.
mehr rerdiente als früher, muß entlaſſen werden. Wer würde
da wohl am meiſten über die Verſtändnisloſigkeit der Konſu-
menten ſchimpfen?“ So wie jene Frau denken leider auch noch
vielc. Dieſen Kurzſichtigen möchte ich zurufen: Jhr begeht ein
Verbrechen an euren Kindern, wenn ihr nicht helft, die Eigen-
produktion der Genoſſenſchaften zu fördern. Jede Franu, welche
Seifenpulver der Konkurrenz und nicht die Artikel mit der
Schutzmarke GEG kauft, trägt dazu bei, daß auch ihre Kinder
unter denſelben Verhältniſſen leben müſſen wie ſie ſelbſt. Wenn
eine Frau als Mutter ihre Pflicht erfüllen will, muß ſie auch auf
dieſem Gebiet ihre Pflicht tun. K
Genoſſenſchaftlicher Triumph und die Dummheit der

Gegner.
9Vor einigen Wochen ging der Verband ſchweizeriſcher Kon-

ſumvereine mit der Groß-Schlächtereifirma Bell A.-G. in Baſel,
die zirka 80 Filialen im Lande hat. eine Alliance ein, vermöge
deren es dem Verband der Konſumvereine ermöglicht werden
ſollte, Mitgliedern billiges und gutes Fleiſch zu lie-
fern, um ſo den wucheriſchen Bauern und Viehzüchtern einen
Streich zu ſpielen. Der Verband erwarh ein Driftel der Aktien
dieſer Firma, um den nötigen Einfluß ausüben zu können und
erhielt auch die entſprechende Vertretung im Aufſichtsrat der
Firma Bell. Daroh großes Geſchrei bei den Gegnern! Biſſig
tauften ſie dieſe Allignce die Bell-Alliance und denunzierten die
Verwaltungen des Verbandes bei den Mitgliedern als Verräter,
weil ſie ſich mit einem fapitaliſtiſchen Geſchäft eingelaſſen,
dennnzierten zugleich die Firma Bell als ſozialdemokratiſch ver
ſeucht, weil ſie ſich „unter die Fittiche der ſozialdemokratiſchen
Konſumvereine begeben“ habe.

Und die Folgen? Die Hetzer waren wieder einmal ein Teil
von jener Kraft, die ſtets das Böſe will und doch das Gute
ſchafft: infolge der ungehenerlichen Hetze gegen Beſſ wurden die
Inhaber der Aktien dieſer Firma ſtutzig, wurden ſchließlich als
wan ihnen den Ruin der Firma vorausſagte, wenn ſie länger
in der Alliance mit den Konſumvereinen bleibe, ſogar änaſtlich
und verfauften in ihrer Angſt ihre Aktien! Und wer kanfte
ſie ihnen ab? Mittelsperſonen des Verbandes der Kon-
ſumvereine! Und die Folge? Dem Verbande iſt es auf
dieſe ſehr einfache Weiſe geſnungen die größere Hälfte de r
Aktjienin ſeine Hände und damit die Mehrbeit und ben
entſcheidenden Einfluß jn er Generalverſammlung der Firma
Velll zu erhalten. Und damit die totale Dummheit der Gegner
völlig offenbar werde: des gehbeime Dirkfulgr. in welchem der
Verband dieſe erfreuliche Nachricht an ſeine Mitglieder meldete,

wurde in den Organen der Gegner des Verbandes veröffentlicht
und nun ein großes Geſchrei darüber erhoben, daß die ange
ſehene Schweizer Firma Bell gänzlich im Verband der Konſum-
vereine aufzugehen im Begriff ſteht. Jhr Zorn iſt erklärlich
Mit der Erwerbung der Aktien iſt eine der größten Aktiengeſell-
ſchaften auf dem Gebiet der Lebensmittelverſor zung der Schweiz
in die Hände der Konſumvereine gegeben und damit die Mög-
lichkeit geſchaffen worden. trotz aller Wucherverſuche der bäuer
lichen Viehzüchter zirka 270 000 ſchweizeriſchen Genoſſenſchaftern
billiges und gutes Fleiſch zu liefern und indirekt die Fleiſcher
im Lande zu zwingen, mit ihren hohen Fleiſchpreiſen ebenfalls
herabzugehen. Jm Lager der Konſumvereine herrſcht über die
Folgen der Dummheit der Gegner ungeheure Freude. Es iſt
aber keine Ausſicht vorhanden, daß die Feinde der Konſumver-
eine daraus lernen werden.

Genoſſenſchaften und Parteibewegung in England.
Jn einer Sitzung des gegenwärtig in Belfaſt (Jrland)

tagenden britiſchen Genoſſenſchafts Kon greſſes
kamen die bereits mehrfach verhandelten Vorſchläge zur An
bahnung engerer Beziehungen zwiſchen den Genoſſenſchaften,
Gewerkſchaften und der Arbeiterpartei wieder zur Sprache.
Der Vor ſtand unterbreitete dem Kongreß einen Vorſchlag,
wonach ein Vereinigter Genoſſenſchafts und Ärbeiterrat, in dem
die Cooperative Union, die Großeinkaufs-Genoſſenſchaft, der
Gewerkſchaftskongreß und die Arbeiterpartei vertreten waren,
gegriindet werden ſollte. Als Zwecke dieſes Vereinigten Rates,
wurden in der Vorſtands- Reſolution angegeben:

„Die Förderung eines beſſeren Einverſtändniſſes und einer
engeren Arbeitsgemeinſchaft; die Durchführung
eines gemeinſamen Programms für erzieheriſche und praktiſche
Zwecke die Einflußnahme auf die Angeſtellten und Mitglieder
der Genoſſenſchaftsbewegung. damit ſie ihren reſpektiven Ge
werkſchaften beitreten; die wechſelſeitige and zufriedenſtellenbe
Beilegung von Differenzen über Arbeits edingungen, ehe eine
Arbeitseinſtellung (in einem genoſſenſchaftlichen Betriebe) er-
folgt; die Unterſuchung, inwiefern die überſchüſſigen Kapitalien
der reſpektiven Bewegungen zur Förderung von genoſſenſchaft
lichen Unternehmungen verwendet werden können; die Gewerk
ſchaften zu veranlaſſen, ihre Bank- und Verſicherungsgeſchäfte
in Verbindung mit der Genoſſenſchaftsbewegung zu betreiben;
und als Vermittlungsglied zwiſchen der Genoſſenſchaftsbewe
gung und der Arbeiterpartei zu dienen, wenn die erſtere ihre
Wünſche in bezug auf Geſetzesvorſchläge fördern will.“

Die Vorſtands Reſolution war, wie man ſieht, recht vorſichtig
abgefaßt und legte den größten Nachdruck auf die Vorteile, die
den Genoſſenſchaften aus der Arbeitsgemeinſchaft erwüchſen.
Sie ſtieß dennoch bei vielen Delegierten auf Widerſpruch. Dieſe
wollten die Arbeiterpartei von der Arbeitsgemeinſchaft ausge
ſchloſſen wiſſen und ſetzten ſich energiſch für die politiſche Neu-
tralität der Genoſſenſchaftsbewegung ein. Zum Schluß wurde

r ganze Diskuſſion auf den nächſten Kongreß ver
a g
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